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Executive	Summary	

In	 den	 Jahren	 nach	 der	 Wirtschaftskrise	 hat	 sich	 O� sterreich	 im	 internationalen	 Vergleich	 eher	

schwächer	entwickelt	und	einen	Wachstumsrückstand	zu	vergleichbaren	Volkswirtschaften	 in	der	

Eurozone	aufgebaut.	Mit	2017	fand	eine	Trendumkehr	statt.	Im	Jahr	2018	sowie	im	laufenden	Jahr	

weist	O� sterreich	höheres	Wachstum	als	Deutschland	oder	die	Eurozone	insgesamt	auf,	auch	wenn	

der	langfristige	Wachstumsrückstand	etwa	gegenüber	Deutschland	noch	nicht	gänzlich	kompensiert	

werden	 konnte.	 Zudem	 gehen	 aktuelle	 Prognosen	 von	 einer	 allgemeinen	 Abkühlung	 des	

wirtschaftlichen	 Klimas	 aus,	 teilweise	 bedingt	 durch	 die	 Verunsicherung	 aufgrund	 des	 unklaren	

Ausgangs	 des	 Brexit	 und	 die	 weltweiten	 Handelskonflikte.	 Vor	 diesem	 Hintergrund	 ist	 es	 umso	

wichtiger,	vor	Ort	die	Wettbewerbsfähigkeit	des	Wirtschaftsstandorts	O� sterreich	zu	stärken	und	so	

die	Grundlagen	für	mehr	Wachstum	und	Wohlstand	zu	schaffen.		

Internationalen	 Rankings	 zur	 Wettbewerbsfähigkeit	 folgend	 bestehen	 in	 O� sterreich	 in	 Sachen	

Standortqualität	 Baustellen.	 Dazu	 gehören	 unter	 anderem	 die	 hohe	 Belastung	 der	

Erwerbseinkommen	 durch	 Abgaben,	 Ineffizienzen	 in	 der	 öffentlichen	 Verwaltung,	 Probleme	 im	

Bereich	 des	 Arbeitsmarktes,	 insbesondere	 durch	 das	 Fehlen	 von	 ausreichend	 qualifizierten	

Arbeitskräften,	und	ein	Mangel	an	Flexibilität	unter	anderem	bei	den	Arbeitszeitregelungen	sowie	

bürokratische	Hürden.	

In	den	letzten	Jahren	sind	in	den	meisten	dieser	Bereiche	Reformschritte	getätigt	bzw.	zumindest	

begonnen	 worden.	 Hierzu	 gehören	 die	 Senkung	 der	 Lohnnebenkosten	 über	 eine	 Reduktion	 der	

Beiträge	 zum	 Familienlastenausgleichsfonds	 und	 der	 Unfallversicherung,	 die	 Einführung	 des	

Familienbonus,	 Maßnahmen	 zur	 Stärkung	 von	 E-Government	 und	 die	 Abschaffung	 erster	 Gold-

Plating	Bestimmungen,	die	Etablierung	neuer	Lehrberufe	und	die	Implementierung	einer	stärkeren	

Arbeitszeitflexibilisierung	durch	das	Arbeitszeitgesetz	Neu.	Wissenschaftliche	Untersuchungen	 zu	

diesen	 Themen	 zeigen,	 dass	mit	 diesen	Maßnahmen	 positive	 volkswirtschaftliche	 Auswirkungen	

verbunden	sind.	So	stärkt	eine	Reduktion	der	Abgabenbelastung	die	Standortqualität	und	damit	die	

Wettbewerbsfähigkeit,	kräftigt	Beschäftigungsnachfrage	und	-angebot,	reduziert	die	Arbeitslosigkeit,	

erhöht	 die	 verfügbaren	 Einkommen	 der	 privaten	 Haushalte	 und	 führt	 zu	 zusätzlicher	 privater	

Konsumnachfrage.	 Abgabensenkungen,	 insbesondere	 bei	 Abgaben	 auf	 Erwerbseinkommen,	

finanzieren	sich	zum	Teil	über	diese	positiven	Effekte	selbst.	

Bürokratiebelastungen	erschweren	die	Wirtschaftstätigkeit,	erfordern	den	Einsatz	von	Personal	für	

Aufgaben,	 die	 nicht	 mit	 dem	 Kerngeschäft	 eines	 Unternehmens	 in	 Verbindung	 stehen,	 erhöhen	

dementsprechend	die	Produktionskosten	und	damit	die	Preise	für	heimisch	produzierte	Güter.	Dies	

schwächt	 die	 Standortqualität.	 Eine	 regelmäßige	 U� berprüfung	 der	 Notwendigkeit	 von	
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bürokratischen	Belastungen	ist	damit	angezeigt.	E-Government	und	der	Abbau	von	Gold-Plating	sind	

dementsprechend	 sinnvolle	 Maßnahmen.	 Eine	 Verringerung	 des	 Aufwands	 für	

Unternehmensgründungen	 sowie	 bei	 Genehmigungsverfahren	 kann	 die	 Unternehmens-	 und	

Investitionsdynamik	befördern.		

Die	 Lohnnebenkosten,	 also	Dienstgeber-Sozialversicherungsbeiträge	 sowie	 Lohnsummenabgaben,	

tragen	 in	 O� sterreich	 zu	 einem	 erheblichen	 Teil	 zum	 Steuerkeil	 bei	 und	 haben	 in	 den	 letzten	

Jahrzehnten	merklich	zugelegt.	Die	Belastung	der	Einkommen	über	Lohnnebenkosten	beeinflusst	die	

Wettbewerbsfähigkeit	 der	 Beschäftigten	 und	 Unternehmen	 im	 internationalen	 Vergleich.	

Lohnnebenkosten	verteuern	die	Personalkosten	und	damit	die	Produktionskosten.	Als	Folge	davon	

sind	 über	 die	 Arbeitsnachfrage	 Auswirkungen	 auf	 die	 Beschäftigung	 und	 die	 Arbeitslosigkeit	

verbunden.	Die	Senkung	dieser	Abgaben	in	den	letzten	Jahren	stärkt	damit	den	Wirtschaftsstandort.	

Werden	die	Lohnnebenkosten	beispielsweise	um	2,1	Mrd.	Euro	gesenkt,	dann	legt	das	BIP	kurzfristig	

um	etwa	800	Mio.	Euro	und	längerfristig	um	1,3	Mrd.	Euro	zu	und	die	Beschäftigung	fällt	um	mehr	

als	10.000	Personen	höher	aus.	Dementsprechend	waren	die	jüngsten	Maßnahmen	zur	Senkung	der	

Lohnnebenkosten	ein	wichtiger	Aspekt	bei	der	Sicherung	der	Standortqualität.		

Der	Arbeitsmarkt	ist	eine	zentrale	Triebfeder	für	einen	Wirtschaftsstandort.	Qualifiziertes	Personal	

stellt	einen	Eckpfeiler	 für	hoch	entwickelte	Volkswirtschaften	dar.	Ohne	ausreichend	ausgebildete	

Erwerbstätige	ist	das	Niveau	des	Wirtschaftsstandortes	und	auch	des	Sozialstaats	nicht	aufrecht	zu	

erhalten.	 Die	 Einführung	 neuer	 und	 U� berarbeitung	 bestehender	 Lehrberufe	 ist	 daher	 von	

grundlegender	 Bedeutung.	 Dies	 ist	 insbesondere	 auch	 deswegen	 so	wichtig,	 da	 in	O� sterreich	 ein	

großer	Teil	der	Erwerbsbevölkerung	einen	Lehrberuf	abschließt	und	in	diesem	Bereich	tätig	ist.	Dies	

ist	 auch	 vor	 dem	 Hintergrund	 der	 intensiven	 Einbindung	 österreichischer	 Unternehmen	 in	

internationale	 Wertschöpfungsketten	 relevant.	 Aufgrund	 der	 hohen	 Wettbewerbsfähigkeit	

österreichischer	Industrieunternehmen	ist	die	Ausgangslage	gut.	Schwach	ausgeprägt	ist	hingegen	

die	 Spezialisierung	 und	 Partizipation	 im	 Bereich	 Informationsdienstleistungen.	 Eine	 laufende	

Anpassung	der	Lehrberufe	mit	begleitender	Evaluierung	der	Lehrinhalte	sind	daher	bedeutend	für	

die	Aufrechterhaltung	der	hohen	Standortqualität.	Die	in	den	Jahren	2018	und	2019	verabschiedeten	

Lehrberufspakete	können	als	Schritt	in	diese	Richtung	gesehen	werden.	

Die	Arbeitszeitflexibilisierung	ist	ein	weiterer	wesentlicher	Aspekt	für	die	Standortqualität,	da	mit	

ihr	eine	bessere	U� bereinstimmung	zwischen	Arbeitszeit	und	Nachfrage	in	den	Unternehmen	erreicht	

werden	kann.	Empirische	Befunde	zeigen,	dass	ein	positiver	Zusammenhang	zwischen	 flexibleren	

Arbeitszeiten	 und	 Produktivität	 der	 Erwerbstätigen	 besteht.	 Von	 einer	 Flexibilisierung	 können	

jedoch	 nicht	 nur	 die	 Unternehmen,	 sondern	 auch	 die	 ArbeitnehmerInnen	 profitieren,	wenn	 zum	
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Beispiel	die	flexibleren	Arbeitszeiten	für	eine	bessere	Vereinbarkeit	von	Beruf	und	Familie	genutzt	

werden.		

Bei	einigen	der	 in	den	letzten	Jahren	diskutierten	Reformen	sind	bisher	nur	erste	Schritte	gesetzt	

worden.	 Eine	 konsequente	 Fortführung	 ist	 daher	 notwendig,	 um	 die	 vollständige	 Reformrendite	

einzufahren.	Dazu	gehören	beispielsweise	die	Entlastung	der	BürgerInnen	und	Unternehmen	von	

Bürokratiekosten	 sowie	 insbesondere	die	weitere	Reduktion	der	Abgabenbelastung.	Die	 geplante	

Steuerreform	vom	Mai	2019	wäre	ein	wesentlicher	Reformschritt	gewesen.	Auch	wenn	erste	Schritte	

im	Steuerreformgesetz	2020	voraussichtlich	umgesetzt	werden,	betragen	diese	nur	einen	kleinen	

Teil	der	ursprünglich	geplanten	Maßnahmen.	Simulationen	von	EcoAustria	mit	dem	Makromodell	

PuMA	 (Public	 Policy	 Model	 for	 Austria)	 zeigen,	 dass	 die	 Reform	 insgesamt	 deutlich	 mehr	

Wirtschaftswachstum	 und	 eine	 um	 rund	 50.000	 Personen	 höhere	 Beschäftigung	 ausgelöst	 hätte.	

Auch	vor	dem	Hintergrund	der	nach	wie	vor	recht	hohen	Arbeitslosigkeit	in	O� sterreich	wäre	dies	ein	

weiterer	bedeutender	Schritt	in	die	richtige	Richtung.		

Neben	den	erwähnten	Faktoren	ist	Forschung	und	Entwicklung	einer	der	wesentlichen	Pfeiler	für	die	

ökonomische	 Entwicklung.	 Die	 programmatisch-inhaltliche	 Analyse	 der	 österreichischen	 F&E-

Förderungen	 an	 Unternehmen	 zeigt,	 dass	 ein	 Gutteil	 themenoffen	 ausgestaltet	 ist	 und	 die	

programmatischen	 Grundlagen	 im	 Allgemeinen	 auch	 keine	 Spezifikation	 und	 Differenzierung	

vornehmen.	 Der	 größte	 Teil	 der	 für	 Unternehmen	 offenen	 Förderangebote	 richtet	 sich	 an	

Unternehmen	 unabhängig	 von	 der	 Branche	 oder	 der	 Größe.	 Dies	 ist	 positiv	 zu	 bewerten,	 denn	

thematisch	festgelegte	Programme	bergen	die	Gefahr	in	sich,	dass	andere,	nicht	geförderte	Bereiche	

ebenso	 hohe	 oder	 sogar	 höhere	 volkswirtschaftliche	 Erträge	 mit	 sich	 bringen	 würden.	 „Blinde	

Flecken“	in	der	F&E-Förderlandschaft	O� sterreichs	scheint	es	damit	nicht	zu	geben.	Darüber	hinaus	

bestehen	eine	Reihe	von	Programmen,	die	Kooperationen	zwischen	Unternehmen	und	Universitäten	

bzw.	 Forschungseinrichtungen	 und	 damit	 den	 Wissenstransfer	 fördern.	 Aktuelle	 Schwerpunkte	

betreffen	 Digitalisierung,	 KMU,	 Gesundheit,	 Medizin	 und	 Life	 Sciences	 sowie	 F&E-relevante	

Humanressourcen	in	Unternehmen.		

O� sterreich	weist	bei	einer	F&E-Quote	von	3,2	Prozent	des	BIP	im	internationalen	Vergleich	recht	hohe	

Bruttoninlandsausgaben	für	F&E	auf.	Auf	der	Ergebnisseite	erreicht	O� sterreich	etwa	beim	European	

Innovation	 Scoreboard	 oder	 beim	 Global	 Innovation	 Index	 der	 World	 Intellectual	 Property	

Organisation	 (WIPO)	 lediglich	 Platzierungen	 im	 besseren	 Mittelfeld.	 Für	 O� sterreich	

vergleichsrelevante	 Peers	 wie	 Deutschland,	 Schweden	 oder	 die	 Niederlande	 erreichen	 mit	 teils	

niedrigeren	F&E-Quoten	vergleichbare	oder	bessere	Werte.	Nur	Schweden	weist	von	den	genannten	

Ländern	eine	noch	höherer	F&E-Quote	auf.	In	der	detaillierten	Betrachtung	des	European	Innovation	
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Scoreboard	ergibt	sich	ein	differenziertes	Bild.	Insbesondere	bei	der	Einbindung	von	Unternehmen	

und	auch	KMU	in	das	Innovationssystem	erreicht	O� sterreich	gute	Platzierungen.	Aufholpotenziale	

ergeben	 sich	 insbesondere	 bei	 wissensintensiven	 Dienstleistungsexporten	 sowie	 bei	 der	

Verfügbarkeit	von	Risikokapitel	für	F&E.	Die	Ausweitung	der	Mittel	für	die	anwendungsorientierte	

und	standortrelevante	Forschung	kann	daher	eine	Rolle	bei	der	Stärkung	der	Wettbewerbsfähigkeit	

des	Wirtschaftsstandort	O� sterreich	spielen.	Unabhängig	vom	Niveau	des	 öffentlichen	Beitrags	zur	

unternehmensnahen	 Forschung,	 sollte	 jedenfalls	 die	 Effizienz	 des	 Mitteleinsatzes	 und	 des	

Fördersystems	in	den	Blick	genommen	werden.	Mit	dem	Forschungsrahmengesetz,	das	sich	aktuell	

in	 Begutachtung	 befindet,	 sollen	 Optimierungen	 im	 System	 der	 Forschungsförderung,	 etwa	 im	

Hinblick	 auf	 die	 stärkere	 Trennung	 zwischen	 strategisch-operativer	 Steuerung,	 vorgenommen	

werden.	Dennoch	ist	auch	in	Zukunft	Augenmerk	auf	 Ineffizienzen	und	Schwächen	im	System	der	

Forschungsfinanzierung	 zu	 legen.	 Dies	 gilt	 nicht	 zuletzt	 im	 Hinblick	 auf	 die	 Verfügbarkeit	 von	

Risikokapital	für	F&E.
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1. Motivation	und	Hintergrund	

Die	 Stärkung	 eines	 Wirtschaftsstandorts	 ist	 eine	 Daueraufgabe	 der	 Wirtschaftspolitik.	 Stillstand	

bedeutet	 in	 diesem	 Zusammenhang	 Rückschritt,	 weil	 sich	 Standorte,	 die	 im	 Wettbewerb	 mit	

O� sterreich	stehen,	laufend	verbessern.	Auch	wenn	die	österreichische	Volkswirtschaft	in	den	letzten	

Jahren	kräftiger	 gewachsen	 ist	 als	 in	den	 Jahren	 zuvor,	 trüben	 sich	die	Wachstumsaussichten	 am	

aktuellen	 Rand	 ein	 –	 nicht	 zuletzt	 getrieben	 von	 der	 weltweiten	 Verunsicherung	 durch	 neue	

Handelskriege	und	dem	unklaren	Ausgang	des	Brexit.		

Es	bestehen	nach	wie	vor	etliche	Ansatzpunkte,	die	Qualität	des	Wirtschaftsstandorts	O� sterreich	zu	

steigern	und	damit	die	Grundlage	für	mehr	Wachstum	und	Wohlstand	zu	schaffen.	So	befindet	sich	

die	Arbeitslosigkeit	nach	einem	konjunkturbedingten	Rückgang	in	den	letzten	Jahren	weiterhin	auf	

hohem	Niveau	und	die	Wachstumseinbußen	zu	Vergleichsländern	seit	2011	beim	BIP	pro	Kopf	sind	

noch	 nicht	 gänzlich	 kompensiert.	 Hinweise	 auf	 notwendige	 Strukturreformen	 liefert	 O� sterreichs	

Position	 in	 Rankings,	 die	 sich	 für	 den	 internationalen	 Vergleich	 der	 Standortattraktivität	 und	

Wettbewerbsfähigkeit	etabliert	haben.	Schlussendlich	wird	O� sterreich	sein	hohes	Wohlstandsniveau	

nur	halten	können,	wenn	die	österreichischen	ArbeitnehmerInnen	überdurchschnittlich	qualifiziert	

und	auch	produktiv	sind.	Die	Ergebnisse	der	Standortrankings	zeigen	Reformbedarf	in	Hinblick	auf	

die	 institutionellen	und	wirtschaftlichen	Rahmenbedingungen:	eine	niedrigere	Abgabenbelastung,	

eine	 weniger	 restriktive	 Arbeitsmarktregulierung	 sowie	 geringere	 Bürokratielasten	 für	 die	

Unternehmen	sind	wichtige	Ansatzpunkte.		

Die	 vorliegende	 Studie	 schätzt	 erstens	 die	 Qualität	 des	 Wirtschaftsstandorts	 O� sterreich	 im	

internationalen	Wettbewerb	ein	und	liefert	Ansatzpunkte	für	mehr	Wettbewerbsfähigkeit.	Zweitens	

werden	 jüngere	 Maßnahmen	 zur	 Verbesserung	 des	 Wirtschaftsstandorts	 in	 diesen	 Rahmen	

eingeordnet.	 Zudem	 werden	 drittens	 exemplarisch	 Maßnahmen	 herausgefiltert,	 die	 in	 Zukunft	

gesetzt	werden	sollten,	um	den	Wirtschaftsstandort	O� sterreich	weiter	zu	stärken.	

Zur	 Beantwortung	 dieser	 Forschungsfragen	 wird	 insbesondere	 auf	 die	 Ergebnisse	 bestehender	

Studien	 zurückgegriffen.	 Dazu	werden	 Studien	 und	 Publikationen	 nationaler	 und	 internationaler	

Forschungseinrichtungen	 und	 Institutionen	 verwendet.	 Soweit	 möglich,	 liefern	 die	 Analysen	

quantitative	Aussagen	zu	den	Auswirkungen	von	Reformen,	so	z.B.	 im	Hinblick	auf	die	erwarteten	

volkswirtschaftlichen	Effekte	 verschiedener	Politikmaßnahmen	 (z.B.	 auf	BIP	oder	Beschäftigung).	

Wo	dies	nicht	möglich	ist,	erfolgt	eine	qualitative	Einschätzung.	Das	nachfolgende	Kapitel	2	liefert	

eine	Einordnung	O� sterreichs	 im	Bereich	der	Standortqualität	auf	Basis	von	Wettbewerbsrankings.	

Dabei	 werden	 insbesondere	 für	 den	 Standort	 relevante	 Schwächen	 herausgegriffen,	 die	 als	

Ansatzpunkte	für	Verbesserungen	dienen	können.	In	Kapitel	3	werden	jüngere	wirtschaftspolitische	
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Maßnahmen	 in	 diesen	 Kontext	 eingeordnet	 und	 bewertet	 sowie	 volkswirtschaftliche	

Folgewirkungen	 dargelegt.	 Kapitel	 4	 betrachtet	 exemplarisch	 zwei	 wesentliche	 potenzielle	

Reformvorhaben,	die	für	die	weitere	Entwicklung	von	besonderer	Relevanz	sein	werden.	Diese	sind	

eine	 markante	 Senkung	 der	 Abgabenquote	 und	 eine	 vermehrte	 Wirkungsorientierung	 im	

Förderwesen	 im	 Bereich	 der	 Forschung	 und	 Entwicklung.	 Wesentlich	 ist	 festzuhalten,	 dass	 die	

diskutierten	Reformvorhaben	weder	abschließend	noch	hinreichend	umgesetzt	sind.	Eine	weiterhin	

konsequente	und	auch	dauerhaft	angelegte	Reformagenda	 ist	notwendig,	um	die	Standortqualität	

O� sterreichs	langfristig	zu	sichern.		
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2. O� sterreichs	Wettbewerbsfähigkeit	im	internationalen	Vergleich	

In	 den	 Jahren	 nach	 der	 Wirtschaftskrise	 hat	 O� sterreich	 bis	 etwa	 2016	Wachstumsrückstand	 zu	

vergleichbaren	 Volkswirtschaften	 in	 der	 Eurozone	 aufgebaut.	 Schon	 mit	 2017	 fand	 eine	

Trendumkehr	statt,	die	jedoch	den	langfristigen	Wachstumsrückstand	etwa	gegenüber	Deutschland	

noch	 nicht	 gänzlich	 kompensieren	 konnte.	 Dabei	 erreicht	 O� sterreich	 in	 der	 Entwicklung	 des	

European	Sentiment	Index,	der	die	Stimmung	der	Wirtschaft	in	der	Eurozone	abbildet,	insbesondere	

im	 Jahr	 2018	 optimistischere	 Werte	 als	 etwa	 Deutschland	 oder	 die	 Eurozone.	 Die	 aktuellen	

Wachstumszahlen	für	2018	sowie	die	aktuellen	Prognosen	für	2019	bestätigen	die	Trendumkehr	und	

weisen	für	O� sterreich	stärkeres	Wachstum	als	etwa	für	Deutschland	oder	die	Eurozone	insgesamt	

aus.	 Für	 2020	 sind	 die	 prognostizierten	 Wachstumsraten	 für	 O� sterreich,	 Deutschland	 und	 die	

Eurozone	vergleichbar	(vgl.	Tabelle	1).	

Tabelle	1:	Wachstumsentwicklung	in	Österreich	gegenüber		

Deutschland	und	der	Eurozone	insgesamt,	2016	bis	2020	

	
*prognostizierte	Werte	für	2019	und	2020;	
Quelle:	Europäische	Kommission	(2019c),	European	Economic	Forecast.	

Die	jüngste	Trendumkehr	wird	durch	die	aktuelle	Eurostat-Quartalsrechnung	vom	September	2019	

bestätigt.	U� ber	den	betrachteten	Zeitraum	weist	O� sterreich	im	Jahresvergleich	(rechter	Teil	in	Tabelle	

2)	einen	deutlichen	Wachstumsvorsprung	gegenüber	Deutschland	und	auch	gegenüber	der	Eurozone	

insgesamt	auf.	

Tabelle	2:	Aktuelle	Wachstumsentwicklung	2018	und	2019,	Quartalsrechnung		

vom	September	2019	

	
Quelle:	Eurostat	2019,	Quartalsrechnung	September	2019.	

In	der	Vergangenheit	hat	 sich	gezeigt,	dass	O� sterreichs	Wirtschaft	 insbesondere	nach	Phasen	der	

Abkühlung	 einen	 längeren	 Zeitraum	 als	 andere	 O� konomien	 benötigte,	 Verbesserungen	 des	
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weltwirtschaftlichen	Klimas	in	eigenes	Witschaftswachstum	umzulegen.	Vor	dem	Hintergrund	der	

erwarteten	 Abkühlung	 des	 wirtschaftlichen	 Klimas	 kann	 eine	 Stabilisierung	 der	 jüngeren	

Trendumkehr	 bis	 hin	 zu	 einem	 nachhaltigen	 Wachstumsvorsprung	 nur	 unter	 Wahrung	 der	

Wettbewerbsfähigkeit	der	österreichischen	Wirtschaft	realisiert	werden.		

Am	aktuellen	Rand	zeigt	sich	für	O� sterreich	ein	positiver	Trend.	Wie	auch	für	andere	europäische	

Staaten	zeigt	sich	im	Ausblick	jedoch	eine	wirtschaftliche	Abkühlung.	In	der	längeren	Vergangenheit	

deuteten	 etwa	 eine	 nur	 mäßige	 Entwicklung	 der	 Arbeitsproduktivität,	 oder	 der	 Rückstand	 bei	

aktiven	und	passiven	FDI	auf	Verbesserungspotenziale	bei	der	Wettbewerbsfähigkeit	O� sterreichs	hin.	

Auch	 innovations-	 und	 humankapitalorientierte	 Indikatoren	 signalisierten	 trotz	 jüngster	

Verbesserung	 in	 verschiedenen	 Rankings	 nach	 wie	 vor	 erhebliches	 Verbesserungspotenzial.	 Im	

Folgenden	 wird	 ein	 Blick	 auf	 O� sterreichs	 Position	 in	 einschlägigen	 internationalen	 Standort-

Rankings1	 geworfen,	 die	 sich	 für	 den	 internationalen	 Vergleich	 der	 Attraktivität	 und	

Wettbewerbsfähigkeit	etabliert	haben.	

2.1. IMD	Index	des	IMD	World	Competitiveness	Center		

Das	‚Competitiveness	Ranking’	des	IMD	World	Competitiveness	Center	basiert	auf	dem	Index	des	IMD	

World	Competitiveness	Scoreboard.	Der	Index	erfasst	derzeit	63	Länder	und	basiert	wiederum	auf	

etwa	300	Indikatoren.	Etwa	zu	zwei	Drittel	fließen	datenbasierte	Indikatoren	ein,	zu	einem	Drittel	

subjektive	 Bewertungen	 aus	 einer	 Umfrage	 unter	 rund	 5.000	 ManagerInnen.	 Der	 Gesamtindex	

untergliedert	sich	in	vier	Hauptdimensionen,	(1)	allgemeine	wirtschaftliche	Entwicklung	(‚Economic	

Performance‘),	 (2)	Effizienz	des	 öffentlichen	Sektors	 (‚Government	Efficiency‘),	 (3)	Markteffizienz	

(‚Business	Efficiency‘)	und	(4)	Infrastruktur	(‚Infrastructure‘).	

																																								 																				 	
1	Die	 im	Folgenden	dargestellten	Rankings	bilden	die	Auswirkungen	der	 in	der	 jüngeren	Vergangenheit	gesetzten	Maßnahmen	auf	die	
Standortqualität	aufgrund	des	kurzen	Zeithorizonts	nur	bedingt	ab.	Schwierig	ist	dies	insbesondere	für	die	datenbasierten	Indikatoren,	die	
per	 Definition	 Informationen	 über	 die	 Vergangenheit	 liefern.	 Dennoch	 gibt	 insbesondere	 das	 IMD	 Ranking	 Hinweise,	 weil	 die	 jüngst	
publizierte	 Ausgabe	 (im	Mai	 2019)	 zumindest	 zum	Teil	 Daten	 und	 Informationen	 aus	 dem	 Jahr	 2018	 berücksichtigt	 und	 zudem	 auf	
aktuelleren	Umfragen	basiert.	
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Tabelle	3:	Rangentwicklung	beim	IMD	Index	des	World	Competitiveness	Center		

(Position	unter	63	Ländern)	

	
Quelle:	IMD.	

Im	mittelfristigen	Vergleich	hat	sich	O� sterreichs	Position	verschlechtert.	Hatte	man	2007	noch	Rang	

11	 belegt,	 so	 liegt	 O� sterreich	 2019	 unter	 63	 Ländern	 auf	 Rang	 19	 und	 damit	 deutlich	 hinter	

Volkswirtschaften	wie	den	USA	(Rang	3),	der	Schweiz	(Rang	4),	den	Niederlanden	(Rang	6)	oder	auch	

Deutschland	 (Rang	 17).	 Im	 kurzfristigeren	 Vergleich	 zeigt	 sich	 aber	 ein	 positiver	 Trend:	 So	 hat	

O� sterreich	seinen	Rang	von	2017	auf	2019	um	sechs	Positionen	verbessern	können.	

Für	 O� sterreich	 ist	 unter	 anderem	 die	 relative	 Position	 im	 geografischen	 Umfeld	 Deutschlands	

relevant.	Deutschland	ist	der	mit	Abstand	wichtigste	Handelspartner.	So	gehen	etwa	ein	Drittel	der	

österreichischen	Exporte	nach	Deutschland,	oft	im	Rahmen	internationaler	Wertschöpfungsketten.	

Hier	 stehen	 österreichische	 Unternehmen	 in	 direkter	 Konkurrenz	 mit	 deutschen,	 tschechischen,	

polnischen,	 niederländischen	 etc.	 Unternehmen.	 Im	 Vergleich	 zu	 O� sterreich	 haben	 viele	 dieser	

Länder	ihre	Position	gehalten	und	häufig	sogar	verbessert.	

Im	aktuellen	IMD-Indexranking	2019	belegt	O� sterreich	bei	der	wirtschaftlichen	Entwicklung	Rang	

20,	bei	der	Effizienz	des	öffentlichen	Sektors	nur	Rang	28,	bei	der	Markteffizienz	Rang	17	und	bei	der	

Infrastruktur	 Rang	 11.	 Die	 Optimierungspotenziale	 sind	 demnach	 vor	 allem	 im	 Bereich	 des	

öffentlichen	Sektors	zu	verorten.		
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Tabelle	4:	Rangentwicklung	in	den	vier	Hauptdimensionen	des	IMD	Index		

für	Österreich	(von	63	Ländern)	

	
Quelle:	IMD.	

Die	Veränderungen	im	Zeitverlauf	bei	der	wirtschaftlichen	Entwicklung	sind	dabei	stark	(aber	nicht	

ausschließlich)	 auf	die	 ausländischen	Direktinvestitionen	 zurückzuführen:	Zum	Beispiel	 hatte	die	

Verlagerung	des	Osteuropa-Geschäfts	der	UniCredit	von	O� sterreich	nach	Italien	deutlichen	Anteil	am	

Verlauf	 O� sterreichs	 Rangposition	 zwischen	 2016	 und	 2017	 (siehe	 Tabelle	 5).	 In	 den	 Folgejahren	

entwickelten	 sich	 die	 ausländischen	 Direktinvestitionen	 positiver	 und	 zudem	 sorgte	 die	 positive	

Konjunktur	 für	 eine	 Rangverbesserung	 bei	 der	 wirtschaftlichen	 Entwicklung.	 Zu	 nennenswerten	

Verbesserungen	kam	es	 in	den	 letzten	 Jahren	bei	den	 öffentlichen	Finanzen,	 dem	 institutionellen	

Rahmen,	 dem	 Wirtschaftsrecht	 sowie	 der	 Finanzierung2.	 Zum	 Bereich	 Wirtschaftsrecht	 zählen	

sämtliche	 rechtliche	 Rahmenbedingungen	 für	 Unternehmen	 und	 ArbeitnehmerInnen.	 Negative	

Entwicklungen	 zeigen	 sich	 in	 den	 Kategorien	 Managementpraxis	 sowie	 bei	 den	 Preisen.	 Die	

Kategorie	 Managementpraxis	 berücksichtigt	 unter	 anderem	 die	 Anpassungsfähigkeit	 von	

Unternehmen	an	den	Markt	sowie	das	Vertrauen	in	ManagerInnen.	

																																								 																				 	
2	 Der	 Indikator	 Finanzierung	 besteht	 aus	 der	 Effizienz	 des	 Bankensektors	 und	 des	 Aktienmarktes	 sowie	 dem	 Zugang	 zu	 Kapital	 für	
Unternehmen.	
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Tabelle	5:	Rangentwicklung	in	Unterdimensionen	des	IMD	Index	für	Österreich	(von	63	Ländern)	

	
Quelle:	IMD.	

Problematisch	 erscheint	 aus	 Sicht	 des	 IMD	 insbesondere	 die	 Hauptdimension	 Effizienz	 des	

öffentlichen	Sektors,	und	hier	vor	allem	die	steuerlichen	und	fiskalpolitischen	Rahmenbedingungen.	

O� sterreich	belegt	im	Bereich	der	Fiskalpolitik	aktuell	mit	Rang	61	einen	der	letzten	Ränge	unter	63	

Ländern.		

Auf	Basis	des	IMD	Competitiveness	Rankings	2014,	das	für	einen	Vergleich	zu	2019	herangezogen	

wird,	zeigt	sich	außerdem,	dass	etwa	ausstehende	Investitionen	im	IKT-Bereich,	die	IKT-Tarife	und	

die	 Ergebnisse	 der	 PISA	 Bildungstests	 im	 Bereich	 der	 Naturwissenschaften	 als	 wesentliche	

Schwächen	identifiziert	werden.	Die	allgemein	hohe	Lebensqualität,	die	Gesundheitsversorgung	und	

die	schulische	Grundausbildung	werden	als	Stärken	gesehen.	Weitere	Stärken	und	Schwächen	sind	

in	 Tabelle	 6	 dargestellt	 (vgl.	 IMD	 World	 Competitiveness	 Center	 2014,	 S.	 42	 ff.	 Country	 Profile	

Austria).	

Die	aktuellen	Stärken	und	Schwächen	gemäß	IMD-Index	2019	sind	in	Tabelle	7	dargestellt.	Hierbei	

stechen	insbesondere	die	aktiven	Direktinvestitionen,	die	Steuerbelastung	und	der	Fachkräftemangel	

als	Schwächen	der	österreichischen	Wirtschaft	hervor,	während	die	Exportdiversifizierung,	das	hohe	

Einkommensniveau	oder	die	Lebensqualität	als	Stärken	angeführt	werden.		
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Tabelle	6:	Ausgesuchte	Stärken	und	Schwächen	Österreichs	nach	Maßgabe	des	IMD-Index	2014	

		
Quelle:	IMD.	

Tabelle	7:	Ausgesuchte	Stärken	und	Schwächen	Österreichs	nach	Maßgabe	des	IMD-Index	2019	

	
Quelle:	IMD.	
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Auf	 Basis	 der	 Ergebnisse	 des	 Index	 für	 2019	 leitet	 der	 IMD	 folgende	 wirtschaftspolitische	

Herausforderungen	 ab:3	 eine	 Reform	 der	 Pensions-	 und	 Gesundheitssysteme,	 eine	 alle	 Ebenen	

umfassende	 Verwaltungsreform,	 die	 Behebung	 des	 Fachkräftemangels,	 eine	 stärkere	

Auseinandersetzung	mit	Umweltthemen	sowie	die	Entwicklung	der	digitalen	O� konomie.	

2.2. Global	Competitiveness	Index	des	World	Economic	Forum		

Das	 ‚World	Economic	Forum‘	bietet	mit	dem	GCI,	dem	 ‚Global	Competitiveness	 Index‘	 ein	eigenes	

Ranking	für	140	Länder.	Grundlage	für	den	Index	ist	der	jährliche	‚Global	Competitiveness	Report‘	

(vgl.	 zuletzt	 WEF	 2018).	 Der	 Index	 basiert	 auf	 zwölf	 Säulen	 (etwa	 Institutionen,	 Infrastruktur,	

Innovation,	 Arbeitsmarkt	 etc.,	 vgl.	 unten).	 Die	 Berechnung	 des	 Index	 sowie	 einige	 Indikatoren	

wurden	 jüngst,	 mit	 der	 Auflage	 des	 Jahres	 2018,	 angepasst,	 um	 jene	 Faktoren	 stärker	 zu	

berücksichtigen,	die	mit	der	Digitalisierung	zunehmend	an	Bedeutung	gewinnen.		

Der	 Index	 umfasst	 sowohl	 objektive	 Strukturindikatoren,	 als	 auch	 Umfrageergebnisse.	 Als	

Datenquellen	 für	Strukturindikatoren	werden	etwa	die	Weltbank,	Organisationen	der	UN,	wie	die	

Weltgesundheitsorganisation,	 etc.	 herangezogen.	Die	Umfrageergebnisse	beruhen	auf	dem	 ‚World	

Economic	Forum’s	Executive	Opinion	Survey‘.	Im	Rahmen	der	Befragung	im	Jahr	2018	wurden	die	

Antworten	von	12.274	UnternehmensvertreterInnen	aus	140	Ländern	berücksichtigt.		

Die	Adaption	des	Index	führt	zu	Veränderungen	im	Ranking	(siehe	Tabelle	8).	Für	das	Jahr	2017	sind	

durch	die	Neuauflage	zwei	unterschiedliche	Rankings	verfügbar.	O� sterreich	fiel	durch	die	Anpassung	

des	Index	von	Platz	18	(gemäß	alter	Methode)	auf	Platz	21	laut	neuer	Methode.	2018	kam	es	zu	einer	

leichten	 Verschlechterung	 um	 eine	 Position.	 A� hnlich	 wie	 im	 IMD-Ranking	 ist	 auch	 hier	 im	

mittelfristigen	Vergleich	Reformbedarf	zu	erkennen:	2009	belegte	O� sterreich	noch	Platz	14.	

																																								 																				 	
3	Die	Punkte	sind	in	der	publizierten	Version	in	englischer	Sprache	folgendermaßen	verfasst:	„(1)	Reform	of	Old	Age	Pension	System	and	
Health	Service	System	still	pending;	(2)	Administrative	reform	and	fiscal	consolidation	must	also	be	pursued	at	provincial	(Länder)	and	
local	level	(Gemeinden);	(3)	Shortage	of	qualified	labour	to	be	adressed;	(4)	Growth-	and	location	compatible	greening	of	the	economy	to	
be	addressed;	(5)	Digital	economy	to	be	developed.“	
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Tabelle	8:	Rangentwicklung	beim	GCI	des	World	Economic	Forum	(von	140	Ländern)	

	
*basierend	auf	neu	berechnetem	Index,	GCI	4.0.	
Quelle:	WEF.	

Insgesamt	 ist	 festzustellen,	 dass	 auch	 im	 Falle	 des	 GCI-Index	 des	WEF	wichtige	Vergleichsländer	

wesentlich	besser	positioniert	sind	als	O� sterreich.	Beispielsweise	liegt	der	wichtigste	Handelspartner	

Deutschland	auf	Rang	3,	 die	 Schweiz	 auf	Rang	4	und	die	USA	nehmen	die	erste	Position	 ein.	Die	

Niederlande	haben	ihre	Position	mittelfristig	verbessert	und	liegen	nun	auf	dem	sechsten	Rang.	

Tabelle	9:	Positionierung	Österreichs	in	den	Subindizes	des	GCI	2018	

		
Quelle:	WEF.	

In	Tabelle	9	ist	die	Positionierung	O� sterreichs	in	den	Unterdimensionen	des	GCI-Index	abzulesen.	Bei	

einer	Gesamtpositionierung	auf	Rang	22	stellt	die	vierte	Säule,	die	makroökonomische	Stabilität,	mit	

dem	mit	36	anderen	Ländern	geteilten	ersten	Rang,	die	beste	Positionierung	O� sterreichs	dar.	Diese	

Säule	 fasst	 die	 Inflation	 sowie	 die	 Entwicklung	 der	 Staatsschulden	 zusammen.	 Aufgrund	 der	
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momentan	zurückgehenden	Schuldenlast	sowie	einer	stabilen	Inflation	liegt	O� sterreich	hier	an	der	

Spitze.	Die	schlechteste	Positionierung	nimmt	O� sterreich	mit	Rang	46	in	der	dritten	Säule	ein,	der	

Informations-	 und	 Kommunikationstechnologie.	 Dies	 ist	 insbesondere	 auf	 eine	 vergleichsweise	

geringe	Abdeckung	durch	Breitband-	und	Glasfaserinfrastruktur	zurückzuführen.	Zudem	kam	es	in	

dieser	Säule	zwischen	2017	und	2018	zu	einer	deutlichen	Verschlechterung:	2017	belegte	O� sterreich	

noch	Rang	38.	Darüber	hinaus	belastet	die	Entwicklung	des	Finanzmarkts	(Rang	28	in	der	neunten	

Säule)	O� sterreichs	Wettbewerbsfähigkeit	negativ.	Diese	Säule	beinhaltet	u.a.	die	Verfügbarkeit	von	

Risikokapital	sowie	die	Marktkapitalisierung.		

Tabelle	10:	Identifikation	der	wirtschaftspolitischen	Herausforderungen		

für	Österreich	beim	World	Economic	Forum	2017	

	
Identifikation	der	größten	Herausforderungen	durch	Respondenten	beim	World	Economic	
Forum	Executive	Opinion	Survey;	Werte	entsprechen	der	relativen	Häufigkeit	der	Antworten	
gewichtet	nach	deren	Reihung;	Quelle:	WEF	(2017,	S.	52)	

Im	Global	Competitiveness	Report	werden	zudem	die	Hauptproblemfelder	für	unternehmerisches	

Handeln	dargestellt	(‚Most	problematic	factors	of	Doing	Business‘).	Grundlage	ist	die	Erhebung	der	

Einschätzungen	von	ExpertInnen	beim	World	Economic	Forum.	Tabelle	10	stellt	die	Ergebnisse	aus	

dem	 Jahr	 20174	 dar.	 Hierbei	 ist	 zu	 beachten,	 dass	 jüngst	 gesetzte	 Maßnahmen	 (z.B.	 das	

Arbeitszeitgesetz	Neu)	noch	nicht	in	die	Ergebnisse	einfließen	konnten.	Demnach	liegen	die	größten	

wirtschaftspolitischen	Herausforderungen	in	O� sterreich	bei	restriktiven	Arbeitsmarktregulierungen,	

einer	 ineffizienten	 öffentlichen	 Verwaltung,	 bei	 hohen	 Steuersätzen	 und	 bei	 der	 Komplexität	 der	

Steuergesetze	sowie	bei	Facharbeiterqualifikationen	und	bei	der	Innovationsfähigkeit.	

																																								 																				 	
4	Für	das	Jahr	2018	sind	die	Ergebnisse	der	Befragung	nach	den	wirtschaftspolitischen	Herausforderungen	nicht	publiziert.	
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2.3. Doing	Business	Index	der	Weltbank		

Die	 Weltbank	 veröffentlicht	 regelmäßig	 den	 ‚Doing-Business‘-Index.	 Dieser	 bewertet	 das	

regulatorische	und	institutionelle	Umfeld	für	unternehmerische	Tätigkeit.	Im	Kern	misst	der	Index	

den	 regulativen	 Aufwand	 für	 Unternehmen,	 administrative	 Kosten	 und	 Restriktionen,	 etwa	 die	

Anzahl	 der	 Verfahren	 und	 Verfahrensdauern	 bei	 der	 Unternehmensgründung,	 bei	 der	 Patent-

Einreichung	 oder	 den	 administrativen	 Aufwand,	 der	 durch	 die	 Administration	 von	 Steuern	

verursacht	 wird.	 Im	 Themenfeld	 Unternehmensgründung	 werden	 beispielsweise	 die	 Anzahl	 der	

Verfahren	und	der	Zeitaufwand	in	Tagen	erfasst.	Im	Themenfeld	der	Steuerverfahren	wird	ebenfalls	

der	Zeitaufwand	erfasst,	der	zur	Abwicklung	der	Steuererklärung	erforderlich	ist,	zudem	die	Höhe	

der	 Steuersätze.	 Der	 ‚Doing	 Business‘-Index	 fasst	 somit	 institutionelle	 Rahmenbedingungen	 in	

quantitative	 Indikatoren	 zusammen.	 In	 das	 Gesamtranking	 sind	 aktuell	 190	 Länder	 einbezogen,	

O� sterreich	rangiert	auf	Platz	26,	Spitzenreiter	sind	Neuseeland,	Singapur	und	Dänemark.	

Tabelle	11:	Rangplatzierung	Österreichs	2019	im	‚Doing	Business	Index‘	der	Weltbank	

relativ	zu	wichtigen	Vergleichsländern	(von	190	Ländern)	

		
									Quelle:	World	Bank.	

Bei	der	zu	den	Vergleichsländern	recht	ordentlichen	Platzierung	sollte	nicht	übersehen	werden,	dass	

O� sterreich	in	den	verschiedenen	Kategorien	eine	beachtliche	Streuung	aufweist.	Als	EU-Mitglied	hat	

es	sehr	gute	Platzierungen	beim	Außenhandel	und	bei	der	Rechts-	und	Vertragssicherheit.	Deutlich	

schlechter	ist	O� sterreich	beim	Aufwand	für	Unternehmensgründungen	mit	Rang	118.	Zudem	hat	sich	

diese	Position	in	den	letzten	beiden	Jahren	um	7	Ränge	verschlechtert.	Problematisch	sind	die	Anzahl	

und	Dauer	der	Verfahren	bei	der	Gründung,	etwa	die	Steuerregistrierung,	die	Gewerbeanmeldung,	

die	Anmeldung	bei	der	Sozialversicherung	etc.	So	braucht	es	in	O� sterreich	acht	Amtswege	und	21	

Tage,	um	ein	Unternehmen	zu	gründen.	Der	Schnitt	der	OECD-Länder	mit	hohem	Einkommen	liegt	

bei	4,9	Amtswegen	und	9,3	Tagen.	
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Als	 Vergleich	 zu	 den	 Kennzahlen	 des	 ‚Doing	 Business	 Index‘	 der	 Weltbank	 im	 Bereich	 der	

Unternehmensgründung	können	Daten	der	Europäischen	Kommission5	herangezogen	werden,	die	

methodisch	in	leicht	unterschiedlicher	Weise	erhoben	werden.	Die	Unternehmensgründung	dauert	

laut	Europäischer	Kommission	in	O� sterreich	7,5	Tage	und	kostet	344	Euro.	Damit	rangiert	O� sterreich,	

bezogen	auf	die	Verfahrensdauer,	im	europäischen	Vergleich	auf	Platz	25	von	28	und	deutlich	über	

dem	Durchschnitt	von	3,1	Tagen.	Nur	in	Deutschland,	der	Slowakei	und	Schweden	dauert	es	länger	

ein	 Unternehmen	 zu	 gründen.	 Zudem	 liegen	 die	 Kosten	 mit	 344	 Euro	 über	 dem	 europäischen	

Durchschnitt	von	300	Euro.	

Im	 Bereich	 der	 Steuerbürokratie,	 insbesondere	 bei	 administrativen	 Kosten	 sowie	 der	

Steuerbelastung	(siehe	Abgabenquote)	weist	O� sterreich	mit	Platz	40	 im	 ‚Doing	Business‘-Ranking	

ebenso	 Verbesserungsbedarf	 auf.	 Wenig	 unternehmensfreundlich	 ist	 O� sterreich	 auch	 bei	

Baugenehmigungen	(‚Dealing	with	construction	permits‘)	mit	Rang	42,	wenngleich	es	hier	zu	einer	

Verbesserung	um	sieben	Ränge	seit	2017	kam.	In	der	Dimension	‚Getting	Credit‘,	die	einerseits	die	

rechtlichen	Rahmenbedingungen	der	Kreditvergabe	 sowie	den	Zugang	und	die	Verfügbarkeit	 von	

Informationen	zu	Krediten	andererseits	misst,	rangiert	O� sterreich	nur	auf	Rang	85.	Zudem	hat	sich	

diese	Position	in	den	letzten	beiden	Jahren	um	mehr	als	20	Ränge	verschlechtert.	

Interessant	 ist	 in	diesem	Zusammenhang	die	 zeitliche	Entwicklung.	 So	haben	 sich	mit	Polen	und	

Tschechien	 zwei	 Standorte	 sehr	 stark	 verbessert,	 die	 als	 Produktionsstandort	 regional	 stark	 im	

Wettbewerb	mit	österreichischen	Unternehmen	stehen.	Aus	den	Ergebnissen	des	Index	ergeben	sich	

wirtschaftspolitische	 Herausforderungen,	 insbesondere	 bei	 der	 Erleichterung	 der	

Unternehmensgründung,	 dem	 Zugang	 zur	 Unternehmensfinanzierung	 und	 auch	 bei	

Baugenehmigungen	und	Steuerverwaltung.		

Tabelle	12:	Entwicklung	des	‚Doing	Business	Index‘	der	Weltbank	

von	Österreich	und	wichtigen	Vergleichsländern,	2010-2019,	Werte	von	0	bis	100	

		
					Quelle:	World	Bank.	

																																								 																				 	
5	https://ec.europa.eu/docsroom/documents/34587	

https://ec.europa.eu/docsroom/documents/34587
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2.4. EcoAustria-Wettbewerbsfähigkeitsindex	(ECI)	

Der	 EcoAustria-Wettbewerbsfähigkeitsindex	 (ECI)	 hat	 zum	 Ziel,	 die	 relative	 Entwicklung	 der	

Wettbewerbsfähigkeit	 eines	 Wirtschaftsstandorts	 direkt	 an	 den	 unmittelbaren	 Folgen	 bzw.	

Ergebnissen	 einer	 veränderten	 Wettbewerbsfähigkeit	 zu	 erfassen.	 Hierzu	 greift	 der	 ECI	 auf	 die	

Nettoexporte	 und	 die	 Bestände	 an	 ausländischen	 Direktinvestitionen	 (FDI)	 aus	 dem	 und	 an	 das	

Ausland	zurück	(vgl.	Graf	et	al.,	2018c).	Wichtig	ist	an	dieser	Stelle	zu	betonen,	dass	der	ECI	keine	

Aussagen	zum	Niveau	der	Wettbewerbsfähigkeit	trifft,	sondern	lediglich	zu	ihrer	Entwicklung.	Der	

ECI	ergänzt	mit	dieser	Herangehensweise	die	bestehenden	Indizes.	

Die	Entwicklung	des	ECI	für	ausgewählte	Länder	seit	2016	ist	in	Abbildung	1	dargestellt.	Dabei	wird	

deutlich,	 dass	O� sterreichs	Wettbewerbsfähigkeit	 am	 aktuellen	Rand	mit	 97,4	 Punkten	 unter	 dem	

Niveau	 von	 2016	 mit	 100	 Punkten	 liegt.	 Zudem	 hat	 O� sterreich	 auch	 im	 Vergleich	 zum	 EU-

Durchschnitt6	 seit	 2016	 leicht	 an	Wettbewerbsfähigkeit	 verloren,	wobei	 seit	 Ende	 2017	 aber	 ein	

Aufholprozess	hin	zum	europäischen	Durchschnitt	zu	beobachten	ist.	Der	leichte	Rückgang	des	ECI	

am	aktuellen	Rand	ist	wiederum	auf	einen	Rückgang	der	aktiven	und	passiven	Direktinvestitionen	

zurückzuführen.	Neben	Standortbedingungen	spielen	hierbei	auch	die	zunehmende	Verunsicherung	

aufgrund	des	unklaren	Ausgangs	des	Brexit	und	protektionistische	Tendenzen	in	der	Handelspolitik	

weltweit	eine	Rolle.	Bei	der	Interpretation	ist	weiters	zu	berücksichtigen,	dass	es	sich	beim	ECI	um	

einen	 nachlaufenden	 Indikator	 handelt	 und	 Reformmaßnahmen	 zur	 Stärkung	 der	

Wettbewerbsfähigkeit	demnach	erst	zeitverzögert	Niederschlag	finden.	

																																								 																				 	
6	Aufgrund	der	außergewöhnlichen	Ergebnisse	bei	den	Direktinvestitionen	werden	Irland,	Luxemburg	und	Malta	nicht	im	EU-Durchschnitt	
inkludiert.	
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Abbildung	1:	Entwicklung	des	EcoAustria-Wettbewerbsfähigkeitsindex	für	

ausgewählte	Länder,	2016Q1=100	

	
Quelle:	EcoAustria.	

2.5. Identifikation	wesentlicher	Schwachpunkte	sowie	Empfehlungen	

Auf	 Basis	 der	 oben	 ausgeführten	 Standortrankings	 können	 Schwachpunkte	 der	 österreichischen	

Standortqualität	identifiziert	und	wirtschaftspolitische	Handlungsempfehlungen	hergeleitet	werden.	

Erstens	zeigt	 sich,	dass	sowohl	 im	 IMD-Ranking	als	auch	 im	Rahmen	des	WEF	Executive	Opinion	

Survey	 wesentliche	 Schwächen	 im	 öffentlichen	 Bereich	 identifiziert	 werden.	 Insbesondere	 der	

Indikator	 „Fiskalpolitik“	 des	 IMD-Rankings	 ist	 hierbei	 hervorzuheben.	 O� sterreich	 liegt	 gerade	

aufgrund	 der	 im	 internationalen	 Vergleich	 hohen	 Abgabenquote	 auf	 Rang	 61	 von	 insgesamt	 63	

Ländern.	 Auch	 im	 Executive	 Opinion	 Survey	 des	 World	 Economic	 Forum	 werden	 die	 hohe	

Steuerbelastung	sowie	Ineffizienzen	in	der	öffentlichen	Verwaltung	als	zentrale	wirtschaftspolitische	

Herausforderungen	für	O� sterreich	genannt.	

Zweitens	 lassen	sich	 in	den	Standortrankings	Arbeitsmarktregulierungen	als	Herausforderung	 für	

die	 Standortqualität	 identifizieren.	 So	 ist	 in	 der	WEF	 Executive	 Opinion	 Survey	 ein	 „restriktives	

Arbeitsrecht”	 die	meistgenannte	wirtschaftspolitische	Herausforderung,	 im	 IMD	Ranking	wurden	

etwa	Arbeitszeitregelungen	explizit	als	Schwäche	benannt.	Zudem	stellt	ein	ausreichendes	Angebot	
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an	 qualifizierten	 Fachkräften	 zunehmend	 eine	 Herausforderung	 für	 die	 österreichische	

Volkswirtschaft	dar.	

Drittens	zeigt	sich	nur	eine	mittelmäßige	Positionierung	von	Rang	20	im	Bereich	„Wirtschaftliche	

Entwicklung“	 des	 IMD-Rankings.	 Auch	 die	 internationalen	 Investitionen	 zählen	 trotz	 einer	

Verbesserung	am	aktuellen	Rand	mit	Rang	25	zu	den	Schwachstellen.	

Viertens	ist	Verbesserungspotential	 im	Bereich	der	Unternehmensdynamik	zu	verorten.	Einerseits	

liegt	 hier	 O� sterreich	 im	Ranking	 des	World	 Economic	 Forum	nur	 auf	 Platz	 26	 von	 140	 Ländern.	

Andererseits	 spiegeln	 sich	 die	 bürokratischen	 Hürden	 der	 Unternehmensgründung	 im	 Doing	

Business-Ranking	der	Weltbank	wider.	Der	Aufwand	für	die	Gründung	eines	Unternehmens	beträgt	

rund	21	Tage,	während	im	Durchschnitt	der	Industrieländer	mit	hohem	Einkommen	nur	9,3	Tage	

benötigt	werden.	O� sterreich	liegt	damit	auf	Platz	118	von	190	Ländern.		

Fünftens	wird	die	technologische	Infrastruktur	als	Schwachpunkt	identifiziert.	So	liegt	O� sterreich	im	

Indikator	„Informationstechnologie“	des	WEF-Rankings	nur	auf	Rang	46	von	140	Ländern.	Dies	ist	

insbesondere	auf	die	geringe	Nutzung	bzw.	Verbreitung	von	Glasfaser-	und	Breitbandinfrastruktur	

zurückzuführen.	 Im	 Rahmen	 des	 IMD-Rankings	 äußert	 sich	 dies	 in	 Rang	 26	 im	 Indikator	

„Technologische	Infrastruktur“,	was	ebenfalls	schlechter	als	die	Position	im	Gesamtranking	(Rang	19)	

ist.	

Sechstens	ist	ein	weiterer	Schwachpunkt	der	österreichischen	Wettbewerbsfähigkeit	der	Zugang	zu	

Finanzierungsmöglichkeiten.	Dies	zeigt	sich	einerseits	im	Doing	Business-Ranking,	wo	O� sterreich	im	

Indikator	 „Getting	 Credit“	 nur	 Rang	 85	 belegt	 und	 andererseits	 in	 Rang	 28	 im	 Indikator	

„Finanzsystem“	des	WEF-Rankings.		

Neben	den	Schwächen	lassen	sich	aber	auch	Stärken	des	österreichischen	Standorts	auf	Basis	der	

Rankings	 identifizieren.	 Dabei	 sind	 insbesondere	 der	 geringe	 administrative	 Aufwand	 im	

Außenhandel	 (Rang	1	 im	Doing	Business-Ranking),	 die	makroökonomische	Stabilität	 (Rang	1	bei	

WEF),	 die	 Rechtssicherheit	 (Rang	 10	 von	 190	 im	 Doing	 Business-Ranking),	 die	 Bereitstellung	

öffentlicher	 Sachleistungen	 (beispielsweise	 Rang	 9	 bei	 Gesundheit	 und	Umwelt	 und	 Rang	 13	 bei	

Bildung	 laut	 IMD)	 sowie	 die	 allgemeine	 Infrastruktur	 (Rang	 12	 bei	 WEF,	 Rang	 15	 bei	 IMD)	

hervorzuheben.		

Die	identifizierten	Schwachpunkte	spiegeln	sich	in	den	wirtschaftspolitischen	Empfehlungen	wider.	

Auf	 Basis	 der	 Ergebnisse	 des	 Index	 für	 2019	 leitet	 der	 IMD	 folgende	 wirtschaftspolitische	
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Herausforderungen	 ab:7	 eine	 Reform	 der	 Pensions-	 und	 Gesundheitssysteme,	 eine	 alle	 Ebenen	

umfassende	 Verwaltungsreform,	 die	 Behebung	 des	 Fachkräftemangels,	 eine	 stärkere	

Auseinandersetzung	mit	Umweltthemen	sowie	die	Entwicklung	einer	digitalen	O� konomie.	

Der	Europäische	Rat	(2019)	empfiehlt	vor	dem	Hintergrund	des	Stabilitätsprogrammes	2019	ebenso	

eine	nachhaltige	Reform	der	Pensions-,	Pflege-	und	Gesundheitssysteme	u.a.	durch	eine	Anpassung	

des	Pensionsantrittsalters	an	die	Lebenserwartung,	sowie	eine	Föderalismusreform	mit	Umsetzung	

von	 Finanzierungs-	 und	Ausgabenverantwortlichkeiten	 auf	 allen	Ebenen.	Darüber	 hinaus	werden	

eine	Reduktion	der	Steuerlast	des	Faktors	Arbeit,	eine	Verbesserung	der	Arbeitsmarktergebnisse	für	

Frauen	 und	 benachteiligte	 Gruppen	 sowie	 mehr	 Investitionen	 im	 Bereich	 der	 Digitalisierung,	

Forschung	 &	 Entwicklung	 und	 Nachhaltigkeit	 nahegelegt.	 Zudem	 wird	 der	 Abbau	 von	

regulierungsbedingten	Hürden	im	Dienstleistungssektor	angeregt.	

Zu	 ähnlichen	Empfehlungen	kommt	die	OECD	 (2017).	 Zum	einen	 soll	 durch	 eine	Pensionsreform	

sichergestellt	 werden,	 dass	 die	 Staatsverschuldung	 mittelfristig	 nicht	 wieder	 ansteigt.	 Darüber	

hinaus	 soll	 Eigenkapital	 für	 Start-Ups	 leichter	 zugänglich	 gemacht	 und	 die	 Digitalisierung	 durch	

Breitbandausbau	und	vermehrte	Ausbildung	in	diese	Richtung	vorangetrieben	werden.	Außerdem	

sollen	Effizienzpotenziale	im	Bereich	der	öffentlichen	Ausgaben	gehoben	werden.		

Auch	 die	 Empfehlungen	 des	 IWF	 (2018)	 lauten	 ähnlich:	 Neben	 einer	 Reform	 des	 Pensions-	 und	

Gesundheitssystems	 u.a.	 durch	 das	 Heben	 von	 Effizienzpotenzialen,	 soll	 die	 Reduktion	 der	

Arbeitslosigkeit	insbesondere	durch	eine	Reduktion	der	Belastung	des	Faktors	Arbeit	und	bessere	

Ausbildung	erfolgen.		

																																								 																				 	
7	Die	Punkte	sind	in	der	publizierten	Version	in	englischer	Sprache	folgendermaßen	verfasst:	„(1)	Reform	of	Old	Age	Pension	System	and	
Health	Service	System	still	pending;	(2)	Administrative	reform	and	fiscal	consolidation	must	also	be	pursued	at	provincial	(Länder)	and	
local	level	(Gemeinden);	(3)	Shortage	of	qualified	labour	to	be	adressed;	(4)	Growth-	and	location	compatible	greening	of	the	economy	to	
be	addressed;	(5)	Digital	economy	to	be	developed.“	
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3. Beurteilung	jüngerer	Maßnahmen	zur	Stärkung	des	Wirtschaftsstandorts	

Im	vorangegangenen	Kapitel	2	wurden	die	Entwicklung	der	Wettbewerbsfähigkeit	O� sterreichs	 im	

internationalen	 Vergleich	 analysiert,	 Schwachpunkte	 der	 Standortqualität	 identifiziert	 und	

wirtschaftspolitische	 Handlungsempfehlungen	 internationaler	 Organisationen	 dargestellt.	 Zu	 den	

Herausforderungen	für	den	Standort	zählen	u.a.	Schwächen	im	öffentlichen	Bereich	(vor	allem	die	

hohe	 Abgabenbelastung	 insbesondere	 des	 Faktors	 Arbeit	 und	 Ineffizienzen	 in	 der	 öffentlichen	

Verwaltung),	 restriktive	 Arbeitsmarktregulierungen,	 ein	 nicht	 ausreichendes	 Angebot	 an	

qualifizierten	Fachkräften,	Schwierigkeiten	bei	der	Unternehmensdynamik	(hier	sind	zum	Beispiel	

bürokratische	 Hürden	 etwa	 bei	 der	 Unternehmensgründung	 zu	 nennen),	 Schwächen	 in	 der	

Informationstechnologie	sowie	ein	eingeschränkter	Zugang	der	Unternehmen	zu	Kapital.	

Vor	 diesem	 Hintergrund	 werden	 in	 diesem	 Kapitel	 jüngere	 Maßnahmen	 zur	 Verbesserung	 der	

Standortqualität	 insbesondere	 in	 den	 Bereichen	 Arbeitszeitflexibilisierung,	 aktive	

Ansiedlungspolitik,	administrative	Kosten	von	Unternehmen,	die	Etablierung	neuer	Lehrberufe	und	

Maßnahmen	zur	Reduktion	der	Abgabenbelastung	analysiert.		

Die	in	Kapitel	2	dargestellten	Rankings	bilden	die	Auswirkungen	der	in	der	jüngeren	Vergangenheit	

gesetzten	Maßnahmen	auf	die	Standortqualität	aufgrund	des	kurzen	Zeithorizonts	nur	bedingt	ab.	

Schwierig	ist	dies	insbesondere	für	die	datenbasierten	Indikatoren,	die	per	Definition	Informationen	

über	die	Vergangenheit	liefern.	Dennoch	gibt	insbesondere	das	IMD	Ranking	Hinweise,	weil	die	jüngst	

publizierte	Ausgabe	(im	Mai	2019)	zumindest	zum	Teil	Daten	und	Informationen	aus	dem	Jahr	2018	

berücksichtigt	und	zudem	auf	aktuelleren	Umfragen	basiert.	

Im	IMD	Index	zeigen	sich	im	Vergleich	zu	2017	(siehe	Tabelle	5)	erstens	Verbesserungen	im	Bereich	

der	wirtschaftlichen	Entwicklung,	dies	 liegt	u.a.	am	gesamtwirtschaftlichen	Umfeld	(Verbesserung	

von	24	auf	19).8	 Insbesondere	 in	der	 zweiten	Dimension	 „Effizienz	 öffentlicher	Sektor“	weist	der	

Index	 in	 mehreren	 Unterdimensionen	 gewisse	 Rangverbesserungen	 aus.	 Dazu	 zählen	 die	

O� ffentlichen	 Finanzen	 (von	 39	 auf	 30;	 Verbesserungen	 etwa	 beim	 öffentlichen	 Defizit	 und	 der	

effizienten	 Führung	 der	 öffentlichen	 Finanzen),	 der	 Institutionelle	 Rahmen	 (von	 22	 auf	 17;	

Verbesserungen	u.a.	bei	Bürokratie	und	gesetzlichen	und	regulatorischen	Rahmenbedingungen)	und	

das	Wirtschaftsrecht	(von	27	auf	21;	Verbesserung	u.a.	bei	Arbeitsmarktregulierungen).	Außerdem	

zeigt	sich	drittens	eine	Verbesserung	bei	der	Finanzierung	(von	27	auf	21).	

																																								 																				 	
8	Die	Verbesserung	bei	der	wirtschaftlichen	Entwicklung	ist	aber	nur	zum	Teil	auf	die	gesamtwirtschaftliche	Entwicklung	zurückzuführen.	
Die	deutliche	Steigerung	bei	den	internationalen	Investitionen,	die	einen	großen	Teil	zum	besseren	Rang	beiträgt,	resultiert	primär	daraus,	
dass	das	Ergebnis	2017	durch	die	Verlagerung	des	Osteuropa-Geschäfts	der	UniCredit	von	O� sterreich	nach	Italien	beeinflusst	war.	
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Die	 folgende	Analyse	erfolgt	zum	einen	auf	qualitativer	Ebene,	es	 fließen	zum	anderen	aber	auch	

empirische	Ergebnisse	ein.	

3.1. Arbeitszeitflexibilisierung	

In	den	letzten	Jahrzehnten	hat	in	den	entwickelten	Volkswirtschaften	eine	markante	Verschiebung	

von	 traditionellen	 Systemen	 der	 Arbeitsorganisation	 hin	 zu	 einer	 Stärkung	 der	 Flexibilisierung	

stattgefunden.	 Eine	 besonders	 wichtige	 Komponente	 der	 Flexibilisierung	 ist	 die	

Arbeitszeitflexibilisierung.	Das	starre	Korsett	mit	fixen	Anfangs-	und	Endzeiten	erfüllt	die	modernen	

Herausforderungen	der	Arbeitswelt	 schon	 lange	nicht	mehr.	Ebenso	erfordern	Veränderungen	 im	

Privatleben	 der	 Erwerbstätigen	 eine	 wesentlich	 autonomere	 Zeiteinteilung,	 auch	 um	 die	

Vereinbarkeit	 von	 Familie	 und	 Beruf	 zu	 ermöglichen.	 Dementsprechend	 können	 flexiblere	

Arbeitszeiten	sowohl	ArbeitnehmerInnen	als	auch	ArbeitgeberInnen	zugutekommen.		

Der	Begriff	Arbeitsmarktflexibilität	ist	prinzipiell	nicht	fest	umrissen	und	umfasst	eine	Vielzahl	von	

Maßnahmen.	Allgemein	wird	unter	Flexibilität	verstanden,	wie	rasch	und	in	welchem	Ausmaß	sich	

die	Arbeitsmärkte	auf	Schwankungen	und	Veränderungen	in	der	Gesellschaft	und	O� konomie	sowie	

über	den	Produktionszyklus	anpassen.9	Ein	wesentlicher	Grund	für	die	Forderung	nach	verstärkter	

Flexibilisierung	besteht	 in	der	 Intensivierung	des	 internationalen	Wettbewerbs.10	Weitere	Gründe	

sind	 in	 einer	 Veränderung	 des	 Kaufverhaltens	 von	 KonsumentInnen,	 sowohl	 in	 Bezug	 auf	 die	

nachgefragten	 Produkte	 als	 auch	 in	 Bezug	 auf	 die	 Einkaufszeiten,	 in	 Veränderungen	 der	

Produktionstechnologien	sowie	in	Veränderungen	der	Lebenssituation	der	Erwerbstätigen	zu	finden.		

Die	 Regelungen	 über	 die	 Arbeitszeit	 sind	 mittlerweile	 eine	 erhebliche	 Herausforderung	 für	 den	

Standort	und	die	Wettbewerbsfähigkeit	O� sterreichs	geworden.	So	belegte	beispielsweise	O� sterreich	

beim	IMD	Index	in	der	Kategorie	Arbeitszeit	im	Jahr	2014	lediglich	Rang	48	von	63	teilnehmenden	

Ländern	(siehe	Tabelle	6).	Schneider	et	al.	(2016)	haben	in	einer	Studie	im	Rahmen	einer	Befragung	

von	 CEOs	 führender	 international	 tätiger	 Leitbetriebe	 die	 prioritären	Handlungsfelder	 dargelegt.	

Nach	den	Ergebnissen	der	Befragung	sind	die	beiden	größten	Herausforderungen	für	den	Standort	

in	 O� sterreich	 das	 Steuer-	 und	 Abgabensystem	 und	 die	 Bildung	 und	 Verfügbarkeit	 von	 (hoch)-

qualifizierten	Arbeitskräften.	An	dritter	Stelle	rangierten	bereits	die	Arbeitszeitflexibilisierung	und	

das	 Arbeitsrecht,	 gefolgt	 von	 Rechtssicherheit,	 Bürokratieaufwand	 und	 Deregulierung.	 All	 diese	

Aspekte	sind	in	den	letzten	Jahren	in	zumindest	gewissem	Umfang	angegangen	worden.	

																																								 																				 	
9	Siehe	European	Foundation	for	the	Improvement	of	Living	and	Working	Conditions	(2007),	S.	5.		
10	Siehe	beispielsweise	Messenger	(2007),	S.	148f.		
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Tabelle	13:	Maximale	wöchentliche	und	tägliche	Arbeitszeit	im	internationalen	Vergleich		

(2015/16	und	nach	dem	Arbeitszeitgesetz	Neu)	

	
Quelle:	Eurofound	(2017),	S.	10.		

	

Tabelle	13	stellt	die	Regelungen	zur	erlaubten	maximalen	wöchentlichen	und	täglichen	Arbeitszeit	

exklusive	und	inklusive	U� berstunden	in	wesentlichen	Ländern	der	EU	in	den	Jahren	2015/16	dar.	Bei	

der	maximalen	wöchentlichen	Arbeitszeit	lag	O� sterreich	mit	40	Stunden11	im	Bereich	vieler	anderer	

Länder.	 Eine	 längere	maximale	wöchentliche	Arbeitszeit	 von	48	Stunden	 ist	 jedoch	 in	Dänemark,	

Deutschland,	 Irland	 und	 den	 Niederlanden	 zulässig.	 In	 Großbritannien	 gibt	 es	 hierfür	 keine	

Festlegung.	 Inklusive	 der	 U� berstunden	 durfte	 in	 O� sterreich	 50	 Stunden	 wöchentlich	 gearbeitet	

werden.	 Dies	 liegt	 geringfügig	 über	 den	 meisten	 anderen	 Ländern,	 jedoch	 deutlich	 unter	 dem	

Höchstwert,	welcher	 in	Deutschland	und	den	Niederlanden	mit	60	Stunden	gilt.	Bei	der	 täglichen	

Arbeitszeit	gab	es	 jedoch	 im	internationalen	Vergleich	eine	merklich	geringere	Flexibilität.	Der	8-

Stunden-Tag	 ist	 zwar	 in	 den	meisten	 europäischen	 Ländern	 zu	 finden,	 die	 Beschränkung	 auf	 10	

Stunden	 (inklusive	 U� berstunden)	 war	 jedoch	 deutlich	 restriktiver	 als	 dies	 für	 andere	

Vergleichsländer	der	Fall	war.	Ein	Maximum	von	12	bis	13	Arbeitsstunden	je	Arbeitstag	ist	in	einer	

																																								 																				 	
11	Abweichende	Regelungen	sind	regelmäßig	in	den	Kollektivverträgen	sowie	Betriebsvereinbarungen	festgelegt.	
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erheblichen	 Anzahl	 von	 europäischen	 Ländern	 möglich.	 In	 Finnland	 findet	 sich	 auf	 gesetzlicher	

Ebene	überhaupt	keine	Festlegung	der	maximalen	täglichen	und	wöchentlichen	Arbeitszeit.		

Erste	 Vereinbarungen	 zur	 Flexibilisierung	 der	 Arbeitszeitregelungen	 wurden	 von	 der	

österreichischen	Bundesregierung	von	SPO� 	und	O� VP	im	Arbeitsprogramm	für	die	 Jahre	2017	und	

2018	festgehalten.	Umsetzungen	wurden	jedoch	keine	vorgenommen.	Mit	September	2018	trat	dann	

unter	 der	 Bundesregierung	 von	 O� VP	 und	 FPO� 	 das	 neue	 Arbeitszeitgesetz	 in	 Kraft.	Wesentlicher	

Aspekt	 des	 Arbeitszeitgesetzes	 Neu	 ist	 die	 Erhöhung	 der	 täglichen	 und	 wöchentlichen	

Höchstarbeitszeit	 auf	 12	Stunden	pro	Tag	 bzw.	 60	 Stunden	pro	Woche.12	 Bisher	war	 dies	 nur	 im	

Rahmen	 von	 Betriebsvereinbarungen	 möglich.	 Weiterhin	 darf	 jedoch	 im	 Schnitt	 in	 einem	

Viermonatszeitraum	nur	maximal	48	Stunden	pro	Woche	einer	Beschäftigung	nachgegangen	werden.	

Diese	 Regelung	 bleibt	 aufrecht.	 Bei	 Gleitzeitvereinbarungen	 ist	 es	 nun	 möglich,	 eine	

Normalarbeitszeit	von	12	Stunden	pro	Tag	bzw.	60	Stunden	pro	Woche	zu	vereinbaren,	wenn	das	

Zeitguthaben	ganztätig	verbraucht	werden	kann	(Vier-Tage-Woche).	Per	Betriebsvereinbarung	bzw.	

Einzelvereinbarung	 kann	 nun	 auch	 eine	 Beschäftigung	 an	 4	 Wochenenden	 oder	 Feiertagen	

vorgesehen	werden,	wobei	ArbeitnehmerInnen	in	Betrieben	ohne	Betriebsrat	ein	Ablehnungsrecht	

haben.	 Eine	 weitere	 Flexibilisierung	 stellt	 die	 geschaffene	 Möglichkeit	 dar,	 Zeitguthaben	

bzw.	 -schulden	 in	 den	 nächsten	 Durchrechnungszeitraum	 mehrmalig	 zu	 übertragen,	 wenn	 dies	

kollektivvertraglich	vereinbart	ist.	Dies	ermöglicht	die	Ansammlung	eines	größeren	Zeitguthabens	

und	erlaubt	auch	eine	größere	Flexibilität	für	ArbeitnehmerInnen,	falls	sie	die	Zeit	für	persönliche	

Angelegenheiten	benötigen.	Des	Weiteren	wurde	vereinbart,	dass	der	Kreis	der	Personen,	die	nicht	

dem	Arbeitszeitgesetz	unterliegen,	ausgeweitet	wird	und	im	Hotel-	und	Gastgewerbe	die	minimale	

Ruhezeit	 nun	 8	 Stunden	 beträgt.	 Einschränkend	 wurde	 festgelegt,	 dass	 ArbeitnehmerInnen	 mit	

günstigeren	Regeln	 in	Kollektivverträgen	bzw.	Betriebsvereinbarungen	von	der	Novelle	unberührt	

bleiben.	 Nach	 Deloitte	 (2019)	 haben	 30	 Prozent	 von	 214	 befragten	 Unternehmen,	 wovon	 die	

Mehrheit	Großunternehmen	sind,	die	Möglichkeit	der	Implementierung	des	12-Stunden-Tages	in	der	

Gleitzeit	ausgeschöpft,	weitere	9	Prozent	haben	dies	noch	vor.	Bei	fixen	Dienstzeiten	spielt	der	12-

Stunden-Tag	mit	16	Prozent	eine	geringere	Rolle.	In	der	Banken-	und	Versicherungsbranche	wird	dies	

am	häufigsten	genutzt.		

Vom	ökonomischen	Standpunkt	aus	steht	hinter	der	Flexibilisierung	eine	Anpassung	der	Arbeitszeit	

an	 Nachfrage-	 bzw.	 Produktionszyklen	 der	 Unternehmen.	 In	 Zeiten	 hoher	 Nachfrage	 sollen	 die	

Kapazitäten	stärker	ausgelastet	werden,	während	sie	in	Zeiten	geringer	Nachfrage	schwächer	genutzt	

werden.	Für	Erwerbstätige	bedeutet	dies,	dass	über	den	Zeitverlauf	entsprechend	dem	Arbeitsanfall	

																																								 																				 	
12	Dabei	ist	zu	berücksichtigen,	dass	Arbeitsstunden	über	der	vorher	geltenden	Höchstarbeitszeit	von	10	Stunden	(je	Tag)	bzw.	50	Stunden	
(je	Woche)	U� berstunden	darstellen	und	somit	in	Geld	oder	Zeitausgleich	abzugelten	sind,	wobei	darüber	ArbeitnehmerInnen	entscheiden.	
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Zeitguthaben	 auf-	 und	 wieder	 abgebaut	 werden.	 Einen	 Hinweis	 auf	 Ausmaß	 und	 Dauer	 von	

Arbeitszeitschwankungen	liefert	eine	Befragung	von	49	Unternehmen	in	der	metallverarbeitenden	

Industrie.13	 Für	 rund	 ein	 Drittel	 der	 befragten	 Unternehmen	 bzw.	 ein	 Viertel	 der	 Beschäftigten	

beträgt	die	typische	Dauer	eines	Zyklus	einer	Arbeitskapazitätsschwankung	weniger	als	6	Monate	

und	etwa	für	drei	Viertel	weniger	als	1	Jahr	(siehe	Tabelle	14).	Für	rund	10	Prozent	der	Unternehmen	

bzw.	Beschäftigten	beläuft	sich	die	Dauer	auf	mehr	als	2	Jahre.	Somit	ist	für	einen	erheblichen	Teil	

dieser	Unternehmen	ein	Ausgleich	der	Arbeitszeit	im	Rahmen	eines	Jahres	ausreichend.		

Tabelle	14:	Dauer	eines	typischen	Zyklus	der	Arbeitskapazitätsschwankung	

	
Quelle:	Berger	et	al.	(2011).		

In	 Bezug	 auf	 das	 Ausmaß	 der	 Kapazitätsschwankung	 zeigt	 sich,	 dass	 nach	 der	 Art	 der	 Tätigkeit	

Kapazitätsschwankungen	insbesondere	im	Produktionsbereich	eines	Unternehmens	anfallen	(siehe	

Tabelle	 15).	 Lediglich	 4	 Prozent	 der	 Unternehmen	 gaben	 an,	 dass	 in	 der	 Produktion	 keine	

Kapazitätsschwankungen	vorliegen.	Auch	das	Ausmaß	der	Schwankung	ist	beachtlich.	Für	beinahe	

die	Hälfte	der	Unternehmen	beläuft	es	sich	auf	über	20	Prozent	der	üblichen	Kapazitätsnutzung,	der	

gewichtete	Durchschnitt	auf	Basis	der	Beschäftigten	in	den	Unternehmen	beträgt	22	Prozent.	In	den	

anderen	 Unternehmenstätigkeiten,	 Verkauf,	 Verwaltung,	 Entwicklung	 und	 Kundendienst,	 spielen	

Kapazitätsschwankungen	 sowohl	 von	der	Existenz	 als	 auch	vom	Ausmaß	bei	Vorhandensein	 eine	

deutlich	 geringere	 Rolle	 mit	 Anteilen	 an	 der	 typischen	 Kapazitätsauslastung	 zwischen	

durchschnittlich	 3	 und	 5	 Prozent.	 Somit	 kann	 man	 daraus	 schließen,	 dass	 insbesondere	 der	

Produktionsbereich	von	Kapazitätsschwankungen	betroffen	ist.		

Tabelle	15:	Ausmaß	der	Kapazitätsschwankungen	über	einen	typischen	Kapazitätszyklus	

	
Quelle:	Berger	et	al.	(2011).	

																																								 																				 	
13	Siehe	Berger	et	al.	(2011).	In	anderen	Branchen	kann	das	Muster	hiervon	abweichen.	
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Die	folgende	Untersuchung	der	ökonomischen	Auswirkungen	von	Arbeitszeitflexibilisierung	basiert	

vorrangig	auf	der	Analyse	von	Arbeitszeitkonten.	Da	das	Ziel	sowohl	des	Arbeitszeitgesetzes	als	auch	

von	 Arbeitszeitkonten	 die	 Anpassung	 der	 Arbeitszeit	 an	 Nachfrageschwankungen	 ist,	 können	

Ergebnisse	 auf	 die	 wesentlichen	 Regelungen	 der	 Novelle	 des	 Arbeitszeitgesetzes	 angewendet	

werden,	jedoch	mit	Einschränkungen	hinsichtlich	des	Ausmaßes	der	zusätzlichen	Flexibilität.	Eine	

Untersuchung,	inwiefern	die	Zyklen	durch	das	neue	Arbeitszeitgesetz	abgefedert	werden	können,	ist	

nicht	 Gegenstand	 der	 vorliegenden	 Studie,	 jedoch	 kann	 gegeben	 die	 Verteilung	 der	 Länge	 eines	

typischen	 Schwankungszyklus	 beispielsweise	 für	 die	 Metallindustrie	 geschlossen	 werden,	 dass	

aufgrund	 der	 Durchrechnung	 von	 4	 Monaten	 bzw.	 aufgrund	 der	 Möglichkeit	 der	 mehrmaligen	

U� bertragung	 von	 Guthaben	 in	 nachfolgende	 Durchrechnungszeiträume	 ein	 markanter	 Teil	 der	

Schwankungen	abgefedert	werden	kann.	

3.1.1. Empirische	Befunde	zur	Wirkung	von	Arbeitszeitflexibilisierung	

Die	Wirkungen	von	Arbeitszeitflexibilisierungen	sind	bereits	in	der	empirischen	Literatur	untersucht	

worden.	So	analysieren	Beblo	et	al.	(2004)	die	Auswirkungen	von	flexiblen	Arbeitszeitkonten	auf	die	

Lohnsetzung	in	Deutschland.	Die	Ergebnisse	zeigen,	dass	die	flexible	Arbeitszeitvereinbarung	mit	um	

8	Prozent	höheren	Löhnen	bei	Männern	und	knapp	5	Prozent	höheren	Löhnen	bei	Frauen	verbunden	

ist.	 Der	 Effekt	 fällt	 in	 größeren	 Unternehmen,	 bei	 längerer	 Beschäftigungsdauer	 und	 in	 der	

Privatwirtschaft	im	Vergleich	zum	öffentlichen	Bereich	größer	aus.		

Wolf	und	Beblo	(2004)	verwenden	wiederum	das	deutsche	IAB-Betriebspanel,	um	die	Auswirkungen	

von	flexiblen	Arbeitszeitmodellen	auf	die	Effizienz	von	Unternehmen	zu	untersuchen.	Die	Autoren	

kommen	 zu	 dem	 Ergebnis,	 dass	 Arbeitszeitmodelle	 mit	 moderater	 Flexibilität	 positiv	 mit	 der	

Effizienz	von	Unternehmen	korrelieren,	während	Arbeitszeitmodelle	mit	starker	Flexibilität	negativ	

mit	 der	 Unternehmenseffizienz	 zusammenhängen.	 Die	 Autoren	weisen	 allerdings	 drauf	 hin,	 dass	

letzterer	Zusammenhang	nicht	als	kausal	angesehen	werden	kann,	da	sehr	flexible	Modelle	(wie	zum	

Beispiel	 Modelle,	 in	 denen	 der	 Ausgleich	 über	 sehr	 lange	 Perioden	 erfolgt)	 vor	 allem	 von	

Unternehmen	mit	wirtschaftlichen	Problemen	eingeführt	werden.14		

Gerner	 (2009)	 geht	 in	 seiner	Untersuchung	 von	Arbeitszeitkonten	 in	Deutschland	 vor	 allem	drei	

Fragen	nach:	Erstens,	ob	Arbeitszeitkonten	im	Schnitt	einen	positiven	Einfluss	auf	die	Effizienz	von	

Unternehmen	haben,	zweitens,	inwieweit	ein	Einfluss	auf	die	Gewinne	der	Unternehmen	besteht,	und	

drittens,	 ob	 eine	 signifikante	Auswirkung	auf	die	Beschäftigung	 festgestellt	werden	kann.	Um	die	

Auswirkung	 auf	 die	 Effizienz	 von	 Unternehmen	 zu	 untersuchen,	 verwendet	 Gerner	 (2009)	 eine	

																																								 																				 	
14	Zudem	erwähnen	Wolf	und	Beblo,	dass	flexible	Arbeitszeitmodelle	dazu	verwendet	werden	können,	die	Anreise	zum	Arbeitsplatz	von	
der	Hauptverkehrszeit	wegzuschieben	und	damit	Zeit	zu	sparen	(siehe	auch	Lucas	und	Heady,	2002).	
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ähnliche	Methode	wie	Wolf	und	Beblo	(2004).	Es	zeigt	sich,	dass	die	Effizienz	bei	Unternehmen	mit	

Arbeitszeitkonten	 im	 Schnitt	 über	 jener	 ohne	 Arbeitszeitkonten	 liegt.	Werden	 allerdings	 nur	 die	

Unternehmen	 betrachtet,	 die	 von	 einem	 System	 „ohne	 Arbeitszeitkonten“	 zu	 einem	 „mit	

Arbeitszeitkonten“	wechseln,	so	zeigt	sich	kein	statistisch	signifikanter	Unterschied.	Somit	bestehen	

auch	hier	zwar	empirische	Hinweise	auf	einen	positiven	Zusammenhang	zwischen	Arbeitszeitkonten	

und	Effizienz,	die	allerdings	nicht	kausal	interpretiert	werden	können.		

Zweitens	 untersucht	 Gerner,	 welchen	 Einfluss	 Arbeitszeitkonten	 auf	 die	 Geschäftserwartungen	

haben.	 Bezogen	 auf	 alle	 Unternehmen	 haben	 diejenigen	 mit	 Arbeitszeitkonten	 eine	 5,6	

Prozentpunkte	höhere	Wahrscheinlichkeit	von	positiven	Geschäftserwartungen	zu	berichten.	Für	die	

Teilstichprobe	 der	 Unternehmen,	 die	 Arbeitszeitkonten	 neu	 eingeführt	 haben,	 ist	 die	

Wahrscheinlichkeit	 positiver	 Geschäftserwartungen	 um	 3,2	 Prozentpunkte	 und	 die	

Wahrscheinlichkeit	nicht-sinkender	Geschäftserwartungen	um	3	Prozentpunkte	höher.		

In	 einem	 letzten	 Schritt	 untersucht	 Gerner	 den	 Zusammenhang	 zwischen	 Arbeitszeitkonten	 und	

Beschäftigungsentwicklung.	Dabei	zeigt	sich	zwar	kein	signifikanter	Einfluss	der	Arbeitszeitkonten	

auf	 die	 Beschäftigungsentwicklung.	 Allerdings	 zeigt	 sich	 auch,	 dass	 Unternehmen	 mit	

Arbeitszeitkonten	 auf	 veränderte	 Geschäftserwartungen	 wesentlich	 schwächer	 mit	

Beschäftigungsveränderungen	reagieren	als	Unternehmen	ohne	Arbeitszeitkonten.	Dieses	Ergebnis	

entspricht	den	theoretischen	U� berlegungen,	dass	eine	höhere	Flexibilität	des	Arbeitseinsatzes	über	

Arbeitszeitkonten	die	Beschäftigung	in	Unternehmen	stabilisiert.	

Bellmann	und	Hübler	(2015)	wiederum	untersuchen	die	Auswirkungen	von	Arbeitszeitkonten	auf	

Firmenergebnisse	 in	 Deutschland	 auf	 Basis	 des	 IAB-Betriebspanels.	 In	 ihren	 ökonometrischen	

Schätzungen	 mit	 Instrumentvariablen-Ansatz,	 der	 eine	 kausale	 Interpretation	 der	 Ergebnisse	

erlaubt,	 kommen	 sie	 zu	 dem	 Ergebnis,	 dass	 Firmen	 mit	 Arbeitszeitkonten	 höhere	 Produktivität	

aufweisen	 und	 mehr	 investieren	 als	 jene	 ohne	 Arbeitszeitkonten.	 In	 Bezug	 auf	 Löhne	 pro	

Beschäftigtem	 finden	 sie	 hingegen	 keine	 statistisch	 signifikanten	 Effekte.	 Allerdings	 kommen	

Bellmann	 und	 Hübler	 auch	 zu	 dem	 Ergebnis,	 dass	 ein	 negativer	 Effekt	 auf	 die	 Gewinne	 der	

Unternehmen	besteht,	der	allerdings	 in	Zeiten	geringer	Nachfrage	sowie	 für	große	Unternehmen,	

exportorientierte	 Unternehmen	 und	 Unternehmen	 mit	 überdurchschnittlichem	 Anteil	 höher	

qualifizierter	MitarbeiterInnen	geringer	ausfällt.	

Insgesamt	zeigt	die	empirische	Literatur	positive	Auswirkungen	von	flexiblen	Arbeitszeitformen	auf	

Produktivität,	 Beschäftigungsstabilität	 und	 auch	 Geschäftserwartungen.	 Bei	 den	 vorgestellten	

empirischen	Studien	ist	es	allerdings	schwierig,	die	Größe	der	Effekte	robust	abzuschätzen:	Häufig	

führen	 Unternehmen	 mit	 wirtschaftlichen	 Problemen	 flexible	 Systeme	 ein,	 z.B.	 da	 die	
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MitarbeiterInnen	 eher	 einer	 Flexibilisierung	 zustimmen	 oder	 auch	 eine	 Zustimmung	 eines	

Betriebsrates	leichter	zu	erreichen	ist.	Somit	können	die	Ergebnisse	der	Schätzungen	von	der	Größe	

her	verzerrt	sein.		

3.1.2. Simulation	der	volkswirtschaftlichen	Effekte	der	Arbeitszeitflexibilisierung	

Die	 volkswirtschaftlichen	 Auswirkungen	 einer	 Arbeitszeitflexibilisierung	 untersuchen	 Hofer	 und	

Davoine	 (2017)15	 mit	 Hilfe	 eines	 dynamischen	 Makromodells.	 Die	 nachfolgend	 dargestellten	

Ergebnisse	können	zum	erheblichen	Teil	durch	die	neue	Rechtslage	realisiert	werden.	Allerdings	zielt	

die	 Simulation	 nicht	 direkt	 auf	 die	 Wirkung	 des	 Arbeitszeitgesetzes	 Neu.	 Die	 Ausweitung	 der	

Arbeitszeit	 auf	 12	 Stunden	bzw.	 um	50	Prozent	 gegenüber	 einem	8-Stunden-Tag	würde	 für	 viele	

Unternehmen	 in	der	metallverarbeitenden	 Industrie	die	Glättung	der	Nachfragezyklen	kurzfristig	

ermöglichen	 (vgl.	 hierzu	 die	 Verteilung	 in	 Tabelle	 15).	 Gegeben	 die	 Verteilung	 der	 Länge	 eines	

typischen	Schwankungszyklus	beispielsweise	für	die	Metallindustrie	kann	geschlossen	werden,	dass	

aufgrund	 der	 Durchrechnung	 von	 4	 Monaten	 bzw.	 aufgrund	 der	 Möglichkeit	 der	 mehrmaligen	

U� bertragung	 von	 Guthaben	 in	 nachfolgende	 Durchrechnungszeiträume	 ein	 markanter	 Teil	 der	

Schwankungen	abgefedert	werden	kann.	Zudem	kann	die	Maßnahme	eine	gewisse	Rechtssicherheit	

für	die	Unternehmen	bewirken.		

																																								 																				 	
15	Die	Ergebnisse	sind	beinahe	ident	zu	Berger	et	al.	(2011).	Beide	Studien	verwenden	als	 Input	empirische	Untersuchungen	über	die	
Produktivitätseffekte	als	auch	die	Befragungsergebnisse	aus	Berger	et	al.	(2011).	
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Tabelle	16:	Simulationsergebnisse	Reformszenario	im	Produktionssektor	

Wertschöpfung 2,53%	

Investitionen (Kapitalstock) 0,59%	

Reale Arbeitskosten pro Stunde 2,31%	

		-	Geringqualifiziert	(ISCED	0-2)	 2,87%	

		-	Mittlere	Qualifikation	(ISCED	3-4)	 2,47%	

		-	Hochqualifiziert	(ISCED	5-6)	 1,99%	

Durchschnittlich gearbeitete Stunden 0,19%	

		-	Geringqualifiziert	(ISCED	0-2)	 0,26%	

		-	Mittlere	Qualifikation	(ISCED	3-4)	 0,20%	

		-	Hochqualifiziert	(ISCED	5-6)	 0,14%	

Erwerbsquote der 15-69jährigen (in 
Prozentpunkten) 

0,30	

		-	Geringqualifiziert	(ISCED	0-2)	 0,44	

		-	Mittlere	Qualifikation	(ISCED	3-4)	 0,32	

		-	Hochqualifiziert	(ISCED	5-6)	 0,13	

Beschäftigung 0,73%	

		-	Geringqualifiziert	(ISCED	0-2)	 1,07%	

		-	Mittlere	Qualifikation	(ISCED	3-4)	 0,86%	

		-	Hochqualifiziert	(ISCED	5-6)	 0,03%	

Arbeitslosenquote (Veränderung in 
Prozentpunkten) 

-0,27	

		-	Geringqualifiziert	(ISCED	0-2)	 -0,47	

		-	Mittlere	Qualifikation	(ISCED	3-4)	 -0,25	

		-	Hochqualifiziert	(ISCED	5-6)	 -0,17	

Quelle:	Hofer	und	Davoine	(2017).		

Den	 Simulationsergebnissen	 folgend	 (siehe	 Tabelle	 16),	 erhöht	 die	 Arbeitszeitflexibilisierung	 die	

Wettbewerbsfähigkeit	der	Unternehmen	und	damit	die	Standortqualität	in	O� sterreich.	Die	geringeren	

Lohnstückkosten	als	Folge	der	besseren	Abstimmung	von	Auftragslage	und	Arbeitseinsatz	und	damit	

verbunden	die	 geringeren	Preise	 erhöhen	die	Nachfrage	 nach	 heimischen	Gütern	mit	 dem	Effekt	

einer	höheren	Beschäftigungsnachfrage.	Das	höhere	Erwerbseinkommen	erhöht	das	Arbeitsangebot,	

sodass	insgesamt	die	Beschäftigung	zulegt,	wobei	der	Effekt	bei	Personen	mit	geringer	Ausbildung	

am	kräftigsten	 ausfällt.	Dementsprechend	 ist	 auch	der	Rückgang	 in	der	Arbeitslosigkeit	 in	dieser	

Gruppe	 ausgeprägter.	 Der	 Beschäftigungszuwachs	 stimuliert	 die	 Investitionstätigkeit	 der	

Unternehmen.	Die	höheren	Erwerbseinkommen	wiederum	kräftigen	die	private	Konsumnachfrage,	

sodass	 insgesamt	 sowohl	 die	 Export-	 als	 auch	 die	 Inlandsnachfrage	 zulegt	 mit	 entsprechender	

Auswirkung	 auf	 die	 Wertschöpfung.	 Dementsprechend	 verbessert	 sich	 die	 volkswirtschaftliche	

Entwicklung.		
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3.2. Aktive	Ansiedlungspolitik	

Aus	 der	 Sicht	 einer	 kleinen	 offenen	 Volkswirtschaft	 wie	 O� sterreich	 ist	 die	 Teilnahme	 an	

internationalen	 Wertschöpfungsketten	 zentral.	 Dies	 impliziert	 unter	 anderem	 auch,	 dass	 die	

Wirtschaftspolitik	 die	 Attraktivität	 des	 Standortes	 stets	 weiterentwickeln	 muss,	 um	 als	

Ansiedlungsziel	für	nationale	und	internationale	Investoren	interessant	und	in	der	global	vernetzten	

Wirtschaft	konkurrenzfähig	zu	bleiben.		

Dass	 dies	 in	 längerer	 Perspektiver	 durchaus	 geglückt	 ist,	 zeigen	 einerseits	 Import-	 und	

Exportentwicklungen	 der	 letzten	 Jahre	 sowie	 der	 Bestand	 an	 aktiven	 und	 passiven	

Direktinvestitionen	 O� sterreichs.	 Setzt	 man	 die	 Exporte	 und	 Importe	 in	 Relation	 zum	

Bruttoinlandsprodukt	 (BIP),	 so	 zeigt	 sich,	 dass	 beide	 in	 den	 vergangenen	 23	 Jahren	 deutlich	

angestiegen	sind.	Betrugen	die	Exporte	im	Jahr	1995	34	Prozent	der	Wirtschaftsleistung,	so	stiegen	

diese	bis	zum	Jahr	2018	auf	55	Prozent.	Auch	die	Importrelation	stieg	im	selben	Zeitraum	an,	von	

35	Prozent	(1995)	auf	51	Prozent	(2018).	Zudem	lässt	sich	bei	den	Direktinvestitionsbeständen	eine	

zunehmende	 Integration	 in	 die	 Weltwirtschaft	 feststellen.	 Lagen	 diese	 1995	 noch	 bei	 unter	 10	

Prozent	in	Relation	zum	BIP,	so	stiegen	sie	sowohl	aktiv-	als	auch	passivseitig	bis	2018	auf	rund	50	

Prozent.		

Bei	der	aktiven	Ansiedlungspolitik	spielen	der	entsprechende	BMDW-Schwerpunkt	und	die	Initiative	

InvestInAustria	eine	wichtige	Rolle.	Zudem	zeigen	Zahlen	der	Betriebsansiedlungsagentur	Austrian	

Business	Agency	ABA,	dass	die	ABA	2018	gemeinsam	mit	den	regionalen	Ansiedlungsgesellschaften	

355	internationale	Unternehmen	bei	der	Niederlassung	in	O� sterreich	unterstützt	hat.	Die	Ansiedlung	

dieser	 Unternehmen	 war	 mit	 einer	 Investitionssumme	 von	 734,5	 Mio.	 Euro	 bzw.	 etwa	 2.900	

Beschäftigten	verbunden.	

Festzustellen	ist,	dass	die	Zahl	der	durch	die	Ansiedlungsagenturen	betreuten	Unternehmen	in	den	

letzten	Jahren	stetig	gestiegen	ist.	Parallel	dazu	ist	auch	die	Summe	der	mit	den	Ansiedlungsprojekten	

verbundenen	Investitionen	gestiegen.	
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Abbildung	2:	Ansiedlungsprojekte	der	ABA	im	Zeitverlauf	2005	bis	2018	

	
Quelle:	ABA	–	Invest	in	Austria.	

3.3. Senkung	der	administrativen	Kosten	von	Unternehmen	(E-Government,	Gold-Plating)	

Bürokratische	Belastungen	von	Unternehmen,	privaten	Haushalten	und	öffentlichen	Verwaltungen	

spielen	im	Wirtschaftsgeschehen	eine	erhebliche	Rolle.	Informations-	und	Erfüllungsverpflichtungen	

und	auch	Implementationsprobleme	von	Regulierungen	führen	zu	höheren	Kosten	von	Unternehmen	

mit	entsprechenden	Konsequenzen	für	die	internationale	Wettbewerbsfähigkeit	der	Unternehmen	

und	damit	auch	der	Volkswirtschaft	insgesamt.	Höherer	administrativer	Aufwand	in	den	öffentlichen	

Verwaltungen	 erfordert	 zudem	 ein	 höheres	 Steueraufkommen	 zur	 Finanzierung	 der	 öffentlichen	

Aufgaben	und	beeinflusst	auf	diesem	Weg	die	Standortqualität	einer	Volkswirtschaft.	Daher	kommt	

der	Frage	des	Bürokratieaufwandes	zur	Erfüllung	der	Regularien	eine	wesentliche	Bedeutung	zu.	

In	 der	 Europäischen	 Kommission	 wird	 den	 Bürokratiekosten	 seit	 mehr	 als	 einem	 Jahrzehnt	 ein	

bedeutender	 Stellenwert	 eingeräumt.	 Erste	 Maßnahmen	 wurden	 bereits	 in	 den	 1990er	 Jahren	

gesetzt.	Auf	Anregung	des	Europäischen	Rates	sah	die	SLIM-Initiative	(Simpler	Legislation	for	the	

Internal	 Market)	 vor,	 dass	 Rechtsvorschriften	 überprüft	 werden	 sollen,	 um	 deren	 Qualität	 zu	

verbessern	und	bürokratische	Belastungen	zu	verringern.	Mit	dem	Start	des	Action	programme	on	

cutting	red	tape	im	Jahr	2006	hat	sich	die	Europäische	Kommission	verstärkt	mit	der	Senkung	von	

Bürokratiekosten	durch	Regulierungen	auf	EU-Ebene	auseinandergesetzt.	Ziel	war	die	Reduktion	von	

Bürokratiekosten	im	Ausmaß	von	25	Prozent.	Begleitend	wurde	im	Jahr	2007	auch	die	High	Level	

Group	on	Administrative	Burdens	(HLG)	ins	Leben	gerufen.	Diese	hat	die	Aufgabe,	die	Kommission	

bei	der	Umsetzung	des	Aktionsprogrammes	zu	unterstützen.	Flankiert	wurde	das	Aktionsprogramm	

durch	 eine	 Smart	 Regulation	 Initiative,	 um	 Regulierungen	 effektiver	 zu	 gestalten.	 Eine	
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Institutionalisierung	 erfuhr	 diese	 Initiative	 durch	 das	 REFIT16	 Programm,	 welches	 im	 Jahr	 2012	

eingerichtet	wurde.	Ziel	des	Programms	ist	es,	unnötige	Regulierungen	zu	beseitigen	und	durch	eine	

kontinuierliche	 U� berprüfung	 überbordende	 Belastungen	 und	 Ineffizienzen	 zu	 ermitteln	 und	 zu	

bewerten.		

Neben	 der	 EU-Ebene	 sah	 das	 Aktionsprogramm	 zur	 Reduktion	 der	 Bürokratiekosten	 auch	 eine	

begleitende	Reduktion	auf	Ebene	der	einzelnen	Mitgliedstaaten	vor.	Dies	führte	in	O� sterreich	zum	

Deregulierungsgesetz	des	Jahres	2006	mit	dem	Start	der	Initiative	„Verwaltungskosten	senken	für	

Unternehmen“.	 Im	 Jahr	 2009	 folgte	 dann	begleitend	die	 Initiative	 „Verwaltungskosten	 senken	 für	

BürgerInnen“.	In	beiden	Programmen	wurde	das	Ziel	vorgegeben,	die	Bürokratiekosten	im	Ausmaß	

von	25	Prozent	zu	reduzieren.	Laut	Bundesministerium	für	Finanzen	wurde	seit	der	Erstmessung	der	

Kosten	der	Informationsverpflichtungen	für	Unternehmen	im	Jahr	2007	bis	zum	Herbst	2012	eine	

Reduktion	um	rund	1,3	Mrd.	Euro	bzw.	mehr	als	25	Prozent	erreicht.		

Der	 Aspekt	 des	 Gold-Plating,	 also	 die	 U� bererfüllung	 von	 EU-Regularien	 bei	 der	 Wandlung	 ins	

nationale	Recht,	wurde	lange	Zeit	kaum	beachtet.	Seit	einigen	Jahren	findet	Gold-Plating	jedoch	eine	

stärkere	Berücksichtigung.	Die	Debatte	um	Gold-Plating	wurde	vor	allem	zunächst	in	Großbritannien	

und	 Schweden	 vorangetrieben.	 Erste	 Untersuchungen	 über	 die	 potenzielle	 Bedeutung	 von	 Gold-

Plating	gab	es	mit	dem	Davidson	Review	(2006)	in	Großbritannien	und	in	den	Niederlanden	durch	

die	Universität	Leiden	und	das	Asser	 Institute	 (2007).	Obwohl	sich	beide	Untersuchungen	 in	den	

Definitionen	hinsichtlich	Gold-Plating	unterscheiden,	kommen	sie	zu	ähnlichen	Ergebnissen.	Gold-

Plating	spielt	für	die	Regulierungskosten	eine	gewisse	Rolle,	das	Ausmaß	ist	jedoch	geringer	als	zu	

dieser	Zeit	teilweise	gemutmaßt	wurde.	So	hat	sich	der	Eindruck,	dass	Großbritannien	laufend	und	

systematisch	 EU-Richtlinien	 überimplementiert17,	 nicht	 bestätigt.	 Dennoch	 zeigen	 die	 beiden	

Untersuchungen	Bereiche	auf,	in	denen	durchaus	eine	U� bererfüllung	vorliegt.	Zusätzlich	ist	auch	die	

Frage	der	Implementierung	von	EU-Regulierungen	zu	berücksichtigen.	

Schwerpunkte	 im	 Bereich	 Digitalisierung	 &	 E-Government	 sowie	 Entbürokratisierung	 in	 der	

Regierungstätigkeit	 wurden	 in	 der	 jüngeren	 Vergangenheit	 im	 Bereich	 der	 Unterstützung	 der	

Wirtschaft	mit	 digitalen	 Services,	 der	 Schaffung	 eines	 digitalisierungsfreundlichen	 Umfelds,	 dem	

Ausbau	digitaler	Services	für	die	BürgerInnen,	der	Koordinierung	der	Digitalisierungsmaßnahmen	

und	ersten	Schritten	zum	Abbau	von	Gold-Plating	Maßnahmen	gesetzt.		

																																								 																				 	
16	Regulatory	Fitness	and	Performance	Programme.	
17	Siehe	Voermans	(2009),	S.	83.	
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Im	Bereich	des	E-Governments	hat	O� sterreich	schon	frühzeitig	mit	der	Umsetzung	von	E-Government	

Applikationen	begonnen	und	eine	Vorreiterrolle	übernommen.	Nach	dem	eGovernment	Benchmark	

der	 Europäischen	 Kommission	 (2018)	 reiht	 sich	 O� sterreich	 auf	 dem	 sechsten	 Platz	 über	 die	

verschiedenen	 berücksichtigten	 Kategorien	 ein.	 Dies	 zeigt	 sich	 auch	 bei	 der	 Nutzung	 von	 E-

Government	im	Vergleich	mit	der	Schweiz	und	Deutschland.	Nach	Kantar	TNS	(2018)	lässt	sich	im	

längeren	 Trend	 in	 O� sterreich	 eine	 steigende	 Nutzung	 feststellen.	 So	 nutzten	 im	 Jahr	 2018	 in	

O� sterreich	rund	74	Prozent	der	Personen	 in	Privathaushalten	mit	 Internetnutzung	E-Government	

Applikationen,	während	in	der	Schweiz	der	Anteil	lediglich	55	Prozent	beträgt	und	in	Deutschland	

gar	 nur	 40	 Prozent.	 Im	 Gegensatz	 zu	 den	 anderen	 beiden	 Ländern	 ist	 in	 O� sterreich	 auch	 eine	

steigende	Nutzung	beobachtbar.	Die	Zufriedenheit	hingegen	ist	trotz	vergleichsweise	hohem	Niveau	

rückläufig.	 Vor	 dem	Hintergrund	 vergleichsweise	 hoher	 Bürokratiekosten	wie	 beispielsweise	 der	

Doing	 Business	 Index	 in	 den	 Bereichen	 „Starting	 a	 business“	 (Rang	 118)	 oder	 „Dealing	 with	

construction	 permits“	 (Rang	 42)	 (siehe	 Kapitel	 2.3)	 ausweist,	 ist	 der	 weitere	 Ausbau	 von	 E-

Government	 Applikationen	 angezeigt.	 Insbesondere	 ermöglichen	 diese	 eine	 Umsetzung	 des	 One-

Stop-Prinzips.	 Dies	 reduziert	 die	 Bürokratiekosten	 für	 die	 Unternehmen	 sowie	 BürgerInnen	 und	

erhöht	dementsprechend	die	Standortqualität.		

Das	 Anti-Gold-Plating-Gesetz	 2019	 stellt	 einen	 ersten	 Schritt	 der	 Zurücknahme	 von	 über	 die	

unionsrechtlichen	Mindestvorgaben	 hinausgehenden	 Regelungen	 in	 bestimmten	 Rechtsbereichen	

dar.	 Dazu	 gehören	 beispielsweise	 klarere	 und	 einfachere	 Definitionen	 im	 Bereich	 der	 Bilanz-

Richtlinie,	Veränderungen	 im	Privatkundenvertrieb	von	Alternativen	 Investmentfonds,	 der	Entfall	

des	verpflichtenden	Aushanges	von	Informationen	im	Kassensaal	von	Kreditinstituten,	veränderte	

Vertretungsregelungen	 für	 Governance-Funktionen	 bei	 Versicherungen	 oder	 die	 Ausweitung	 der	

befugten	 Fachpersonen	 bzw.	 Fachanstalten	 im	 Abfallwirtschaftsgesetz.	 Diese	 Maßnahmen	 sind	

sicherlich	von	der	Bedeutung	als	Kostenfaktor	für	Unternehmen	überschaubar.		

Allerdings	zeigen	Graf	et	al.	(2018a),	dass	durch	Gold-Plating	in	O� sterreich	insgesamt	ein	erheblicher	

bürokratischer	 Mehraufwand	 (Informationspflichten	 und	 darüberhinausgehende	 Kosten	 zur	

Erfüllung	der	Regulierungsvorschriften)	von	etwa	500	Mio.	Euro	pro	Jahr	bei	Unternehmen	und	115	

Mio.	 Euro	 in	 der	 öffentlichen	 Verwaltung	 besteht.	 Auf	 Basis	 von	 Modellsimulationen	 zeigen	 die	

Autoren,	dass	eine	vollständige	Reduktion	der	Bürokratiekosten	für	Unternehmen	im	Ausmaß	von	

rund	 500	 Mio.	 Euro	 bzw.	 0,12	 Prozent	 des	 BIP	 eine	 nicht	 zu	 vernachlässigende	 Wirkung	 auf	

Wachstum	und	Beschäftigung	haben	würde.	Die	Werte	in	der	Ergebnistabelle	(vgl.	Tabelle	17)	sind	

als	 Abweichungen	 vom	 Basisszenario	 ohne	Maßnahmen	 zur	 Reduktion	 der	 Bürokratiekosten	 zu	

verstehen.	Ein	Anstieg	des	BIP	beispielsweise	um	0,2	Prozent	im	dritten	Jahr	bedeutet	damit,	dass	

das	BIP	im	dritten	Jahr	nach	der	Reform	um	0,2	Prozent	höher	als	im	Basisszenario	ausfällt.		
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Tabelle	17:	Volkswirtschaftliche	Auswirkungen	einer	Reduktion	der	Bürokratiekosten	für	Unternehmen	

im	Ausmaß	von	rund	500	Mio.	Euro	

	
Niveau-Effekte	 im	 Vergleich	 zum	 Basisszenario.	 *Nettojahreseinkommen	 bezogen	 auf	 ganzjährig	 Vollzeit	 beschäftigte	
Person.	Geringqualifiziert:	Personen	mit	höchstens	Pflichtschulabschluss	(ISCED	0-2),	Hochqualifiziert:	Tertiäre	Ausbildung	
(ISCED	5+).		
Quelle:	EcoAustria,	PuMA-Simulationsmodell.	

Aus	ökonomischer	Sicht	bedeutet	eine	Verringerung	der	Bürokratiekosten	(über	E-Government	oder	

Gold-Plating-Abbau),	 dass	 die	 MitarbeiterInnen	 sowie	 die	 dazugehörige	 Kapitalausstattung	

effektiver	 im	Unternehmen	 für	 die	 eigentliche	Unternehmenstätigkeit	 eingesetzt	werden	 können.	

Dementsprechend	legt	auch	die	Produktivität	der	Beschäftigten	zu.	Dieser	Zuwachs	spiegelt	sich	in	

den	 ökonomischen	 Wirkungen	 einerseits	 direkt	 in	 der	 Wertschöpfung	 und	 andererseits	 in	 der	

Einkommensentwicklung	wider.	Die	nominellen	Arbeitskosten	legen	leicht	zu,	die	Nettoeinkommen	

in	 vergleichbarem	 Ausmaß.	 Die	 Arbeitsproduktivität	 wächst	 jedoch	 stärker	 als	 die	 nominellen	

Arbeitskosten,	 sodass	 aufgrund	 besserer	 preislicher	 Wettbewerbsfähigkeit	 der	 heimischen	

Unternehmen	die	in-	und	ausländische	Nachfrage	nach	diesen	Gütern	und	Dienstleistungen	zulegt.	

Dies	resultiert	auch	in	zusätzlicher	Arbeitsnachfrage.	Auf	der	Angebotsseite	implizieren	die	höheren	

Nettoerwerbseinkommen	ein	etwas	kräftigeres	Arbeitsangebot.	Sowohl	die	Erwerbsquote,	als	auch	

die	Zahl	der	gearbeiteten	Stunden	legt	leicht	zu.	Dies	resultiert	in	einem	Zuwachs	der	Beschäftigung	
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um	 2.000	 bis	 2.300	 Personen	 (siehe	 Tabelle	 17).	 Hinsichtlich	 der	 Ausbildungsgruppen	 sind	 die	

Auswirkungen	der	Reform	relativ	gleichmäßig	verteilt,	ebenso	bei	den	Einkommen.		

Auf	 der	 Nachfrageseite	 führen	 die	 höheren	 Einkommen	 der	 privaten	 Haushalte	 infolge	 des	

Beschäftigungs-	 und	 Einkommenszuwachses	 zu	 einem	 zusätzlichen	 Wachstum	 der	 privaten	

Konsumnachfrage,	 die	 um	 mehr	 als	 0,1	 Prozent	 zulegt.	 Der	 reale	 öffentliche	 Konsum	 bleibt	

entsprechend	 dem	 Simulationsdesign	 unverändert.	 Die	 höhere	 Wettbewerbsfähigkeit	 und	 die	

zusätzliche	 Beschäftigung	 stärken	 auch	 die	 Investitionsanreize	 der	 Unternehmen,	 sodass	 die	

Investitionen	um	0,2	Prozent	kräftiger	ausfallen.	Der	Zuwachs	an	inländischer	Nachfrage	treibt	zwar	

die	Importe,	dennoch	liefert	der	Außenbeitrag	einen	positiven	zusätzlichen	Wachstumsimpuls,	da	die	

Exporte	 aufgrund	 der	 Verbesserung	 der	 preislichen	 Wettbewerbsfähigkeit	 stärker	 zulegen.	 Der	

Außenbeitrag	 legt	um	rund	0,05	Prozent	des	realen	BIP	zu.	Das	reale	BIP	selbst	fällt	um	rund	0,2	

Prozent	 höher	 aus	 als	 ohne	 Bürokratiekostenabbau.	 Dies	 entspricht	 bezogen	 auf	 das	 Jahr	 2017	

zwischen	 700	 Mio.	 Euro	 (kurzfristig)	 und	 800	Mio.	Euro	 (mittelfristig).	 Das	 aggregierte	

Nettoarbeitseinkommen	 der	 Erwerbstätigen	 legt	 um	 rund	 200	 Mio.	 Euro	 bzw.	 250	 Mio.	 Euro	

mittelfristig	 zu.	 Das	 Nettojahreseinkommen	 einer	 ganzjährig	 Vollzeit	 beschäftigten	 Person	 steigt	

demnach	um	rund	40	Euro.		

Darüber	 hinaus	 ist	 zu	 beachten,	 dass	 ein	 Abbau	 des	 bürokratischen	 Aufwands	 bei	 Unternehmen	

zumindest	 mittelfristig	 mit	 einem	 Freiwerden	 von	 Kapazitäten	 in	 der	 öffentlichen	 Verwaltung	

verbunden	 sein	 kann.18	 Eine	 entsprechende	 Reduktion	 der	 Steuerbelastung	 würde	 weitere	

wirtschaftliche	 Impulse	 auslösen.	 Vor	 dem	 Hintergrund	 der	 wirtschaftlichen	 Effekte	 eines	

Bürokratiekostenabbaus,	wäre	 eine	 konsequente	 Fortsetzung	 der	 Abbaumaßnahmen	 (über	 Gold-

Plating-Maßnahmen	und	E-Government)	ein	wichtiger	Beitrag	zur	Steigerung	der	Standortqualität	

O� sterreichs.		

3.4. Etablierung	neuer	Lehrberufe	

Im	 österreichischen	Bildungssystem	hat	die	Lehrlingsausbildung	eine	besondere	Bedeutung.	Laut	

Lehrlingsstatistik	der	Wirtschaftskammer	O� sterreich	hatten	Ende	2018	insgesamt	107.915	Lehrlinge	

einen	Ausbildungsplatz,	davon	35.205	Mädchen	und	72.710	Burschen.	Die	Anzahl	der	Lehrlinge	im	

1.	Lehrjahr	betrug	zu	diesem	Stichtag	34.402	Personen.	Das	entspricht	einem	Anteil	von	40	Prozent	

an	der	Bevölkerung	der	15-jährigen.	Dieser	Anteil	war	mit	44,1	Prozent	im	Jahr	1970,	47,2	Prozent	

																																								 																				 	
18	Kurzfristig	kann	beispielsweise	der	Aufbau	von	E-Government	Applikationen	höhere	Ausgaben	zur	Folge	haben.	
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im	Jahr	1980	und	47,5	Prozent	im	Jahr	1990	noch	etwas	höher,	seit	1995	liegt	dieser	Anteil	jedoch	

vergleichsweise	konstant	bei	rund	40	Prozent.	

Abbildung	3:	Lehrlinge	nach	Lehrberufsgruppen,	2018	

	
Quelle:	WKO	Lehrlingsstatistik.	

In	Abbildung	3	ist	die	Zahl	der	Lehrlinge	nach	den	20	verschiedenen	Lehrberufsgruppen	dargestellt.	

Mit	 24.520	 Lehrlingen	 bzw.	 22,7	Prozent	 aller	 Ausbildungsplätze	 ist	 die	 Gruppe	

Maschinen/Fahrzeuge/Metall	 die	 größte,	 gefolgt	 von	 Büro/Handel/Finanzen	 mit	 22.260	 Plätzen	

(Anteil	 von	 20,6	Prozent).	 Außerdem	 sind	 insbesondere	 die	 Gruppen	

Bau/Architektur/Gebäudetechnik	(12.794	Lehrlinge	bzw.	11,9	Prozent),	Elektrotechnik/Elektronik	

(9.862	 bzw.	 9,1	Prozent)	 und	 Tourismus/Gastgewerbe/Hotellerie	 (9.284	 bzw.	 8,6	Prozent)	 von	

größerer	Bedeutung.	Untersucht	man	in	einer	tieferen	Detailstufe	die	Lehrberufe	selbst,	so	sind	bei	

Burschen	Metalltechnik	(9.848),	Elektrotechnik	(8.548)	und	Kraftfahrzeugtechnik	(7.110)	die	drei	

häufigsten	Lehrberufe,	bei	den	Mädchen	Einzelhandel	(8.058),	Bürokauffrau	(3.963)	sowie	Friseurin	

und	Perückenmacherin	(Stylistin)	(3.202).	

Dem	 österreichischen	 System	 der	 dualen	 Lehrlingsausbildung	 wird	 in	 internationalen	 Analysen	

überwiegend	ein	positives	Zeugnis	ausgestellt.	So	argumentiert	etwa	die	OECD	(2013),	dass	es	dazu	

beiträgt,	 die	 Jugendarbeitslosigkeit	 gering	 zu	 halten	 und	 den	 U� bergang	 von	 der	 Schule	 ins	
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Berufsleben	reibungslos	zu	gestalten.	Nach	den	Autoren	profitiert	das	System	auch	von	einer	gut	

strukturierten	 Zusammenarbeit	 zwischen	 der	 öffentlichen	 Hand,	 Bildungseinrichtungen,	 den	

Arbeitgebern	und	Sozialpartnern.	

Auch	in	der	österreichischen	Bevölkerung	hat	das	Lehrlingssystem	einen	hohen	Stellenwert.	In	einer	

Eurobarometer-Umfrage	 (Europäische	 Kommission	 2011b)	 geben	 88	Prozent	 an,	 dass	 sie	 den	

Eindruck	haben,	dass	die	O� sterreicherInnen	einen	sehr	oder	ziemlich	positiven	Eindruck	von	der	

Berufsbildung	 (Vocational	 Education	 and	Training)	 in	 O� sterreich	 haben,	 zu	 der	 insbesondere	 die	

Lehrlingsbildung	zählt.	Außerdem	stimmen	89	Prozent	der	Aussage	zu,	dass	 in	der	Berufsbildung	

Fähigkeiten	 vermittelt	 werden,	 die	 von	 Arbeitgebern	 nachgefragt	 werden	 („learn	 skills	 that	 are	

needed	by	employers“).	

Ungeachtet	des	positiven	Zeugnisses,	das	dem	System	der	dualen	Lehrlingsausbildung	ausgestellt	

wird,	 stellt	 gesamtwirtschaftlich	 ein	 ausreichendes	 Angebot	 an	 qualifizierten	 Fachkräften	

zunehmend	 eine	Herausforderung	 für	 die	 österreichische	Volkswirtschaft	 dar.	Wie	 in	 Kapitel	 2.1	

schon	dargestellt,	identifiziert	das	IMD	den	Fachkräftemangel	als	eine	von	fünf	wirtschaftspolitischen	

Herausforderungen.	Auch	in	einer	aktuellen	Befragung	von	900	mittelständischen	Unternehmen	in	

O� sterreich	 (EY	 2019),	 die	 im	 Dezember	 2018	 und	 Jänner	 2019	 durchgeführt	 wurde,	 äußern	

83	Prozent	 der	 Unternehmen,	 dass	 es	 ihnen	 derzeit	 schwer	 oder	 sehr	 schwer	 fällt,	 neue	 und	

ausreichend	qualifizierte	MitarbeiterInnen	zu	finden.	Bei	der	Frage	nach	den	größten	Gefahren	für	

die	Entwicklung	des	Unternehmens	 ist	 in	dieser	Befragung	der	Fachkräftemangel	mit	deutlichem	

Abstand	der	meistgenannte	Punkt.	

In	einem	ibw-Forschungsbericht	(Institut	für	Bildungsforschung	der	Wirtschaft)	befragen	Dornmayr	

und	 Winkler	 (2018)	 im	 Auftrag	 der	 WKO	 4.500	 Unternehmen.	 87	Prozent	 der	 befragten	

Unternehmen	gaben	hierbei	an,	dass	sie	im	Jahr	davor	den	Mangel	an	Fachkräften	gespürt	haben.	

Besonders	stark	wird	dies	in	mittelgroßen	Betrieben,	im	Tourismus,	im	handwerklich-technischen	

Bereich	 sowie	 in	 West-O� sterreich	 erlebt.	 Hochgerechnet	 auf	 O� sterreich	 insgesamt	 ermitteln	 die	

Autoren	zum	Befragungszeitpunkt	April	2018	einen	geschätzten	Fachkräftebedarf	von	rund	162.000	

Personen.	Die	größte	Lücke	besteht	dabei	bei	Personen	mit	Lehrabschlüssen,	60	Prozent	der	Betriebe	

mit	 Fachkräftebedarf	 hatten	 im	 letzten	 Jahr	 häufig	 Schwierigkeiten	 bei	 der	 Suche	 nach	 dieser	

Ausbildungsgruppe.	

Derartige	 Analysen	 des	 Fachkräftebedarfs	 basieren	 auf	 Umfragen,	 dementsprechend	 fließt	 hier	

insbesondere	die	 aktuelle	 Situation	der	Unternehmen	bzw.	 ein	 eher	kurzfristiger	Ausblick	 ein.	 In	

Zeiten	sehr	guter	Konjunktur,	wie	dies	zum	Zeitpunkt	dieser	Befragungen	der	Fall	war,	verstärkt	sich	

dementsprechend	 kurzfristig	 die	 Nachfrage	 nach	 Arbeitskräften.	 Dieser	 Effekt	 würde	 sich	 bei	
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schlechterer	Konjunktur	wieder	abschwächen.	Andererseits	kann	ein	derartiger	Fachkräftemangel	

etwa	 durch	 die	 demographische	 Entwicklung	 verstärkt	 werden.	 Durch	 den	 Pensionseintritt	 der	

Generation	der	sogenannten	Baby-Boomer	(die	geburtenstarken	Jahrgänge	der	1960er-Jahre)	und	

das	Nachrücken	geburtenschwächerer	Jahrgänge	ins	Erwerbsalter	wird	das	Arbeitskräfteangebot	in	

O� sterreich	 mittel-	 und	 längerfristig	 abnehmen,	 und	 das	 trotz	 der	 vergleichsweise	 hohen	

Nettozuwanderung	nach	O� sterreich.	Laut	der	aktuellen	Bevölkerungsprognose	von	Statistik	Austria	

nimmt	die	Bevölkerung	im	erwerbsfähigen	Alter	zwischen	20	und	64	Jahren	von	aktuell	5,47	Mio.	

Personen	spürbar	auf	5,32	Mio.	(im	Jahr	2030)	bzw.	5,2	Mio.	Personen	im	Jahr	2040	ab.	Im	Schulden-

Check	2018	von	EcoAustria	(Berger	et	al.	2018)	wird	daher	ein	Rückgang	der	Beschäftigung	um	rund	

80.000	Personen	bis	zum	Jahr	2030	projiziert,	 trotz	weiterhin	steigender	Erwerbsbeteiligung	von	

Frauen	und	höherem	tatsächlichen	Pensionsantrittsalter.	

Neue	 Technologien	 wie	 beispielsweise	 die	 Digitalisierung	 schaffen	 neue	 Berufs-	 und	

Betätigungsfelder.	 In	 diesem	 Zusammenhang	 ist	 die	 Ausrichtung	 der	 U� berarbeitung	 und	

Neugestaltung	von	Lehrberufen	 an	neue	Technologien	 ein	wesentlicher	Pfeiler	 für	 die	 zukünftige	

Entwicklung	 insbesondere	 vor	 dem	 Hintergrund	 des	 weiterhin	 hohen	 Stellenwerts	 der	

Lehrlingsausbildung.	Dementsprechend	empfiehlt	die	OECD	im	Länderbericht	2017	für	O� sterreich	

(OECD	2017),	dass	die	Anreize	 für	Unternehmen	verstärkt	werden	sollen,	Lehrplätze	anzubieten,	

insbesondere	 in	Berufen,	 die	 am	 stärksten	 von	Digitalisierung	beeinflusst	 sind.19	 Außerdem	wird	

empfohlen,	 das	 duale	 Lehrlingsausbildungssystem	 zu	 modernisieren,	 um	 seine	 Attraktivität	 für	

Unternehmen	und	Lehrlinge	zu	bewahren.20,21	

In	den	Jahren	2018	und	2019	wurden	jeweils	zwei	Lehrberufspakete	verabschiedet.	Im	Jahr	2018	

wurden	15	Lehrberufe	überarbeitet	oder	zur	Gänze	neugestaltet	und	etwa	mit	den	Lehren	Coding	

und	 E-Commerce	 zwei	 neue	 Berufsbilder	 für	 digitale	 Lehrberufe	 erlassen.	 Anfang	 2019	 wurden	

insbesondere	Gastronomielehrberufe	angepasst,	das	aktuelle	Lehrberufspaket	2/2019	umfasst	acht	

neue	und	sieben	überarbeitete	Berufe.	

Zusätzlich	 dazu	 spielt	 eine	 zeitgemäße	 Ausgestaltung	 von	 Systemelementen	 für	 den	 dualen	

Bildungsweg	 (wie	 beispielsweise	 Ausbildungsverbünde,	 betriebliche	 Lehrstellenförderungen,	

Qualitätsmanagement	 für	 die	 Lehre,	 der	Nationale	 Qualifikationsrahmen)	 eine	wesentliche	 Rolle.	

																																								 																				 	
19	„Enhance	incentives	for	businesses	to	offer	apprenticeship	positions,	in	particular	in	professions	affected	by	digitalisation“	(OECD	2017,	
S.11).	
20	„[…]	modernise	dual	apprenticeship	systems	to	preserve	their	attractiveness	to	both	employers	and	apprentices”	(ebda,	S.	49).	
21	Zusätzlich	empfiehlt	die	OECD	aufgrund	der	zunehmenden	Notwendigkeit	für	Beschäftigte,	sich	flexibel	an	neue	Rahmenbedingungen	
anzupassen,	dass	in	diesen	Programmen	Qualifikationen	vermittelt	werden	sollten,	die	über	die	spezifische	Beschäftigung	hinausgehen.	
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Diese	 Elemente	 wurden	 in	 den	 vergangenen	 Jahren	 (weiter)entwickelt,	 sollten	 aber	 auch	 in	 der	

Zukunft	weitergebildet	und	an	sich	ändernde	Bedingungen	angepasst	werden.	

Eine	empirische	Evaluierung	dieser	Maßnahmen	ist	zum	aktuellen	Zeitpunkt	noch	nicht	möglich.	Die	

regelmäßige	 U� berarbeitung	 und	 Neugestaltung	 der	 Lehrberufe	 ist	 insbesondere	 angesichts	 der	

neuen	 Berufs-	 und	 Betätigungsfelder	 im	 Zusammenhang	 mit	 neuen	 Technologien	 jedoch	 ein	

wesentlicher	 Schritt,	 ebenso	 wie	 die	 Weiterentwicklung	 anderer	 Systemelemente.	 Derartige	

Maßnahmen	können	damit	ein	Beitrag	sein,	das	Angebot	an	qualifizierten	Fachkräften	zu	erhöhen.	

Angesichts	sich	laufend	ändernder	Rahmenbedingungen	sollten	diese	Maßnahmen	auch	von	einer	

laufenden	 Evaluierung	 begleitet	 werden,	 inwieweit	 diese	 Lehrberufe	 von	 Lehrlingen	 und	

Unternehmen	angenommen	werden	bzw.	weiter	adaptiert	werden	müssen.	

Zusätzlich	zur	Aus-	und	Weiterbildung	im	Inland	kann	auch	Zuwanderung	einen	Beitrag	leisten,	das	

Angebot	von	qualifizierten	Fachkräften	zu	erhöhen.	So	zeigen	etwa	Biffl	et	al.	(2011)	positive	Effekte	

einer	kriteriengeleiteten	Zuwanderung	nach	O� sterreich	auf	die	Volkswirtschaft	und	die	öffentlichen	

Finanzen.	Durch	 den	neuen	 Schwerpunkt	 „Work	 in	Austria“	 der	Austrian	Business	Agency	 (ABA)	

sollen	Unternehmen	bei	der	Suche	nach	Arbeitskräften,	zunächst	insbesondere	in	den	Bereichen	IT	

und	 Metall-	 und	 Elektrotechnik,	 unterstützt	 werden.	 Darüber	 hinaus	 kann	 auch	 ein	 mit	 einer	

Anhebung	des	tatsächlichen	Pensionsantrittsalters	verbundener	Anstieg	der	Beschäftigungsquoten	

älterer	Personen	dazu	beitragen,	das	Arbeitsangebot	von	qualifizierten	Fachkräften	zu	erhöhen.	

3.5. Abgabenbelastung	und	Senkung	von	Lohnnebenkosten	

In	den	letzten	Jahren	wurden	einige	Maßnahmen	ergriffen,	um	die	Abgabenbelastung	in	O� sterreich	

zu	verringern.	Dazu	gehören	die	Steuerreform	des	Jahres	2016,	die	Senkung	des	Dienstgeberbeitrags	

zum	 Familienlastenausgleichsfonds	 von	 4,5	 auf	 3,9	 Prozent,	 die	 Reduktion	 des	

Unfallversicherungsbeitrags	von	1,3	auf	1,2	Prozent	sowie	die	Ausweitung	der	Einkommensgrenze	

für	 die	 Beitragsfreiheit	 bzw.	 -reduktion	 für	 BezieherInnen	 von	 geringen	 Einkommen	 in	 der	

Arbeitslosenversicherung.	Dadurch	hat	sich	die	Abgabenquote	von	43,9	Prozent22	im	Jahr	2015	auf	

42,4	 Prozent	 im	 Jahr	 2017	 reduziert.	Mit	 diesem	Wert	 nimmt	O� sterreich	 jedoch	weiterhin	 einen	

Spitzenplatz	im	europäischen	Umfeld	ein	(siehe	hierzu	Abbildung	4).	Insbesondere	durch	die	Kalte	

Progression	 in	 der	 Lohn-	 und	 Einkommensteuer	 hat	 sich	 die	 Abgabenquote	mittlerweile	wieder	

erhöht	und	belief	sich	im	Jahr	2018	auf	42,8	Prozent.	Weitere	Maßnahmen,	wie	die	Einführung	des	

Familienbonus	mit	dem	Jahr	2019	und	das	Steuerreformgesetz	2020,	werden	den	weiteren	Anstieg	

zwar	bremsen,	 jedoch	nicht	umkehren.	 Zusätzliche	 Schritte,	wie	beispielsweise	 die	 vorgesehenen	

																																								 																				 	
22	Abgabenquote	gemäß	Indikator	4.		
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Maßnahmen	der	Jahre	2021	bis	2023	des	Ende	April	2019	vorgestellten	Steuerreformpakets,	sind	

demnach	notwendig,	um	eine	markante	Reduktion	der	Abgabenquote	zu	erreichen.		

Abbildung	4:	Abgabenquote	im	internationalen	Vergleich	(2017)	

	
Quelle:	Eurostat.		

Die	 ökonomische	Theorie	und	die	 entsprechende	Empirie	 legen	nahe	 (siehe	hierzu	nachfolgende	

Diskussion),	 dass	 die	 Besteuerung	 der	 Einkommen	 besonders	 kräftige	 volkswirtschaftliche	

Auswirkungen	aufweist.	Betrachtet	man	die	Situation	in	O� sterreich,	dann	entfällt	insbesondere	auf	

die	 Belastung	 der	 Erwerbseinkommen	 über	 die	 Sozialversicherungsabgaben,	 die	 Lohn-	 und	

Einkommensteuer	und	Abgaben	auf	die	Lohnsumme	ein	besonders	hoher	Anteil	der	Einnahmen	aus	

Abgaben.	Es	ist	zwar	entgegenzuhalten,	dass	mit	den	Sozialversicherungsbeiträgen	teilweise	direkt	

zuordenbare	Gegenleistungen	verbunden	sind,	 insbesondere	 im	Bereich	der	Pensionen,	 jedoch	ist	

der	als	Steuer	anzusehende	Anteil	an	den	Beiträgen	beträchtlich.	OECD	(2019)	weist	den	Steuerkeil23	

als	 Anteil	 an	 den	 Arbeitskosten	 aus.	 Die	 Ergebnisse	 für	 EU-Mitgliedstaaten	 für	 einen	

durchschnittlichen	 Einpersonen-Haushalt	 bzw.	 durchschnittlichen	 Zweiverdiener-Haushalt	 mit	 2	

Kindern	sind	Abbildung	5	dargestellt.		

																																								 																				 	
23	Anspruchsberechtigungen	im	Sozialversicherungssystem	werden	in	dieser	Publikation	nicht	berücksichtigt,	sondern	es	wird	die	Höhe	
der	Abgaben	an	den	Arbeitskosten	dargestellt.		
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Abbildung	5:	Durchschnittlicher	Steuerkeil	in	Prozent	der	Arbeitskosten	im	Jahr	2018	

	
Linke	 Abbildung:	 Steuerkeil	 eines	 Einpersonen-Haushalts	 mit	 durchschnittlichem	 Einkommen;	 Rechte	 Abbildung:	
Steuerkeil	 eines	 Zweiverdienerhaushalts	mit	 2	 Kindern,	 1	 Partner	 Durchschnittseinkommen,	 1	 Partner	 67	Prozent	 des	
Durchschnittseinkommens.		
Quelle:	OECD	(2019),	eigene	Berechnungen.	

Der	höchste	Steuerkeil	ist	für	beide	Haushaltsformen	mit	knapp	53	Prozent	(Einpersonen-Haushalt)	

bzw.	45	Prozent	(Zweiverdiener-Haushalt)	in	Belgien	zu	finden.	Auch	Deutschland	weist	einen	sehr	

hohen	Steuerkeil	auf	und	nimmt	die	zweite	Position	unter	diesen	Ländern	ein.	O� sterreich	befindet	

sich	mit	einem	Steuerkeil	von	knapp	48	Prozent	bzw.	40	Prozent	der	Arbeitskosten	aber	ebenso	auf	

einem	der	vorderen	Plätze,	der	mit	einer	sehr	hohen	Belastung	der	Erwerbseinkommen	verbunden	

ist.	 Die	 Einführung	 des	 Familienbonus	 verringert	 die	 Belastung	 des	 betrachteten	 Zweiverdiener-

Haushalts,	 AT(FB)	 in	 der	 Abbildung,	 auf	 37,8	 Prozent	 mit	 entsprechender	 Verbesserung	 in	 der	

Rangfolge.		

Die	Betrachtung	des	Steuerkeils	im	Zeitverlauf	in	O� sterreich	zeigt	einen	deutlichen	Zuwachs	(siehe	

Abbildung	 6).	 In	 Prozent	 des	 Bruttoeinkommens	 sind	 die	 Abgaben	 für	 alle	 betrachteten	

Einkommensgruppen	gestiegen,	wobei	der	Anstieg	mit	der	Höhe	des	Einkommens	merklich	kräftiger	

ausfällt.	Für	ein	Einkommen	bei	der	Höchstbeitragsgrundlage	belief	sich	der	Anstieg	der	Abgaben	

seit	1975	auf	 über	20	Prozent	des	Bruttoeinkommens,	und	das	trotz	der	Steuerreform	des	Jahres	

2016.	 Für	 Personen	 mit	 einem	 Medianeinkommen	 beträgt	 die	 Mehrbelastung	 über	 13	

Prozentpunkte.	
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Abbildung	6:	Entwicklung	der	Abgabenbelastung	durch	Sozialversicherungsbeiträge,		
Lohnsummensteuern	und	Einkommensteuer	über	den	Zeitverlauf	(1975	=	0)	und	Entwicklung	der	
Dienstgeberbeiträge	und	Lohnsummensteuern	als	Anteil	am	Bruttoeinkommen	(untere	Abbildung)	

	

	
Unter:	 Einkommen,	 ab	 welchem	 im	 Jahr	 2015	 die	 Einkommensteuer	 einsetzt,	 Median:	
Medianeinkommen	 der	 unselbständig	 Erwerbstätigen,	 75	Prozent:	 Einkommen	 zwischen	 dritten	 und	
viertem	Quartil	 der	 unselbständigen	 Einkommen,	 75	Prozent-Voll:	 Einkommen	 zwischen	 dritten	 und	
viertem	 Quartil	 der	 unselbständigen	 Vollzeit-Einkommen,	 HBGL:	 Einkommen	 bei	
Höchstbeitragsgrundlage.	
Quelle:	EcoAustria	(2015),	Research	Paper	No.	3.	

Für	 diese	 markanten	 Zuwächse	 sind	 insbesondere	 auch	 die	 Dienstgeberbeiträge	 zur	

Sozialversicherung	 sowie	 Steuern	 auf	 die	 Lohnsumme	 verantwortlich.	 Diese	 sind	 von	 etwa	

20	Prozent	des	Bruttoeinkommens	auf	über	29	Prozent	angestiegen.	Bis	1997	sind	die	Beitragssätze	

kontinuierlich	angehoben	worden,	seither	ist	die	Belastung	relativ	konstant.	Besonders	markant	ist	

der	Zuwachs	von	1975	bis	1985	und	Anfang	der	1990er	Jahre.	Der	Anstieg	in	Prozentpunkten	nimmt	

mit	der	Höhe	des	Einkommens	für	die	betrachteten	Einkommen	zu.	Für	Einkommen	an	der	„unteren	

Grenze“	 beträgt	 er	 rund	 8	 Prozentpunkte,	 an	 der	 Höchstbeitragsgrundlage	 mehr	 als	 11	
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Prozentpunkte.	 Relativ	 gesehen	haben	die	Abgabensätze	 um	knapp	39	Prozent	 („untere	Grenze“)	

bzw.	63	Prozent	(Höchstbeitragsgrundlage)	angezogen.	Der	Grund	für	den	stärkeren	Zuwachs	liegt	

darin,	 dass	 bei	 höheren	 Einkommen	 auch	 jener	 Teil	 des	 Einkommens	 höher	 ist,	 der	 über	 der	

Höchstbeitragsgrundlage	 früherer	 Jahre	 liegt.	 Insgesamt	 ist	 somit	 der	 Anstieg	 der	 Belastung	 der	

Arbeitseinkommen	durch	Dienstgeberbeiträge	seit	1975	massiv	angestiegen.	

Neben	 der	 Steuerreform	 des	 Jahres	 2016	 wurden	 in	 den	 letzten	 Jahren	 auch	 die	 sogenannten	

Lohnnebenkosten	 reduziert.24	 Unter	 Lohnnebenkosten	 werden	 an	 dieser	 Stelle	 die	

Dienstgeberbeiträge	zur	Sozialversicherung	(21,38	Prozent	für	ArbeiterInnen	und	Angestellte	sowie	

1,53	 Prozent	 für	 die	 Mitarbeitervorsorgekasse)	 sowie	 die	 Lohnsummenabgaben	 (vor	 allem	

Kommunalsteuer	 und	 Beitrag	 zum	 Familienlastenausgleichsfonds	 und	 Zuschlag	 zum	

Dienstgeberbeitrag)	 verstanden.	 Die	 Reduktion	 betrifft	 die	 Senkung	 des	 Beitrags	 zum	

Familienlastenausgleichsfonds	von	4,5	Prozent	im	Jahr	2016	auf	4,1	Prozent	im	Jahr	2017	und	3,9	

Prozent	im	Jahr	2018	sowie	die	Senkung	des	Unfallversicherungsbeitrags	von	1,3	auf	1,2	Prozent.	Die	

Einnahmen	des	FLAF	beliefen	sich	auf	5,4	Mrd.	Euro	im	Jahr	2018,	sodass	die	Beitragssenkung	zu	

einer	Entlastung	um	830	Mio.	Euro	geführt	hat.	Die	Einnahmen	der	Unfallversicherung	beliefen	sich	

nach	Abgrenzung	der	Volkswirtschaftlichen	Gesamtrechnung	im	Jahr	2018	auf	knapp	1,7	Mrd.	Euro,	

sodass	die	Entlastung	im	Bereich	der	Unfallversicherung	bei	130	Mio.	Euro	liegt.	Zusammen	ist	damit	

knapp	eine	Mrd.	Euro	bzw.	0,25	Prozent	des	BIP	an	Entlastung	gegeben.		

Die	 Belastung	 der	 Einkommen	 über	 Lohnnebenkosten	 beeinflusst	 die	Wettbewerbsfähigkeit	 der	

Beschäftigten	 und	 Unternehmen	 im	 internationalen	 Vergleich.	 Lohnnebenkosten	 verteuern	 die	

Personalkosten	und	damit	die	Produktionskosten.	Als	Folge	davon	sind	über	die	Arbeitsnachfrage	

Auswirkungen	 auf	 die	 Beschäftigung	 und	 die	 Arbeitslosigkeit	 verbunden.	 Im	 Rahmen	 der	

Lohnverhandlungen	implizieren	Lohnnebenkosten	eine	gewisse	Dämpfung	in	der	Lohnentwicklung,	

sodass	 auch	 die	 ArbeitnehmerInnen	 über	 eine	 schwächere	 Einkommensentwicklung	 hiervon	

betroffen	sind.	Die	niedrigeren	Einkommen	verringern	das	verfügbare	Einkommen	und	damit	die	

private	 Konsumnachfrage.	 Der	 Rückgang	 in	 der	 Beschäftigung	 reduziert	 wiederum	 die	

Investitionstätigkeit	 der	 Unternehmen.	 Die	 Reduktion	 der	 Inlandsgüternachfrage	 zusammen	 mit	

einer	geringeren	Auslandsnachfrage	infolge	des	Rückgangs	der	Wettbewerbsfähigkeit	haben	somit	

die	geringere	Arbeitsnachfrage	zur	Folge.		

Berger	 et	 al.	 (2019)	 haben	 in	 einer	 Untersuchung	 die	 volkswirtschaftlichen	 Auswirkungen	 einer	

Lohnnebenkostensenkung	für	O� sterreich	ermittelt.	Dabei	wurde	auf	eine	Reduktion	des	Beitrags	zum	

																																								 																				 	
24	 Die	 in	 Abbildung	 6	 zitierte	 Studie	 analysiert	 die	 Entwicklung	 bis	 2016,	 dementsprechend	 sind	 diese	 Reduktionen	 dort	 nicht	
berücksichtigt.	
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Familienlastenausgleichsfonds	im	Ausmaß	von	0,55	Prozent	des	BIP	abgestellt.	Dies	entspricht	etwas	

mehr	als	dem	doppelten	Volumen	der	oben	dargestellten	Reduktion	in	der	jüngeren	Vergangenheit	

bzw.	einer	Senkung	des	FLAF-Beitrags	von	3,9	Prozent	um	1,5	Prozentpunkte	auf	2,4	Prozent	oder	

2,1	Mrd.	Euro.	Die	Reform	führt	im	Rahmen	der	Lohnverhandlungen	zu	einer	Reduktion	der	realen	

Arbeitskosten	je	Arbeitsstunde	von	knapp	0,3	Prozent	und	kräftigt	die	Nettostundenlöhne	um	rund	

0,6	Prozent.	Das	Nettojahreseinkommen	einer	unselbständig,	ganzjährig	und	Vollzeit	beschäftigten	

Person	 legt	 um	 220	 Euro	 bis	 270	 Euro	 zu.	 Die	 niedrigeren	 Arbeitskosten,	 die	 die	

Wettbewerbsfähigkeit	stärken,	und	die	höhere	Güternachfrage	über	Investitionen	(plus	0,4	Prozent)	

und	privaten	Konsum	(0,7	Prozent),	kräftigen	die	Arbeitsnachfrage	und	das	Arbeitsangebot,	mit	dem	

Effekt	 eines	Beschäftigungszuwachs	 von	0,2	 Prozent	 oder	 10.000	Personen	 (kurzfristig)	 bzw.	 0,3	

Prozent	oder	rund	11.000	Personen	(mittelfristig	und	langfristig).	Die	Arbeitslosenquote	nach	EU-

Definition	reduziert	sich	um	rund	0,1	Prozentpunkte.	Das	BIP	legt	in	dieser	Reform	um	etwa	0,8	Mrd.	

Euro	(zu	Preisen	2017,	kurzfristig)	bzw.	1,3	Mrd.	Euro	(langfristig)	zu.	Die	Ergebnisse	legen	nahe,	

dass	die	jüngst	durchgeführte	Lohnnebenkostensenkung	spürbare	Effekte	auf	Beschäftigung	und	das	

Wirtschaftswachstum	ausgeübt	und	die	 verfügbaren	Einkommen	der	privaten	Haushalte	 gestärkt	

hat.		

Tabelle	18:	Ökonomische	Effekte	einer	Lohnnebenkostensenkung		

(im	Ausmaß	von	0,55	Prozent	des	BIP)	

	
Quelle:	Berger	et	al.	(2019).		
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4. Ausgewählte	Maßnahmen	zur	nachhaltigen	Stärkung	des	

Wirtschaftsstandorts	

4.1. Senkung	der	Abgabenbelastung	des	Faktors	Arbeit	und	der	Unternehmen	

Die	Abgabenbelastung	und	insbesondere	die	Belastung	von	Erwerbseinkommen	sind	in	O� sterreich	

im	internationalen	Vergleich	besonders	hoch.	Die	relevanten	empirischen	und	theoretischen	Aspekte	

wurden	 bereits	 in	 Kapitel	 3.5	 diskutiert.	 Neben	 der	 Lohn-	 und	 Einkommensteuer	 ist	 für	 die	

internationale	 Wettbewerbsfähigkeit	 der	 Unternehmen	 auch	 die	 Belastung	 der	

Unternehmensgewinne	 relevant.	 Neben	 der	 Einkommensteuer	 ist	 die	 Körperschaftsteuer	 hierfür	

wesentlich.	Der	gesetzliche	Körperschaftsteuersatz25	 liegt	seit	dem	 Jahr	2005	bei	25	Prozent.	Vor	

dieser	Reform	belief	sich	der	Steuersatz	auf	34	Prozent.	O� sterreich	war	mit	diesem	Steuersatz	von	25	

Prozent	im	internationalen	Umfeld	längere	Zeit	vergleichsweise	gut	aufgestellt	(siehe	Abbildung	7).	

Mit	 der	 Senkung	 von	 34	 Prozent	 auf	 25	 Prozent	 entsprach	 der	 Steuersatz	 im	 Jahr	 2005	 dem	

Durchschnitt	der	EU-Mitgliedstaaten	und	lag	merklich	unter	dem	OECD-Durchschnitt.	Im	Laufe	der	

Zeit	hat	sich	das	internationale	steuerliche	Umfeld	jedoch	merklich	geändert,	sodass	O� sterreich	im	

Jahr	2018	mit	dem	Satz	von	25	Prozent	wieder	markant	 über	dem	Durchschnitt	der	EU	von	21,3	

Prozent	wie	auch	über	dem	OECD-Schnitt	von	23,5	Prozent	liegt.	Zusätzlich	wurden	auch	steuerliche	

Abschreibungsvorteile	bzw.	Investitionsförderungen	im	Laufe	der	letzten	20	Jahre	deutlich	reduziert,	

etwa	 durch	 die	 Abschaffung	 des	 Investitionsfreibetrags	 oder	 die	 deutliche	 Erhöhung	 der	

Abschreibungsdauern,	insbesondere	auf	Bauten.		

																																								 																				 	
25	 An	 dieser	 Stelle	 wird	 auf	 den	 gesetzlichen	 Körperschaftsteuersatz	 und	 nicht	 auf	 die	 Einnahmen	 als	 Anteil	 des	 BIP	 bzw.	 an	 den	
Abgabeneinnahmen	abgestellt,	da	diese	vom	Verhältnis	der	Gewinne	von	Kapital-	und	Personengesellschaften	abhängen	und	somit	das	
Ergebnis	verzerrt	ist.		
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Abbildung	7:	Entwicklung	der	gesetzlichen	Körperschaftsteuersätze	

	
Quelle:	KPMG,	Corporate	Tax	Rates	Table.	

Die	 am	 30.	 April	 2019	 präsentierte	 Steuerreform	 setzt	 insbesondere	 bei	 der	

Einkommensbesteuerung	 an.	 Nachfolgend	wird	 für	 die	 volkswirtschaftliche	 Analyse	 das	 gesamte	

geplante	Steuerreformpaket	der	Jahre	2020	bis	2023	berücksichtigt.	Maßnahmen,	die	im	Jahr	2020	

in	Kraft	treten	sollten,	sind	großteils	im	Steuerreformgesetz	2020	und	im	Abgabenänderungsgesetz	

2020	inkludiert.26	Eine	Auflistung	enthält	Tabelle	19.	Die	größten	Positionen	sind	die	Tarifentlastung	

mit	einem	Entlastungsvolumen	von	3,9	Mrd.	Euro,	die	Reduktion	des	Körperschaftsteuersatzes	von	

25	auf	21	Prozent	und	die	Reduktion	der	Krankenversicherungsbeiträge	für	Personen	mit	geringem	

Einkommen	mit	knapp	900	Mio.	Euro.	Die	Tarifentlastung	sieht	eine	Reduktion	der	Steuersätze	der	

ersten	drei	Steuerstufen	von	25	Prozent	auf	20	Prozent,	von	35	auf	30	Prozent	bzw.	von	42	auf	40	

Prozent	vor.	Diese	Reform	entlastet	all	 jene,	die	 im	bisherigen	Tarif	Lohn-	und	Einkommensteuer	

bezahlen.	 Insgesamt	 wäre	 die	 geplante	 Steuerreform	 mit	 einer	 markanten	 Verringerung	 der	

steuerlichen	Belastung	im	Ausmaß	von	7,3	Mrd.	Euro	verbunden	gewesen.		

																																								 																				 	
26	Zum	Zeitpunkt	der	Erstellung	dieser	Studie	sind	die	beiden	Gesetzesentwürfe	noch	nicht	beschlossen,	sondern	dem	Budgetausschuss	
des	Nationalrates	zugewiesen.	Die	Entlastung	der	GeringverdienerInnen	soll	nun	im	Rahmen	der	Einkommensteuer	durch	Anhebung	des	
Verkehrsabsetzbetrages	bzw.	des	Pensionistenabsetzbetrages	erfolgen,	wobei	der	Absetzbetrag	bis	zu	einem	Einkommen	von	21.500	Euro	
ausgeschliffen	werden	 soll.	 Für	 Selbständige	 erfolgt	 die	 Entlastung	 in	 der	 Sozialversicherung	 der	 Selbständigen	 durch	Reduktion	 des	
Beitragssatzes.	Medienberichten	zufolge	beläuft	sich	das	Ausmaß	der	Entlastung	auf	knapp	700	Mio.	Euro	im	Vollausbau	und	ist	etwas	
niedriger	als	im	Ministerratsvorschlag	vorgesehen	mit	entsprechendem	Spielraum	für	eine	weitere	Reduktion.		
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Tabelle	19:	Geplante	Steuerreformmaßnahmen	für	die	Jahre	2020	bis	2023	

	
Quelle:	Bundesministerium	für	Finanzen,	eigene	Darstellung.		

Nachfolgend	werden	die	wesentlichen	theoretischen	und	empirischen	Ergebnisse	aus	der	Literatur	

über	die	 volkswirtschaftlichen	Wirkungen	von	Abgaben	 zusammengefasst.	 Im	Anschluss	 sind	die	

volkswirtschaftlichen	Effekte	der	Maßnahmen	der	Jahre	2020	bis	2023	der	geplanten	Steuerreform	

dargestellt.	Die	Ergebnisse	wurden	mit	dem	Makromodell	PuMA	ermittelt.		

4.1.1. Abgaben	und	Ergebnisse	aus	der	theoretischen	Literatur	

Abgaben	 beeinflussen	 in	 vielfacher	 Hinsicht	 das	 Verhalten	 von	 privaten	 Haushalten	 und	

Unternehmen.	 OECD	 (2010),	 Europäische	 Kommission	 (2011a)	 oder	 Institute	 for	 Fiscal	 Studies	

(2010)	 bieten	 einen	 guten	 U� berblick	 über	 die	 Auswirkungen	 von	 Besteuerung	 auf	 die	 einzelnen	

Entscheidungen.	Gemäß	der	ökonomischen	Theorie	wirken	Abgaben	auf	den	Faktor	Arbeit,	indem	

sie	i)	die	Aufteilung	zwischen	Arbeits-	und	Freizeit,	ii)	Aus-	und	Weiterbildungsentscheidungen	und	

iii)	die	Berufswahl	beeinflussen.	Dabei	beeinflussen	diese	Abgaben	die	Arbeitsangebotsentscheidung	

sowohl	hinsichtlich	der	Entscheidung,	ob	überhaupt	am	Arbeitsmarkt	partizipiert	bzw.	mit	welcher	

Intensität	 bei	 Arbeitslosigkeit	 nach	 einem	 Arbeitsplatz	 gesucht	 wird	 („extensive“	

Arbeitsangebotsentscheidung),	als	auch	hinsichtlich	der	Wahl	der	Anzahl	der	gearbeiteten	Stunden	

(„intensive“	 Arbeitsangebotsentscheidung,	 also	 z.B.	 Teil-	 oder	 Vollzeit).	 Zusätzlich	 ist	 zu	

berücksichtigen,	 dass	 Abgaben	 auf	 den	 Faktor	 Arbeit	 über	 Lohnverhandlungen	 zwischen	

ArbeitnehmerInnen	 und	 ArbeitgeberInnen	 aufgeteilt	 werden.	 Einkommensteuern	 werden	

dementsprechend	 zum	 Teil	 auf	 ArbeitgeberInnen	 überwälzt	 und	 beeinflussen	 somit	 auch	 die	

Arbeitsnachfrage.	

Eine	Reihe	von	Autoren	(siehe	etwa	Wöhlbier	2002)	argumentieren,	dass	(insbesondere	progressive)	

Einkommensteuern	die	Erträge	von	Aus-	und	Weiterbildung	(d.h.	höheres	zukünftiges	Einkommen)	

stärker	 beeinflussen	 als	 die	 aktuellen	 Ausbildungs-Kosten	 (in	 der	 Form	 von	 aufgeschobenen	

Einkommen).	 Dementsprechend	 können	 Abgaben	 auf	 den	 Faktor	 Arbeit	 Investitionen	 in	 die	

Humankapitalbildung	dämpfen.	
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Höhere	 Einkommensteuern	 reduzieren	 außerdem	 die	 Kapitalrendite	 für	 Selbständige	 und	

Gewerbetreibende,	wodurch	die	Investitionsanreize	sinken.	Myles	(2009)	argumentiert,	dass	sowohl	

die	 Einkommen-,	 als	 auch	 die	 Körperschaftsteuer	 die	 Entscheidung	 über	 unternehmerische	

Aktivitäten	 beeinflussen	 können.	 Einerseits	 reduzieren	 Einkommensteuern	 das	 Einkommen	

erfolgreicher	UnternehmerInnen,	was	den	Anreiz	zur	U� bernahme	unternehmerischen	Risikos	senkt.	

Andererseits	 können	 UnternehmerInnen	 ihr	 Risiko	 mit	 dem	 Staat	 „teilen“,	 wenn	 Verluste	 vom	

restlichen	 Einkommen	 steuerlich	 absetzbar	 sind.	 Wenn	 das	 Einkommensteuersystem	 jedoch	

progressiv	ist	oder	Verluste	nur	beschränkt	absetzbar	sind,	können	Verluste	nur	zu	einem	geringeren	

Steuersatz	 abgesetzt	werden	als	 für	Gewinne	entrichtet	werden	muss.	Daher	können	progressive	

Steuern	negativ	auf	die	U� bernahme	unternehmerischen	Risikos	wirken.		

Eine	Veränderung	 des	 Preisverhältnisses	 der	 Produktionsfaktoren	Arbeit	 und	Kapital	 zueinander	

führt	ebenso	zu	veränderter	 Investitionsnachfrage.	Auf	der	einen	Seite	 implizieren	beispielsweise	

höhere	Arbeitskosten	eine	Substitution	zu	mehr	Kapitaleinsatz,	 auf	der	anderen	Seite	 steigen	die	

Produktionskosten	 und	 der	 implizierte	 Nachfragerückgang	 senkt	 wiederum	 die	

Investitionsnachfrage	 bzw.	 ausländische	 Direktinvestitionen.	 Der	 Gesamteffekt	 ist	 damit	 ohne	

empirische	Informationen	bzw.	Modelluntersuchungen	nicht	zu	bestimmen.	Des	Weiteren	bestehen,	

abgesehen	 von	 der	 Progression	 des	 Steuertarifs,	 wesentliche	 Differenzen	 zwischen	

Sozialversicherungsbeiträgen	und	der	Lohn-	und	Einkommensteuer.	Um	den	impliziten	Steueranteil	

an	den	Sozialversicherungsbeiträgen	zu	bestimmen,	ist	die	Berücksichtigung	der	zukünftigen,	direkt	

aus	 den	 Beiträgen	 abgeleiteten,	 Ansprüche	 gegenüber	 dem	 Sozialsystem	 relevant	 (siehe	 Disney	

2004).	Je	umfangreicher	die	Ansprüche,	desto	geringer	der	Steueranteil.		

Die	 Besteuerung	 von	 Gewinnen,	 wie	 beispielsweise	 durch	 die	 Körperschaftsteuer,	 verringert	 die	

Rentabilität	 von	 Investitionsprojekten	 und	 erhöht	 die	 sogenannten	 Kapitalnutzungskosten	 („user	

costs	of	capital“).	Diese	geben	an,	wie	hoch	die	Rendite	von	Investitionen	vor	Steuern	sein	muss,	um	

den	marktüblichen	 Zins	 zu	 erwirtschaften.	Weil	 Steuern	 auf	 Gewinne	 die	 Kapitalnutzungskosten	

erhöhen,	werden	Investitionsprojekte	nicht	durchgeführt,	die	bei	niedrigerer	steuerlicher	Belastung	

rentabel	wären	und	damit	umgesetzt	würden.	Dabei	ist	der	gesetzliche	Körperschaftsteuersatz	von	

Bedeutung,	aber	insbesondere	die	tatsächliche	Besteuerung	von	Gewinnen.	Der	sogenannte	effektive	

Steuersatz	 berücksichtigt	 daher	 neben	 dem	 gesetzlichen	 Steuersatz	 u.a.	 auch	

Abschreibungsmöglichkeiten,	vom	Staat	gesetzte	Investitionsanreize	sowie	weitere	Abgaben	auf	den	

Kapitalstock	 und	 ist	 ein	 guter	 Indikator	 für	 die	 vom	 Staat	 verursachte	 Beeinflussung	 von	

Investitionsentscheidungen.	
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In	 einem	 zunehmend	 internationalen	 Umfeld	 können	 Körperschaftsteuern	 das	 Verhalten	 von	

Unternehmen	 insbesondere	 auf	 drei	 verschiedene	 Arten	 beeinflussen	 nämlich	 i)	 wo	 ein	

Unternehmen	 investiert,	 ii)	 in	 welchem	 Umfang	 ein	 Unternehmen	 investiert	 und	 iii)	 wo	 das	

Unternehmen	 Gewinne	 steuerlich	 geltend	 macht	 (Europäische	 Kommission,	 2011a).	 Dabei	 wird	

argumentiert,	 dass	 der	 effektive	 Durchschnittssteuersatz	 die	 erste	 Entscheidung	 beeinflusst,	 der	

effektive	marginale	Steuersatz	die	zweite	Entscheidung	und	der	gesetzliche	Steuersatz	die	dritte.	

Der	 von	 einer	 niedrigeren	 Gewinn-Besteuerung	 ausgelöste	 Anstieg	 der	 Investitionen	 erhöht	 den	

Kapitalstock	 der	 Volkswirtschaft.	 Daraus	 resultiert	 eine	 bessere	 Kapitalausstattung	 pro	

Beschäftigten	und	damit	eine	höhere	Arbeitsproduktivität	und	höhere	Löhne	(siehe	Feldstein	2006).	

Der	Anstieg	des	Kapitalstocks	und	der	Arbeitsproduktivität	erhöht	die	Nachfrage	nach	heimischen	

Gütern	und	Dienstleistungen	und	damit	auch	nach	Arbeitskräften,	sodass	die	Beschäftigung	ebenso	

zulegt.	 Daher	 erhöht	 die	 Reduktion	 der	 steuerlichen	 Belastung	 auf	 Gewinneinkommen	 die	

verfügbaren	 Einkommen	 der	 privaten	 Haushalte	 und	 führt	 zu	 einer	 kräftigen	 Entwicklung	 des	

privaten	Konsums.		

Abgabenentlastungen	stärken	zudem	die	verfügbaren	Einkommen	der	privaten	Haushalte	und	damit	

die	private	Konsumnachfrage.	Dies	schlägt	sich	 in	höherer	Nachfrage	nach	heimischen	Produkten	

nieder	und	stärkt	darüber	hinaus	ebenso	die	Arbeits-	und	Investitionsgüternachfrage.	Die	heimische	

Wertschöpfung	 legt	 jedoch	 aus	 mehreren	 Gründen	 in	 geringerem	 Umfang	 als	 die	 Nachfrage	 zu.	

Erstens	 folgt	dem	Nachfrageanstieg	auch	ein	Preisanstieg,	der	den	realen	Effekt	dämpft.	Zweitens	

werden	 ausländisch	 produzierte	 Produkte	 nachgefragt	 bzw.	 beinhalten	 heimische	 Produkte	

ausländische	Vorleistungen,	sodass	der	heimische	Wertschöpfungseffekt	geringer	ausfällt.		

4.1.2. Empirische	Befunde	zu	den	volkswirtschaftlichen	Wirkungen	von	Abgaben	

Empirische	 Studien	 bieten	 eine	 große	 Bandbreite	 von	 Ergebnissen	 zu	 den	 Auswirkungen	 von	

Steuerreformen	auf	die	Wirtschaftsleistung.	In	einer	Meta-Analyse	zeigen	Alinaghi	und	Reed	(2017),	

dass	 Einkommen-	 und	 Körperschaftsteuer	 zu	 stärkeren	 Wachstumseinbußen	 führen	 als	 andere	

Steuerkategorien.	Dieses	Ergebnis	findet	sich	beispielsweise	auch	bei	Arnold	et	al.	(2011),	Arachi	et	

al.	 (2015)	oder	Macek	 (2014).	Acosta-Ormaechea	(2018)	zeigt	 zudem,	dass	 insbesondere	bei	der	

Körperschaftsteuer	 durch	 die	 Berücksichtigung	 der	 Verzögerung	 der	 Veranlagung	 und	 durch	 die	

Ausweitung	des	berücksichtigten	Zeitraums	die	Signifikanz	der	negativen	Wachstumswirkungen	der	

Besteuerung	deutlich	zunimmt.		
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Auswirkungen	von	Abgaben	auf	den	Faktor	Arbeit	auf	Beschäftigung	

Eine	Senkung	von	Abgaben	auf	den	Faktor	Arbeit	erhöht	die	Nettolöhne	der	privaten	Haushalte,	was	

Einfluss	auf	das	Arbeitsangebot	der	privaten	Haushalte	hat.	Die	empirische	Literatur	kommt	zu	dem	

Schluss,	dass	höhere	Nettoarbeitseinkommen	das	Arbeitsangebot	der	privaten	Haushalte	erhöhen,	

siehe	 etwa	 Meghir	 und	 Phillips	 (2010)	 für	 einen	 Literaturüberblick.	 Dabei	 zeigt	 sich,	 dass	 das	

Arbeitsangebot	von	verheirateten	Frauen	und	Alleinerzieherinnen	sehr	stark	reagiert,	während	bei	

Männern	und	alleinstehenden	Frauen	die	Anzahl	der	gearbeiteten	Stunden	nur	 sehr	 schwach	auf	

Veränderungen	des	Stundenlohns	reagiert	(siehe	etwa	Alesina	et	al.	2005,	Causa	2008,	Disney	2004	

und	 Evers	 et	 al.	 2006).	 Das	 Arbeitsangebot	 wird	 häufig	 vor	 allem	 durch	 die	

Partizipationsentscheidung	 (Teilnahme	am	Arbeitsmarkt	oder	nicht)	und	nicht	 so	 sehr	durch	die	

Veränderung	 der	 Anzahl	 der	 gearbeiteten	 Stunden	 beeinflusst.	 Die	 Reaktion	 bei	 der	

Partizipationsentscheidung	ist	insbesondere	bei	alleinerziehenden	Müttern,	aber	auch	bei	schlecht	

ausgebildeten	 Männern	 kräftig.	 Ebenso	 kann	 die	 steuerliche	 Belastung	 die	 Wahl	 des	

Pensionsantrittsalters	 beeinflussen,	 wenn	 sich	 die	 Differenz	 zwischen	 Erwerbs-	 und	

Pensionseinkommen	durch	eine	Veränderung	der	Steuerbelastung	ändert	(siehe	etwa	Duval	2003).	

Zusätzlich	 ist	 zu	 berücksichtigen,	 dass	 Einkommensteuern	 über	 Lohnverhandlungen	 auf	 die	

Arbeitskosten	 der	 Unternehmen	wirken	 und	 damit	 auch	 Auswirkungen	 auf	 die	 Arbeitsnachfrage	

haben.	Die	empirische	Literatur	untersucht	häufig	den	Zusammenhang	zwischen	dem	sogenannten	

Steuerkeil	und	der	Beschäftigung.	Der	Steuerkeil	misst	die	Differenz	zwischen	den	Arbeitskosten	der	

Unternehmen	und	dem	Nettolohn	der	Beschäftigten	und	beschreibt	somit	die	Abgaben,	die	an	den	

Staat	fließen.	Nach	Nickell	(2004)	führt	ein	Anstieg	des	Steuerkeils	um	10	Prozentpunkte	zu	einer	

Reduktion	der	Beschäftigung	im	privaten	Sektor	um	2	Prozent	der	Erwerbsbevölkerung.	Die	OECD	

(2010)	bestimmt	den	Beschäftigungseffekt	einer	Senkung	des	Steuerkeils	um	10	Prozentpunkte	in	

einem	durchschnittlichen	OECD	Staat	mit	einem	Anstieg	der	Beschäftigungsquote	in	Höhe	von	3,7	

Prozentpunkten.	Nickell	et	al.	(2005)	untersuchen	die	Auswirkungen	auf	die	Arbeitslosigkeit	mit	dem	

Ergebnis,	 dass	 eine	 Erhöhung	 des	 Steuerkeils	 um	 10	 Prozentpunkte	 die	 Arbeitslosenquote	 auf	

längere	Frist	um	1	Prozentpunkt	erhöht.	Belot	und	van	Ours	(2004)	verwenden	Daten	von	1960-1999	

für	 17	 OECD-Länder	 und	 präsentieren	 Ergebnisse	 von	 Schätzungen,	 nach	 denen	 ein	 Anstieg	 des	

Steuersatzes	auf	den	Faktor	Arbeit	um	10	Prozentpunkte	zu	einem	Anstieg	der	Arbeitslosigkeit	um	

etwas	mehr	als	einen	Prozentpunkt	führt.	Auch	12	der	17	im	Employment	Outlook	der	OECD	(2006)	

analysierten	 Studien	 finden	 einen	 signifikanten	 Effekt	 des	 Steuerkeils	 auf	 die	 Arbeitslosenquote.	

Somit	zeigen	sich	empirisch	robuste	und	markante	Auswirkungen	einer	Veränderung	des	Steuerkeils	

auf	die	Beschäftigung.	



52	–	Wirtschaftsstandort	O� sterreich	–	Maßnahmen	für	mehr	Wettbewerbsfähigkeit	

Auswirkungen	von	Unternehmenssteuern	auf	Investitionen	

Entscheidend	 für	 Investitionsentscheidungen	 von	 Unternehmen	 ist	 weniger	 der	 gesetzliche	

Körperschaftsteuersatz,	 sondern	 vielmehr	 die	 tatsächliche	 Besteuerung	 von	 Gewinnen.	 Die	

empirische	Literatur	untersucht	in	diesem	Zusammenhang	meist	die	Auswirkungen	einer	A� nderung	

der	sogenannten	Kapitalnutzungskosten	auf	die	Investitionen.	Diese	geben	an,	wie	hoch	die	Rendite	

von	 Investitionen	 vor	 Steuern	 sein	 muss,	 um	 den	 marktüblichen	 Zins	 zu	 erwirtschaften.	 Eine	

Körperschaftsteuersenkung	 reduziert	 die	 Kapitalnutzungskosten,	 weshalb	 Investitionsprojekte	

rentabel	 sind,	 die	 bei	 höherer	 steuerlicher	 Belastung	 nicht	 rentabel	wären	 und	 somit	 auch	 nicht	

durchgeführt	würden.	

Hassett	 und	 Hubbard	 (2002)	 kommen	 zu	 dem	 Ergebnis,	 dass	 sich	 in	 der	 Literatur	 weitgehend	

Konsens	 darüber	 gebildet	 hat,	 dass	 die	 Elastizität	 der	 Investitionen	 hinsichtlich	 der	

Kapitalnutzungskosten	 zwischen	 -0,5	 und	 -1	 liegt.	 Demnach	 erhöht	 eine	 Senkung	 der	

Nutzungskosten	um	1	Prozent	die	Investitionen	langfristig	um	0,5	bis	1	Prozent.	Unter	Verwendung	

von	Unternehmensdaten	in	Deutschland	kommen	Harhoff	und	Ramb	(2001)	auf	eine	etwas	geringere	

Elastizität	 von	 -0,42.	 Chirinko	 et	 al.	 (1999)	 verwenden	 Mikrodaten	 von	 US-Unternehmen	 und	

ermitteln	 eine	 Elastizität	 von	 -0,24.	 De	 Mooij	 und	 Everdeen	 (2003)	 wiederum	 kommen	 zu	 dem	

Ergebnis,	dass	eine	Reduktion	des	effektiven	Körperschaftsteuersatzes	um	einen	Prozentpunkt	die	

ausländischen	Direktinvestitionen	um	3,3	Prozent	erhöht.	Gruber	und	Rauh	(2007)	finden,	dass	eine	

Erhöhung	 des	 effektiven	 Körperschaftsteuersatzes	 um	 1	 Prozent	 die	 Bemessungsgrundlage	 der	

Körperschaftsteuer	 um	 0,2	 Prozent	 reduziert.	 Hieraus	 zu	 schließen,	 dass	 sich	 eine	

Körperschaftsteuersenkung	lediglich	zu	20	Prozent	selbst	finanziert,	ist	jedoch	unzureichend,	da	für	

eine	gesamthafte	Bewertung	natürlich	noch	die	positiven	Auswirkungen	auf	andere	Steuerkategorien	

berücksichtigt	 werden	 müssen,	 weshalb	 der	 Selbstfinanzierungsgrad	 insgesamt	 höher	 ausfallen	

wird.	

Neben	 anderen,	 fließen	 diese	 grundlegenden	 theoretischen	 und	 empirischen	 Ergebnisse	 in	 das	

Makromodell	 PuMA	 ein	 und	 damit	 in	 die	 nachfolgende	 modellbasierte	 Analyse	 der	

volkswirtschaftlichen	Auswirkungen	der	geplanten	Steuerreform.		

4.1.3. Simulation	der	volkswirtschaftlichen	Effekte	der	Steuerreform	

In	 diesem	 Abschnitt	 werden	 die	 Ergebnisse	 der	 volkswirtschaftlichen	 Analyse	 der	

Abgabenreformmaßnahmen	des	Ministerratsvortrags	dargestellt	und	diskutiert.	Die	Analyse	zeigt	

die	 volkswirtschaftlichen	 Auswirkungen	 für	 die	 zusammengefassten	 Maßnahmen	 und	 die	

Auswirkungen	der	vom	Entlastungsvolumen	her	bedeutendsten	Maßnahmen,	 (i)	der	Senkung	der	
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Sozialversicherungsbeiträge	 für	 GeringverdienerInnen,	 (ii)	 der	 Tarifreform	 in	 der	 Lohn-	 und	

Einkommensteuer	sowie	(iii)	der	Reduktion	des	Körperschaftsteuersatzes.	

Senkung	der	Sozialversicherungsbeiträge	für	GeringverdienerInnen	

Die	 wesentlichste	 Entlastung	 im	 Jahr	 2020	 sollte	 laut	 dem	 Ministerratsvortrag	 die	 Senkung	 der	

Sozialversicherungsbeiträge	 für	 GeringverdienerInnen	 sein.27	 Die	Maßnahme	 stärkt	 insbesondere	

die	Kaufkraft	von	Personen	mit	geringen	Einkünften	und	damit	die	heimische	Nachfrage,	als	auch	das	

Arbeitsangebot	und	die	Arbeitsnachfrage	nach	dieser	Personengruppe.	Entlastet	werden	durch	diese	

Reform	 Personen	 mit	 niedrigen	 Stundenlöhnen	 bzw.	 Pensionseinkommen	 sowie	 Personen	 in	

Teilzeitbeschäftigung.	Die	erste	Gruppe	ist	insbesondere	bei	Personen	mit	geringer	Ausbildung	und	

bei	jüngeren	Erwerbstätigen	angesiedelt,	Teilzeitbeschäftigung	spielt	in	allen	Bildungsschichten	eine	

bedeutende	Rolle.		

Die	 Senkung	 der	 KV-Beiträge	 erhöht,	 ökonomisch	 gesehen,	 in	 einem	 ersten	 Schritt	 die	

Nettoeinkommen	 von	 Personen	 mit	 niedrigem	 Erwerbseinkommen.	 Im	 Rahmen	 der	

Lohnverhandlungen	wird	dies	von	ArbeitnehmerInnen	und	ArbeitgeberInnen	berücksichtigt,	sodass	

die	Lohnentwicklung	etwas	moderater	ausfällt	als	ohne	die	Reform.	Demgegenüber	führt	die	höhere	

Inlandsnachfrage	 zu	 einem	 Preisanstieg,	 der	 ebenfalls	 in	 den	 Lohnverhandlungen	 berücksichtigt	

wird	 und	 die	 Arbeitskosten	 erhöht.	 Die	 realen	 Nettostundenlöhne	 hätten	 in	 der	 ursprünglich	

vorgesehenen	 Senkung	 der	 SV-Beiträge	 um	 knapp	 0,4	 Prozent	 zugelegt,	 bei	 geringqualifizierten	

Personen	um	0,8	Prozent	(siehe	Tabelle	20).	Die	zusätzliche	Inlandsnachfrage	kräftigt	wiederum	die	

Arbeitsnachfrage.	Dementsprechend	steigt	die	Beschäftigung	und	die	Arbeitslosigkeit	geht	zurück.	

Insgesamt	beträgt	der	Zuwachs	bei	der	Beschäftigung	etwa	0,2	Prozent,	bei	niedrigen	Qualifikationen	

ist	 er	 mit	 0,5	 Prozent	 deutlich	 stärker.	 Somit	 sind	 im	 Vergleich	 zu	 einer	 Situation	 ohne	 die	

Reformmaßnahme	 zwischen	 7.900	 (kurzfristig)	 und	 8.400	 Personen	 (längerfristig)	 zusätzlich	

beschäftigt.	Die	Arbeitslosenquote	(nach	EU-Definition)	reduziert	sich	um	etwa	0,1	Prozentpunkte.	

Die	höheren	Nettoeinkommen	stärken	zudem	den	privaten	Konsum,	der	insgesamt	um	0,4	Prozent	

kurzfristig	bzw.	0,5	Prozent	längerfristig	steigt.	

Die	 höhere	 Beschäftigung	 kräftigt	 auch	 die	 Investitionstätigkeit	 der	 Unternehmen,	 welche	

längerfristig	 um	 0,2	 Prozent	 kräftiger	 ausfällt.	 Die	 Kapitalausstattung	 je	 beschäftigter	 Person	 ist	

damit	relativ	unverändert,	sodass	auch	das	BIP	um	etwa	0,2	Prozent	zunimmt.		

																																								 																				 	
27	Das	Steuerreformgesetz	2020	sieht	ebenso	eine	Reduktion	vor,	wobei	die	Entlastung	bei	unselbständig	Beschäftigten	über	eine	Erhöhung	
der	Absetzbeträge	in	der	Einkommensteuer	erfolgen	soll.	
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Tabelle	20:	PuMA	Simulationsergebnisse	–	Senkung	der	SV-Beiträge	für	GeringverdienerInnen	

	
Niveau-Effekte	im	Vergleich	zum	Basisszenario.	Geringqualifiziert:	Personen	mit	höchstens	Pflichtschulabschluss	(ISCED	0-
2),	Hochqualifiziert:	Tertiäre	Ausbildung	(ISCED	5+).	
Quelle:	EcoAustria,	PuMA-Simulationsmodell.	

Reduktion	der	Lohn-	und	Einkommensteuersteuersätze	

Die	 Entlastung	 der	 Jahre	 2021	 und	 2022	 sollte	 im	 Zeichen	 der	 Tarifreform	 in	 der	 Lohn-	 und	

Einkommensteuer	mit	einer	Reduktion	der	Grenzsteuersätze	in	den	ersten	drei	Tarifstufen	stehen.	

Diese	Reform	entlastet	all	jene,	die	im	bisherigen	Tarif	Lohn-	und	Einkommensteuer	bezahlen.	Die	

Einkommensteuersenkung	erhöht	die	Nettoeinkommen,	was	das	Arbeitsangebot	stärkt.	Gleichzeitig	

entwickeln	sich	die	Arbeitskosten	als	Folge	der	Lohnverhandlungen	moderater.	Diesem	Effekt	stehen	

jedoch	höhere	Lohnforderungen	als	Folge	des	Anstiegs	des	heimischen	Preisniveaus,	ausgelöst	von	

der	 höheren	 Inlandsnachfrage,	 gegenüber.	 Die	 realen	 Nettostundenlöhne	 legen	 in	 dieser	 Reform	

längerfristig	um	rund	2	Prozent	stärker	zu	als	im	Basisszenario	ohne	Reform	(Tabelle	21),	wobei	bei	

mittleren	und	höheren	Qualifikationen	der	relative	Zuwachs	etwas	ausgeprägter	ausfällt.	Gegeben,	

dass	 Bildung	 und	 Kapital	 Komplemente	 zueinander	 sind	 bzw.	 geringere	 Qualifikationen	 leichter	

durch	 Kapital	 ersetzt	 werden	 können,	 ist	 der	 Investitionseffekt	 bei	 der	 Tarifreform	 der	

Einkommensteuer	 ebenfalls	 kräftig.	 Die	 Investitionen	 legen	 kurzfristig	 um	 1,4	 Prozent	 zu,	

längerfristig	um	1,2	Prozent.	Damit	steigt	wiederum	die	Produktivität	der	beschäftigten	Personen,	

was	 sich	 in	 den	 Einkommen	 und	 in	 der	 Wertschöpfung	 widerspiegelt,	 welche	 um	 0,7	 Prozent	

(kurzfristig)	bzw.	0,85	Prozent	(längerfristig)	wächst.		
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Tabelle	21:	PuMA	Simulationsergebnisse	–	Tarifreform	in	der	Lohn-	und	Einkommensteuer	

	
Niveau-Effekte	im	Vergleich	zum	Basisszenario.	Geringqualifiziert:	Personen	mit	höchstens	Pflichtschulabschluss	(ISCED	0-
2),	Hochqualifiziert:	Tertiäre	Ausbildung	(ISCED	5+).	
Quelle:	EcoAustria,	PuMA-Simulationsmodell.	

Demgegenüber	steigt	die	Beschäftigung	in	relativer	Betrachtung	etwas	moderater	als	das	BIP,	da	die	

relative	 Entlastung	 von	 jüngeren	 Personen	 und	 Personen	mit	 geringeren	Qualifikationen,	welche	

beim	 Arbeitsangebot	 sensitiver	 auf	 Lohnveränderungen	 reagieren,	 weniger	 ausgeprägt	 ist.	 Die	

Beschäftigung	 legt	 infolge	 der	 Reform	 dennoch	 um	 rund	 30.000	 Personen	 gegenüber	 dem	

Basisszenario	ohne	Reform	zu,	wobei	sich	dieser	Anstieg	über	die	verschiedenen	Bildungsgruppen	

relativ	 gleichmäßig	 verteilt.	Die	Arbeitslosenquote	nimmt	um	0,3	Prozentpunkte	 ab.	Die	höheren	

verfügbaren	Einkommen	als	Folge	der	Steuerreform	und	des	Beschäftigungsanstiegs	schlagen	sich	

wiederum	auf	den	privaten	Konsum	durch,	mit	einem	Zuwachs	von	1,9	Prozent	bzw.	2,2	Prozent	

längerfristig.	Die	Auswirkungen	 auf	 das	 reale	BIP	 sind	 bereits	 kurzfristig	mit	 knapp	3	Mrd.	 Euro	

markant.	 Dies	 wirkt	 auch	 auf	 die	 Selbstfinanzierung	 mit	 einem	 Anteil	 von	 knapp	 40	 Prozent	

kurzfristig	(45	Prozent	längerfristig).		

Reduktion	des	Körperschaftsteuersatzes	

Die	Entlastung	der	Unternehmen	wäre	ein	weiteres	wesentliches	Ziel	der	geplanten	Steuerreform	

gewesen.	 Dazu	 sollte	 der	 Körperschaftsteuersatz	 zunächst	 im	 Jahr	 2022	 von	 25	 Prozent	 auf	 23	

Prozent	und	dann	 im	Jahr	2023	auf	21	Prozent	gesenkt	werden.	Eine	Körperschaftsteuersenkung	

reduziert	 den	 effektiven	 Steuersatz	 auf	 Investitionen.	 Dieser	 bestimmt	 neben	 anderen	
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Einflussgrößen,	 wie	 hoch	 die	 Rendite	 vor	 Steuern	 sein	 muss,	 um	 den	 marktüblichen	 Zins	

erwirtschaften	zu	können.	Somit	werden	Investitionsprojekte	profitabel,	die	bei	höherer	Belastung	

nicht	 rentabel	 wären	 und	 damit	 unterbleiben	 würden.	 Diese	 Investitionsanreize	 verstärken	 die	

Investitionstätigkeit	 der	 Unternehmen	 und	 verbessern	 damit	 die	 Kapitalausstattung	 pro	

Beschäftigten.	Damit	steigen	die	Produktivität	und	auch	die	Einkommen	der	Beschäftigten.	

Der	anfängliche	Nachfragezuwachs,	bedingt	durch	die	Investitionsgüternachfrage	auch	aufgrund	von	

Vorzieheffekten	 und	 den	 privaten	 Konsum,	 stützt	 die	 Wertschöpfung	 und	 erhöht	 das	 reale	 BIP,	

impliziert	aber	auch	einen	Preisanstieg.	Dieser	schlägt	sich	in	den	nominellen	Stundenlöhnen	nieder	

und	 dämpft	 zusammen	 mit	 dem	 hohen	 Auslandsanteil	 der	 Investitionsgüternachfrage	 den	

Außenbeitrag.	Mit	dem	Zuwachs	des	Kapitalstocks	und	der	höheren	Produktivität	verbessern	sich	die	

Lohnstückkosten	 und	 die	 internationale	Wettbewerbsfähigkeit.	 Dies	 impliziert	 einen	 Anstieg	 der	

Arbeitsnachfrage	und	der	Beschäftigung.	

Tabelle	22:	PuMA	Simulationsergebnisse	–	Senkung	der	Körperschaftsteuer	(23	bzw.	21	Prozent)	

	
Niveau-Effekte	im	Vergleich	zum	Basisszenario.	Geringqualifiziert:	Personen	mit	höchstens	Pflichtschulabschluss	(ISCED	0-
2),	Hochqualifiziert:	Tertiäre	Ausbildung	(ISCED	5+).	
Quelle:	EcoAustria,	PuMA-Simulationsmodell.	

Der	 Zuwachs	 bei	 den	 verfügbaren	 realen	 Einkommen	 als	 Folge	 der	 besseren	

Arbeitsmarktperformance	kräftigt	die	verfügbaren	Haushaltseinkommen	und	den	privaten	Konsum.	

Die	 Investitionstätigkeit	 entwickelt	 sich	 durch	 die	 Steuersenkung	 gegenüber	 dem	 Basisszenario	

besonders	 dynamisch,	 mit	 über	 2	 Prozent	 höheren	 Investitionen	 kurzfristig	 und	 1,5	 Prozent	
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längerfristig.	Höhere	Produktivität	kräftigt	die	Beschäftigungsnachfrage	und	die	gestiegenen	Löhne	

das	Arbeitsangebot,	sodass	die	Beschäftigung	um	0,1	Prozent	bzw.	5.600	Personen	zulegt	und	die	

Arbeitslosenquote	um	0,1	Prozentpunkte	zurückgeht.	Das	BIP	steigt	in	der	kurzen	Frist	im	Gefolge	

der	Steuersenkung	um	0,2	Prozent	bzw.	800	Mio.	Euro,	längerfristig	um	0,4	Prozent	bzw.	1,7	Mrd.	

Euro.	Der	Selbstfinanzierungsgrad	ist	kurzfristig	etwas	niedriger	als	bei	der	Reform	der	Lohn-	und	

Einkommensteuer,	längerfristig	jedoch	höher.	

Gesamtreform		

Die	 restlichen	 Maßnahmen,	 die	 in	 der	 geplanten	 Steuerreform	 für	 die	 Jahre	 2020	 und	 2023	

vorgesehen	waren,	 sind	vom	Umfang	deutlich	niedriger	 als	die	oben	diskutierten	Vorhaben.	 Zum	

größeren	Teil	beziehen	sie	sich	ebenfalls	auf	die	Lohn-	und	Einkommensteuer,	beispielsweise	über	

die	 Werbungskostenpauschale,	 die	 Erhöhung	 des	 Grundfreibetrags	 oder	 die	

Mitarbeitererfolgsbeteiligung.	Die	ökonomischen	Wirkungskanäle	sind	dementsprechend	prinzipiell	

dieselben	wie	bei	der	Reduktion	der	Lohn-	und	Einkommensteuer.	

Die	 volkswirtschaftlichen	 Auswirkungen	 der	 gesamten	 geplanten	 Steuerreformmaßnahmen	 der	

Jahre	2020	und	2023	 laut	Tabelle	19	sind	 in	Tabelle	23	dargelegt.	Die	realen	Nettoeinkommen	 je	

Arbeitsstunde	der	Erwerbstätigen	fallen	infolge	der	steuerlichen	Entlastungen	um	rund	1,5	Prozent	

im	Jahr	2021	und	3	Prozent	im	Jahr	2025	erheblich	höher	aus	als	dies	ohne	das	Reformpaket	der	Fall	

wäre.	Die	höheren	Erwerbseinkommen	bieten	wiederum	Anreize,	das	Arbeitsangebot	auszuweiten,	

die	Erwerbsquote	fällt	demnach	um	etwa	0,4	Prozentpunkte	höher	aus.	Ebenso	kräftigen	die	höheren	

Erwerbseinkommen,	 gemeinsam	 mit	 den	 steuerlichen	 Entlastungen	 bei	 PensionistInnen,	 die	

verfügbaren	 Einkommen	 und	 damit	 die	 private	 Konsumnachfrage.	 Die	 Senkung	 der	

Körperschaftsteuer	 erhöht	 die	 Investitionsgüternachfrage,	 sodass	 die	 heimische	 Nachfrage	

insgesamt	 kräftig	 zulegt.	 Dies	 wiederum	 erhöht	 die	 Arbeitsnachfrage.	 Die	 Beschäftigung	 fällt	

längerfristig	um	etwa	1	Prozent	höher	aus	als	ohne	die	Steuerreform.	Dies	entspricht	in	mittlerer	

Frist	einem	Beschäftigungszuwachs	von	etwa	45.000,	längerfristig	um	knapp	50.000	Personen.	Als	

Folge	davon	kommt	es	zu	einem	Rückgang	der	Arbeitslosigkeit,	sodass	die	Arbeitslosenquote	nach	

EU-Definition	 um	 über	 0,5	 Prozentpunkte	 zurückgeht.	 Die	 Beschäftigungsentwicklung	wirkt	 sich	

zusätzlich	positiv	auf	die	private	Konsumnachfrage	aus,	die	kurzfristig	um	1,7	Prozent	und	langfristig	

deutlich	um	3,5	Prozent	zunimmt.		
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Tabelle	23:	PuMA	Simulationsergebnisse	–	Gesamtmaßnahmen	der	Jahre	2020	bis	2023	

	
Niveau-Effekte	im	Vergleich	zum	Basisszenario.	Geringqualifiziert:	Personen	mit	höchstens	Pflichtschulabschluss	(ISCED	0-
2),	Hochqualifiziert:	Tertiäre	Ausbildung	(ISCED	5+).	
Quelle:	EcoAustria,	PuMA-Simulationsmodell.	

Die	 kräftige	 Investitionstätigkeit,	 die	 neben	 dem	 Beschäftigungszuwachs	 insbesondere	 von	 der	

Körperschaftsteuersenkung	getrieben	ist,	stärkt	die	Kapitalausstattung	beschäftigter	Personen	und	

damit	deren	Produktivität.	Als	Folge	davon	nehmen	die	Wertschöpfung	und	die	Stundenlöhne	der	

Erwerbstätigen	zu.	Die	höhere	Beschäftigung	und	die	bessere	Kapitalausstattung	der	Beschäftigten	

lassen	die	Wirtschaftsleistung	mittelfristig	um	rund	5	Mrd.	Euro	bzw.	1,2	Prozent	höher	ausfallen,	

längerfristig	 um	 6,7	 Mrd.	 Euro	 bzw.	 1,6	 Prozent.	 Trotz	 des	 kräftigen	 Zuwachses	 der	

Wirtschaftsleistung	kann	damit	die	zusätzliche	Nachfrage	nicht	in	vollem	Umfang	befriedigt	werden	

und	die	Importe	legen	stärker	zu	als	die	Exporte	mit	der	Folge,	dass	der	Außenbeitrag	(Export	minus	

Importe)	um	etwa	1	Prozent	des	BIP	zurückgeht.		

Durch	das	kräftigere	Wachstum	aufgrund	des	Reformpakets	steigen	auch	die	Steuereinnahmen,	so	

dass	 sich	 die	 Reform	 zum	 Teil	 selbst	 finanziert.	 Darüber	 hinaus	 bestehen	 in	 O� sterreich	 bei	 den	

öffentlichen	Ausgaben	erhebliche	Effizienzpotenziale.	So	zeigen	etwa	Graf	et	al.	(2018b)	und	Thomas	

et	al.	(2017),	dass	in	den	Bereichen	Bildung,	Gesundheit,	Pflege,	Wohnbauförderung	und	öffentliche	

Verwaltung	 allein	 im	 Bundesländervergleich	 ein	 Effizienzpotenzial	 von	 6	Mrd.	 Euro	 besteht,	 das	

gehoben	werden	könnte,	ohne	die	öffentlichen	Leistungen	für	die	BürgerInnen	zu	verschlechtern.	Im	

internationalen	Vergleich	fallen	die	ermittelten	Effizienzpotenziale	sogar	noch	höher	aus.	
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Insgesamt	veranschaulicht	die	Analyse	am	Beispiel	der	im	April	2019	vorgestellten,	aber	dann	nicht	

realisierten	Steuerreform,	die	positiven	Effekte	einer	deutlichen	Reduktion	der	Abgabenbelastung	

auf	Wachstum	und	Wohlstand.	

4.2. Verbesserung	der	F&E	Förderung	

Der	österreichische	Wirtschaftsstandort	ist	im	Allgemeinen	von	einem	hohen	Produktivitätsniveau	

bei	 gleichzeitig	 hohem	 Niveau	 der	 Produktionskosten	 geprägt.	 Vor	 dem	 Hintergrund	 des	

internationalen	Wettbewerbs	insbesondere	bei	standardisierten	und	wenig	qualifikationsintensiven	

Prozessen	 sind	 jedoch	 laufende	 Produktivitätssteigerungen	 in	 den	 für	 O� sterreich	 relevanten	

Wertschöpfungsfeldern	 eine	 notwendige	 Vorbedingung	 zum	 Erhalt	 und	 Ausbau	 von	

Wertschöpfungssegmenten	und	des	Wohlstandsniveaus.	Einen	wesentlichen	Hebel	stellt	dabei	die	

Weiterentwicklung	 des	 allgemeinen	 Wissenskapitals	 sowie	 die	 Innovationsdynamik	 durch	 die	

standortrelevante	 Forschung	 und	 Entwicklung	 dar.	 Für	 die	 Politik	 sind	 Innovations-	 und	 F&E-

Förderungen	 Instrumente,	 das	 Innovationsumfeld	 der	 Unternehmen	 sowie	 Art	 und	 Ausmaß	 der	

unternehmerischen	Innovationsbestrebungen	zu	beeinflussen.		

Das	 Bundesministerium	 für	 Digitalisierung	 und	 Wirtschaftsstandort	 (BMDW)	 förderte	 die	

standortrelevante	Forschung	zuletzt	mit	rund	100	Mio.	Euro28.	Unter	standortrelevanter	Forschung	

versteht	das	BMDW	jene	Forschungs-,	Entwicklungs-	und	Innovationsaktivitäten,	die	auf	ein	neues	

Produkt	 oder	 ein	 neues	 Geschäftsmodells	 abzielen	 und	 damit	 zur	 Erhöhung	 der	

Wettbewerbsfähigkeit	 und	 zur	 Schaffung	 von	 Arbeitsplätzen	 und	 Wohlstand	 beitragen.	

Fördermaßnahmen	 reichen	 von	 angewandter	 Grundlagenforschung	 bis	 hin	 zur	 Förderung	 von	

innovativen	Startups.	

Im	Folgenden	stellt	sich	die	Frage,	ob	das	Set	an	Instrumenten	programmatisch	und	institutionell	

derart	aufgestellt	ist,	um	den	österreichischen	Unternehmen	dabei	eine	bestmögliche	Unterstützung	

zu	 bieten.	 Im	 Folgenden	 werden	 (1)	 die	 programmatisch-inhaltliche	 Ausgestaltung	 der	 F&E-

Förderungen	 in	 O� sterreich	 analysiert	 sowie	 (2)	 strukturelle	 und	 systemische	 Aspekte	 und	

Ansatzpunkte	einer	Weiterentwicklung	präsentiert.	

4.2.1. Programmatisch-inhaltliche	Ausrichtung	der	Förderlandschaft	

Die	 programmatisch-inhaltliche	 Analyse	 der	 österreichischen	 Wissenschafts-	 sowie	 F&E-

Förderungen	umfasst	die	Förderprogramme	sämtlicher	Bundesministerien	sowie	der	Bundesländer.	

Als	Datengrundlage	dient	die	Transparenzdatenbank	(TDB)	des	Bundesministeriums	für	Finanzen.	

																																								 																				 	
28	Vgl.	hierzu	die	Informationen	des	Budgetdienstes	(2018,	S.	3	ff)	sowie	die	Pressemitteilung	des	BMDW	vom	7.5.2019	unter	dem	Weblink.	

https://www.bmdw.gv.at/Presse/Archiv/Archiv%202019/Seiten/Digitalisierungsministerin-Schramboeck-beim-Business-Breakfast.aspx
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Die	Strukturbetrachtung	berücksichtigt	das	Programmportfolio	der	im	Jahr	2017	bis	Anfang	2018	

beantragbaren	 oder	 auszahlbaren	 Förderungen.	 Im	 Folgenden	 werden	 Förderungen	 der	

anwendungsorientierten	 F&E	 in	 Unternehmen	 betrachtet.	 In	 die	 Betrachtung	 einbezogen	 sind	

dementsprechend	unternehmensorientierte	Förderangebote,	die	sich	entweder	ausschließlich	oder	

–	 neben	 anderen	 Zielgruppen	 wie	 Forschungseinrichtungen,	 Universitäten	 oder	

EinzelwissenschaftlerInnen	 –	 auch	 an	 Unternehmen	 richten.	 Somit	 werden	 auch	 sogenannte	

Strukturprogramme	berücksichtigt,	d.h.	Förderungen	von	Kooperationsstrukturen	und	Konsortien	

zwischen	Unternehmen	und	anderen	F&E-relevanten	Akteuren	wie	etwa	Forschungseinrichtungen	

oder	 Universitäten.	 Insgesamt	 werden	 244	 Förderprogramme	 –	 in	 der	 Terminologie	 der	

Transparenzdatenbank	‚Leistungsangebote‘	–	in	die	Analyse	aufgenommen.	Nicht	berücksichtigt	sind	

Leistungsangebote,	die	eine	sehr	allgemeine	oder	grundsätzlich	andere	Zielsetzung	verfolgen.	Dazu	

gehören	etwa	die	Förderungen	der	Bundesländer	im	Rahmen	des	Verkehrssicherheitsfonds	oder	die	

Wissenschaftsförderung	der	Bundesländer	im	Rahmen	der	Kulturförderung.	

Aus	der	Betrachtung	exkludiert	sind	weiters	standortrelevante	und	teilweise	anwendungsorientierte	

Wirtschafts-Wissenschaftskooperationsprogramme	 bei	 der	 Christian-Doppler-Gesellschaft	 (CDG)	

oder	des	Austrian	Cooperative	Research	Netzwerks	(ACR).	Die	Zielgruppendefinition	der	TDB	weist	

im	 Fall	 der	 Christian	 Doppler	 Labors	 und	 der	 Josef	 Ressel	 Zentren	 bei	 der	 CDG	 ausschließlich	

öffentliche	 Einrichtungen	 aus.	 Unabhängig	 von	 der	 Zielgruppendefinition	 sind	 die	 genannten	

Programme	für	den	Unternehmensbereich	 jedoch	von	Bedeutung.	Die	Förderprogramme	der	CDG	

stellen	 insbesondere	 den	 Wissens-	 und	 Technologietransfer	 zwischen	 den	 wissenschaftlichen	

Partnern	 und	 den	 Unternehmen	 in	 den	 Vordergrund.	 Im	 Fall	 der	 Josef	 Ressel	 fördert	 die	 CDG	

mehrjährige	 Kooperationen	 zwischen	 Fachhochschulen	 und	 Unternehmen	 im	 Feld	 der	

anwendungsorientierten	 Forschung.	 Josef	 Ressel	 Zentren	 sollen	 forschungserprobte	

Fachhochschulen	über	stabile	und	langfristige	F&E-Kooperationen	als	regionale	F&E-Partner	für	die	

Wirtschaft	stärken.	Der	Kompetenzaufbau	in	der	angewandten	Forschung	soll	einerseits	die	Qualität	

der	Ausbildung	verbessern	und	 andererseits	 für	 die	Unternehmen	einen	direkten	Zugang	 zu	den	

F&E-Ressourcen	 der	 FH	 bieten.	 In	 der	 Folge	 sollen	 die	 Josef-Ressel-Zentren	 zu	 Produkt-	 und	

Prozessinnovationen	 bei	 den	 beteiligten	 Wirtschaftspartnern	 führen.	 Christian-Doppler	 Labors	

werden	 an	 Universitäten	 und	 an	 außeruniversitären	 Forschungseinrichtungen	 eingerichtet.	

Wesentliche	Merkmale	 der	 Christian-Doppler	 Labors	 sind	 unter	 anderem	anwendungsorientierte	

Grundlagenforschung	sowie	die	Einbettung	in	das	wissenschaftliche	Umfeld	von	Universitäten	und	

außeruniversitären	Forschungseinrichtungen.		

Die	Institute	des	ACR	wiederum	bilden	ein	Netzwerk	von	privaten	Forschungsinstituten,	die	F&E	für	

Unternehmen	betreiben.	Auch	hier	sind	Unternehmen	zwar	 in	der	Zielgruppendefinition	der	TDB	
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nicht	 berücksichtigt,	 dennoch	 handelt	 es	 sich	 um	 standortrelevante	 und	 anwendungsorientierte	

Bereiche	 der	 F&E-Förderung.	 Unternehmen	 und	 insbesondere	KMU,	 die	 selten	 über	 eigene	 F&E-

Kapazitäten	verfügen,	sollen	an	Innovationen	herangeführt	bzw.	in	ihren	Innovationsbestrebungen	

unterstützt	 werden.	 Somit	 soll	 das	 nötige	 Know-how	 vermittelt	 und	 ihre	 Wettbewerbsfähigkeit	

gestärkt	 werden.	 Auch	 hier	 stehen	 der	 Wissens-	 und	 Innovationstransfer	 sowie	 die	

Wettbewerbsfähigkeit	der	Unternehmen	im	Fokus,	auch	wenn	Unternehmen	nicht	selbst	Zielgruppe	

der	Förderung	sind.	Das	Netzwerk	besteht	aktuell	aus	etwa	20	Instituten.	Beispiele	sind	das	AEE-

Institut	für	Nachhaltige	Technologien,	das	BTI-Bautechnisches	Institut	oder	die	HFA-Holzforschung	

Austria.	

Tabelle	24:	Förderangebote	für	angewandte	F&E	in	Unternehmen,	Übersicht	nach	

leistungsdefinierender	Stelle	des	Bundes	und	der	Bundesländer	

	
Quelle:	EcoAustria	auf	Basis	BMF-TDB.	

In	Summe	weist	die	Transparenzdatenbank	unter	den	bis	Anfang	2018	abrufbaren	bzw.	ausbezahlten	

Förderangeboten	124	Förderprogramme	aus,	die	im	Hinblick	auf	angewandte	F&E	für	Unternehmen	

relevant	sind	(vgl.	Tabelle	24).	Die	Anzahl	der	Programme	lässt	zwar	noch	keinen	Schluss	auf	die	

Förderintensität	 zu,	 da	 einzelne	 leistungsdefinierende	 Stellen	 ihre	 Förderangebote	 granularer	

ausrichten.	Auf	Länderebene	sind	dies	etwa	Oberösterreich	und	Kärnten.	Anzumerken	ist	aber,	dass	

eine	granulare	und	spezifische	Ausgestaltung	der	F&E-Förderprogramme	aus	Sicht	der	Unternehmen	

schon	 im	 Vorfeld	 einen	 hohen	 Aufwand	 der	 Informationsbeschaffung	mit	 sich	 bringt.	 Unter	 den	

Bundesministerien	spiegeln	die	Ergebnisse	die	Ressortzuständigkeiten	wider.	Das	BMDW	und	das	

BMVIT	 stellen	 die	 hauptsächlich	 zuständigen	 Ministerien	 dar.	 Unter	 25	 Leistungsangeboten	 des	
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BMDW	werden	18	über	die	Forschungsförderungsgesellschaft	FFG	abgewickelt.	Hinzu	kommen	noch	

sechs	Leistungsangebote,	die	von	der	Austria-Wirtschaftsservice	GmbH	angeboten	werden.	Von	den	

39	Programmen	des	BMVIT	werden	37	von	der	FFG	abgewickelt.		

Im	 Programmsortiment	 der	 FFG	 befindet	 sich	 eine	 große	 Zahl	 von	 themenoffenen	

Förderprogrammen,	für	die	keine	inhaltliche	Festlegung	des	Innovationsfeldes	vorgenommen	wurde.	

Beispielhaft	 ist	 hier	 mit	 dem	 Basisprogramm	 eines	 der	 wichtigsten	 themenoffenen	 F&E-

Förderinstrumente	zu	erwähnen.	Gemäß	den	Programmgrundlagen	der	FFG	(vgl.	FFG	2018,	S.	49)	

besteht	keine	Einschränkung	auf	bestimmte	Technologie-	und	Innovationsfelder.	Das	Programm	ist	

für	alle	Unternehmensgrößen	und	-branchen	sowie	Projektvolumen	offen.	Die	Unternehmen	können	

Projekte	auch	in	Kooperation	mit	anderen	Unternehmen	oder	Forschungseinrichtungen	abwickeln.	

Gemäß	Informationen	der	FFG	beträgt	die	Förderung	in	der	Regel	50	Prozent	der	Projektkosten.	Bei	

Start-up	Unternehmen	bzw.	bei	Kofinanzierung	durch	die	Bundesländer	kann	 sich	die	Förderung	

erhöhen.	Das	Projektziel	sind	marktfähige	Produkte,	Verfahren	oder	Dienstleistungen.	Dabei	streicht	

die	 die	 FFG	 in	 den	 Programmgrundlagen	 (vgl.	 FFG	 2018,	 S.	 4)	 das	 Ziel	 der	 kommerziellen	

Verwertbarkeit	 hervor.	 Gemäß	 Programmbeschreibung	 zielt	 das	 Basisprogramm	 auf	

„Entwicklungsprojekte	von	Unternehmen,	welche	alleine	oder	in	Zusammenarbeit	bzw.	Subauftrag	

mit	Entwicklungspartnern	durchgeführt	werden	und	welche	als	Ergebnis	kommerziell	verwertbare	

Produkte,	Verfahren	oder	Dienstleistungen	aufweisen“.	Wesentliche	Kriterien	für	eine	Förderung	sind	

der	 Innovationsgehalt,	 der	 technische	 Schwierigkeitsgrad	 des	 Projekts	 und	 vor	 allem	 die	

wirtschaftlichen	 Verwertungsaussichten.	 Im	 Rahmen	 von	 Ausschreibungen	 können	

Schwerpunktsetzungen	vorgenommen	werden.	In	der	Vergangenheit	erfolgte	dies	etwa	im	Kontext	

mit	Digitalisierung,	Blockchain-Technologie	oder	High-Tech	Start-Ups.	Dabei	sind	die	Schwerpunkte	

aber	nicht	zwingend	vorgeschrieben.	Das	Basisprogramm	ist	grundsätzlich	thematisch	offen.	

Ein	Beispiel	für	ein	Förderprogramm	der	AWS	ist	Seedfinancing.	Das	Programm	sieht	einen	Zuschuss	

für	 die	 Gründung	 von	 High-Tech	 Unternehmen	 vor.	 Die	 Förderung	 erfolgt	 durch	 einen	 bedingt	

rückzahlbaren	Zuschuss.	Finanziert	wird	die	Gründung	und	der	Aufbau	innovativer	Unternehmen	im	

Hochtechnologiebereich.	Dieses	 Finanzierungsangebot	 spricht	Unternehmen	 aus	 allen	High-Tech-

Bereichen	an,	Schwerpunkte	liegen	in	den	Bereichen	Informations-	und	Kommunikationstechnologie	

(IKT),	 „Physical	 Science“	 und	 „Life	 Sciences“.	 Finanzierbar	 sind	 unter	 anderem	 Gründungs-	 und	

Markterschließungskosten,	 Personalkosten,	 Studien-	 und	 Konzeptkosten	 oder	 Kosten	 für	

Schutzrechte.	Ein	weiteres	AWS	Programm,	das	aber	aufgrund	seiner	formalen	Ausrichtung	aus	der	

Betrachtung	ausgenommen	ist,	ist	PreSeed.	Es	richtet	sich	an	GründerInnen,	also	Einzelpersonen	vor	

einer	 Unternehmensgründung.	 Das	 Programm	 sieht	 Finanzierungszuschüsse	 in	 der	

Vorgründungsphase	von	Hochtechnologieunternehmen	vor.	Ziel	 ist	die	Steigerung	der	Anzahl	von	
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innovativen	High-Tech	Unternehmensgründungen.	Förderbar	sind	gemäß	Programminformation	der	

AWS	 Studien-	 und	 Konzeptkosten,	 Kosten	 für	 Verbrauchsmaterial	 sowie	 Personalkosten.	

Thematische	Schwerpunkte	bestehen	für	IKT	und	Physical	Sciences.	

Das	BMF	verfügt	mit	der	Forschungsprämie	über	ein	eigenes	Leistungsangebot.	Für	Aufwendungen	

für	 Forschung	 und	 experimentelle	 Entwicklung	 können	 Unternehmen	 eine	 Forschungsprämie	

beantragen.	Diese	wurde	mit	Jänner	2018	auf	14	Prozent	(zuvor	12	Prozent)	der	eingereichten	und	

förderungswürdigen	Forschungsausgaben	erhöht.	Die	Forschungsprämie	stellt	ein	Instrument	der	

indirekten,	 steuerlichen	 Forschungsförderung	 im	 Rahmen	 der	 Einkommensteuer	 bzw.	 der	

Körperschaftssteuer	 dar.	 Bei	 Anerkennung	 durch	 das	 Finanzamt	 wird	 die	 Forschungsprämie	 als	

Gutschrift	 auf	 dem	Abgabenkonto	 verbucht.	 Ein	wesentliches	 Element	 der	 Forschungsprämie	 ist,	

dass	 sie	 auch	 im	 Verlustfall	 geleistet	 wird.	 Prämienbegünstigt	 ist	 sowohl	 die	 eigenbetriebliche	

Forschung	als	auch	die	Auftragsforschung.	Die	Forschungsprämie	stellt	ein	tragendes	Element	der	

F&E-Förderlandschaft	dar.	Im	Jahr	2018	wurden	rund	670	Mio.	Euro	an	Unternehmen	ausbezahlt.	

Die	 Forschungsprämie	 ist	 themenoffen	 ausgerichtet,	 sie	 wird	 unabhängig	 von	 der	

Unternehmensbranche	oder	dem	Innovationsfeld	geleistet.	

Auch	 die	 Bundesländer	 verfügen	 im	 betrachteten	 Bereich	 über	 Förderprogramme.	 Hier	 sticht	

insbesondere	Oberösterreich	mit	18	Leistungsangeboten	hervor.29	Im	Rahmen	der	Programmschiene	

„Förderung	betrieblicher	F&E	Projekte“	werden	innovative	Forschungs-	und	Entwicklungsvorhaben	

von	 Unternehmen	 gefördert,	 die	 zur	 Entwicklung	 neuer	 oder	 erheblich	 verbesserter	 Produkte,	

Verfahren	 und	 Dienstleistungen	 im	 Rahmen	 der	 industriellen	 bzw.	 experimentellen	 Forschung	

beitragen.	 Die	 beantragten	 Vorhaben	 können	 sämtliche	 technologischen	 Bereiche	 umfassen.	 Im	

Rahmen	der	Programmschiene	„Unterstützung	von	Forschung,	Innovation	und	Implementierung	von	

CO2-armen	 Technologien“	 werden	 unter	 anderem	 kleine	 und	 mittlere	 Unternehmen	 bzw.	

Arbeitsgemeinschaften	 von	 Unternehmen	 und	 Forschungseinrichtungen	 gefördert.	 Ziel	 ist	 der	

Kompetenzaufbau	in	CO2	relevanten	Technologiefeldern.	

Anzumerken	 ist,	 dass	 eine	 größere	 Zahl	 von	 Leistungsangeboten	 noch	 keinen	 Hinweis	 auf	 eine	

intensivere	 Fördertätigkeit	 darstellt.	 Manche	 Ministerien	 oder	 Bundesländer	 gestalten	 ihrer	

Leistungsangebote	granularer	und	weisen	daher	entsprechend	mehr	Förderangebote	auf.	Für	Wien	

																																								 																				 	
29	Hiervon	sind	alleine	schon	drei	kofinanzierte	EU-Regionalförderungen	aus	dem	Europäischen	Fonds	für	regionale	Entwicklung	EFRE	zu	
unterscheiden.	
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wiederum	scheint	im	betrachteten	Bereich	kein	Leistungsangebot	an	Unternehmen	auf.30	Dabei	ist	

das	 Fehlen	 von	 Wien	 in	 den	 Auswertungen	 nicht	 darauf	 zurückführbar,	 dass	 Wien	 über	 keine	

entsprechenden	Leistungsangebote	verfügen	würde.	Die	Recherche	ergab,	dass	beispielsweise	die	

Wiener	Wirtschaftsagentur	über	Angebote	verfügt,	die	sich	an	Unternehmen	richten	und	die	einen	

F&E-Bezug	aufweisen.	Diese	sind	aber	nicht	in	der	TDB	erfasst.	Als	Beispiele	für	solche	Programme	

der	Wiener	Wirtschaftsagentur	können	„Wien	Digital“	zur	Unterstützung	von	Unternehmen	bei	der	

Digitalisierung,	 die	 „F&E	 Kooperationsanbahnung“	 oder	 die	 Programmschiene	 „Forschung“	 zur	

Unterstützung	von	F&E-Projekten	zu	Produkt-,	Dienstleistungs-	und	Prozessinnovationen	gesehen	

werden.	

Eine	 Kategorisierung	 der	 verschiedenen	 Leistungsangebote	 erlaubt	 eine	 grobe	 Betrachtung	 der	

inhaltlichen	Ausrichtung	des	Programmportfolios	(vgl.	Tabelle	25).	Nach	inhaltlichen	Kategorien	sind	

die	themenoffenen	Programme	sowie	Förderungen,	die	relativ	allgemein	und	ohne	weitere	Definition	

des	 Technologiefeldes	 auf	 Produktion,	 Produkt-	 oder	 Prozessinnovation	 abzielen,	 von	 größter	

Bedeutung.		

Tabelle	25:	Förderangebote	für	angewandte	F&E	in	Unternehmen,	Leistungsangebote	

bis	Anfang	2018	nach	Themen,	Übersicht	nach	leistungsdefinierender	Stelle	

		
Mehrfachzuordnungen	möglich.	
Quelle:	EcoAustria	auf	Basis	BMF-TDB.	

																																								 																				 	
30	Ein	einziges	Leistungsangebot,	nämlich	die	„Förderung	von	Institutionen	bzw.	Projekten	im	Bereich	der	Wissenschaft“,	berücksichtigt	
neben	 anderen	 Zielgruppen	 auch	 an	 Unternehmen	 bzw.	 schließt	 diese	 als	 Fördernehmer	 zumindest	 nicht	 aus.	 Gemäß	 TDB	 zielt	 das	
Leistungsangebot	 aber	 eher	 auf	 Projektförderungen	 an	 außeruniversitäre	 Einrichtungen	 ab.	 Im	 Vordergrund	 steht	 die	 Unterstützung	
großer	 Forschungsgesellschaften	 und	 von	 kultur-,	 sozial-	 und	 politikwissenschaftlichen	 Forschungs-	 und	 Vermittlungsinstitutionen.	
Standortrelevante	F&E	in	Unternehmen	steht	eher	nicht	im	Vordergrund	des	Leistungangebots.	
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Von	den	124	Leistungsangeboten	sind	71	themenoffen	gestaltet.	Hierzu	zählt	neben	dem	oben	bereits	

beschriebenen	Basisprogramm	der	größte	Teil	der	FFG	Programme,	etwa	„Forschungskompetenzen	

für	die	Wirtschaft“,	„Innovationsscheck“	oder	„Produktion	–	Führende	Rolle	bei	grundlegenden	und	

industriellen	 Technologien“.	 Auch	 die	 Bundesländer	 verfügen	 über	 zahlreiche	 themenoffene	

Programme,	 etwa	 Niederösterreich	 im	 Rahmen	 seines	 Wirtschafts-	 und	 Tourismusfonds	 oder	

Kärnten	im	Rahmen	der	Programme	des	Kärntner	Wirtschaftsförderungsfonds	KWF.		

Der	 größte	 Teil	 der	 themenoffenen	 Förderprogramme	 zielt	 unabhängig	 von	 der	 Branche,	 der	

Unternehmensgröße,	dem	Unternehmenstypus	oder	dem	Technologiefeld	auf	allgemeine	Produkt-	

und	Prozessinnovationen	in	Unternehmen	ab.	Die	thematischen	Kategorien	sind	nicht	ausschließend,	

sodass	45	der	71	themenoffenen	Programme	auch	in	die	Kategorie	„Produkt-	und	Prozessinnovation“	

eingeordnet	werden	können.	Neben	zahlreichen	FFG	Programmen	–	alleine	11	auf	Seiten	des	BMDW	

(z.B.	COIN,	COMET,	Innovationsscheck,	Eurostars,	Innovation	in	KMU)	–	werden	etwa	die	Kärntner	

Programme	des	KWF,	die	Förderung	von	innovativen	Kooperationsprojekten	im	Rahmen	der	Cluster-

Initiativen	 in	Oberösterreich,	die	Förderung	von	 InnovationsassistentInnen	 in	Oberösterreich	und	

Niederösterreich,	 „easy2innovate“	 in	Oberösterreich	oder	 „Geistes!Blitz“	und	 „Ideen!Reich“	 in	der	

Steiermark	beiden	Kategorien	zugeordnet.	

Vor-	und	Nachteile	themenoffener	und	thematisch	festgelegter	Programme	wurden	in	der	Literatur	

umfassend	diskutiert:	Der	klassische	Vorteil	der	programmorientierten	Förderinstrumente	besteht	

aus	 Sicht	 der	 Programmverantwortlichen	 in	 der	 Möglichkeit,	 einen	 inhaltlichen	 Einfluss	 auf	 die	

geförderten	 Innovationsvorhaben	 auszuüben.	 Dadurch	 kann	 eine	 Priorisierung	 vorgenommen	

werden,	 die	 unter	 Berücksichtigung	 von	 erwartbaren	 Trends	 und	 Entwicklungen	 den	

volkswirtschaftlichen	 Nutzen	 erbringen.	 Der	 klassische	 Nachteil	 besteht	 darin,	 dass	 thematisch	

festgelegte	 Programme	 auch	 Forschungsprojekte	 von	 einer	 Förderung	 ausgrenzen,	 die	

möglicherweise	einen	ebenso	hohen	oder	sogar	noch	höheren	volkswirtschaftlichen	Nutzen	haben.	

Das	 bedeutet,	 dass	 bei	 thematischen	 Programmen	 programmverantwortliche	 Akteure	 eine	

treffsichere	 Erwartung	 entwickeln	 müssen,	 welche	 Innovationsfelder	 in	 Zukunft	 den	 höchsten	

gesamtgesellschaftlichen	 Nutzen	 bringen.	 Da	 aber	 die	 erforderlichen	 Informationen	 und	

Entscheidungsgrundlagen	 eher	 in	 den	 Unternehmen	 als	 in	 der	 Politik	 und	 in	 der	 Verwaltung	 zu	

finden	sind,	kann	ein	programmatisch	stark	festgelegtes	Programmportfolio	zur	Folge	haben,	dass	

die	 Innovationsdynamik	 gebremst	 oder	 sogar	 blockiert	 wird.	 Themenoffene	 Programme	

diskriminieren	hingegen	nicht	zwischen	Technologie-	und	Innovationsfeldern	und	die	Entscheidung	

muss	 nicht	 vorab	 von	 der	 Politik	 getroffen	 werden.	 Themenoffene	 Programme	 überlassen	 den	

Unternehmen	somit	größtmöglichen	Spielraum	für	Konzeption	und	Design	der	Forschungsvorhaben.	

Eine	Abschätzung	der	Technologie-	und	Marktfähigkeit	erfolgt	dabei	in	den	Unternehmen	selbst.		
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Neben	 den	 themenoffenen	 Programmen	 besteht	 eine	 Reihe	 von	 thematisch	 abgegrenzten	

Förderangeboten,	 die	 auf	 die	wesentlichen	 Trends	 und	 Herausforderungen	 –	 Digitalisierung	 und	

Technisierung,	 Alterung,	 Klimawandel	 und	 Energiewende,	 Urbanisierung	 und	 Wohnraum	 etc.	 –	

Rücksicht	nehmen.	Von	den	124	Förderangeboten	werden	etwa	28	dem	Cluster	Umwelt	und	Energie	

zugeordnet.	 Hierbei	 sind	 etwa	 die	 Förderprogramme	 des	 Klima-	 und	 Energiefonds	 oder	 die	

Umweltförderungen	des	BMNT	relevant.	Auch	die	FFG	verfügt	im	Bereich	Umwelt	und	Energie	über	

zahlreiche	 Programme,	 etwa	 „Leuchttürme	 der	 Elektromobilität“,	 „Smart	 Cities“	 oder	 das	

„Energieforschungsprogramm“.	

Tabelle	26:	Förderangebote	für	angewandte	F&E	in	Unternehmen,	Leistungsangebote	bis	

Anfang	2018	nach	Branchen	und	Größenklassen,	Übersicht	nach	leistungsdefinierender	Stelle	

		
Quelle:	EcoAustria	auf	Basis	BMF-TDB.	

Eine	 weitere	 Kategorie	 der	 Einordnung	 der	 Förderangebote	 unterscheidet	 die	 verschiedenen	

Zielgruppen.	 Weiterführend	 wird	 untersucht,	 ob	 zwischen	 verschiedenen	 Unternehmensgrößen	

oder	 Branchen	 differenziert	 wird.	 Die	 Kategorisierung	 erfolgt	 nach	 Unternehmensgröße	 und	

unterscheidet	kleine,	mittlere	und	große	Unternehmen.	Dabei	wird	in	den	Programmgrundlagen	der	

selektiven	Förderungen	durchwegs	auf	die	KMU-Definition	der	Europäischen	Union	zurückgegriffen.	

Die	Differenzierung	nach	Branchen	basiert	auf	der	Branchenklassifikation	der	O� NACE	2008,	wobei	

durch	Zusammenfassung	von	Wirtschaftsabschnitten	vier	größere	Sektoren	gebildet	werden.	Es	wird	

zwischen	den	Clustern	„Land-	und	Forstwirtschaft	im	weiteren	Sinne“	(NACE	A-B),	„Industrie	i.w.S.“	

(NACE	C-F),	„Marktdienste	i.w.S.“	(NACE	G-N)	und	„Verwaltung,	Unterricht,	Gesundheit,	Unterhaltung	

etc.“	(NACE	O-U)	unterschieden.	Die	Ergebnisse	in	Tabelle	26	zeigen,	dass	die	Förderprogramme	zu	

einem	Gutteil	allen	Unternehmen	unabhängig	von	Branche	und	Größe	offen	stehen.	

U� ber	 die	 bereits	 vorgestellten	 Bereiche	 der	 Förderung	 von	 anwendungsorientierter	 F&E	 in	

Unternehmen	 sind	 in	 O� sterreich	 Programme	 der	 Strukturförderung	 zur	 Förderung	 von	
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Kooperationen	zwischen	Unternehmen	und	Universitäten	bzw.	Forschungseinrichtungen	von	großer	

Bedeutung	 (vgl.	 Tabelle	 27).	 Beispiele	 für	 diese	 zumeist	 themenoffenen	 Strukturprogramme	 sind	

etwa	auf	Seiten	der	FFG	das	„Kompetenzzentrumprogramm	COMET“,	das	Brückenschlagprogramm	

BRIDGE,	 das	 Programm	 „COIN	 –	 Cooperation	 and	 Innovation“.	 Diese	 Programme	 fördern	 die	

Kooperation	 zwischen	Unternehmen	und	 Forschungseinrichtungen	 bzw.	 EinzelforscherInnen	und	

schaffen	damit	institutionelle	Schnittstellen	zwischen	den	beiden	Ebenen.	Strukturprogramme	zielen	

damit	 letztlich	 auf	 die	 Schaffung	 von	 Innovationsstrukturen	 zur	 Institutionalisierung	 des	

Wissenstransfers	zwischen	Wirtschaft	und	Wissenschaft	ab.	Dies	lässt	sich	am	Beispiel	von	COMET	

erläutern:	 Die	 Teilnahme	 kann	 hier	 entweder	 als	 wissenschaftlicher	 Partner	 oder	 als	

Unternehmenspartner	 erfolgen.	 Förderungswerbende	 sind	 Konsortien	 mit	 mindestens	 einem	

wissenschaftlichen	 Partner	 und	 mindestens	 drei	 voneinander	 unabhängigen	

Unternehmenspartnern.	Im	Mittelpunkt	des	COMET	Antrags	steht	ein	gemeinsam	von	Wissenschaft	

und	 Wirtschaft	 formuliertes	 Forschungsprogramm,	 das	 nicht	 nur	 eine	 Ansammlung	 von	

Einzelprojekten	 darstellt,	 sondern	 durch	 die	 Zusammenarbeit	 und	 die	 gemeinsame	 strategische	

Ausrichtung	 einen	 klaren	 Mehrwert	 im	 Sinne	 der	 COMET-Programmziele	 schafft.	 Im	

Ausschreibungsleitfaden	 für	 COMET	 Projekte	 (FFG	 2017)	 sind	 als	 Ausschreibungsziele	 sowohl	

Forschungskompetenz	 und	 Wissenschaftsanbindung	 der	 Unternehmen	 als	 auch	 die	

Umsetzungsrelevanz	 der	 Forschung	 angesprochen.	 Durch	 die	 Kooperation	 sollen	 neue	 Produkte,	

Prozesse	 und	 Dienstleistungen	 initiiert	 und	 neue	 Märkte	 geöffnet	 werden	 und	 somit	 die	

Innovationsfähigkeit	der	Unternehmen	gesteigert	werden.	

Tabelle	27:	Strukturprogramme	zur	Förderung	von	Kooperationen	zwischen		

Unternehmen	und	Universitäten	bzw.	Forschungseinrichtungen	

	
Quelle:	EcoAustria	auf	Basis	BMF-TDB.	
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Insgesamt	 zeigt	 die	 Auswertung,	 dass	 ein	 Gutteil	 der	 F&E-Förderungen	 an	 Unternehmen	

themenoffen	ausgestaltet	sind	und	die	programmatischen	Grundlagen	im	Allgemeinen	auch	keine	

Spezifikation	und	Differenzierung	vornehmen.	Der	größte	Teil	der	für	Unternehmen	bereitstehenden	

Förderangebote	 richtet	 sich	 an	 Unternehmen	 unabhängig	 von	 der	 Branche	 oder	 der	 Größe.	 Im	

Hinblick	auf	Unternehmenszielgruppen	sind	alle	Unternehmensgrößen	und	-branchen,	insbesondere	

auch	 die	 KMU,	 gleichermaßen	 in	 die	 Zielgruppendefinition	 einbezogen.	 Die	 festzustellende	

weitgehende	programmatische	Offenheit	gegenüber	Themen,	Branchen	und	Unternehmensgrößen	

scheint	sinnvoll,	da	Innovationsprozesse	in	allen	Branchen	und	Unternehmen	stattfinden,	und	sich	

höchstens	 in	 Bezug	 auf	 Art	 und	 Intensität	 unterscheiden.	 „Blinde	 Flecken“	 in	 der	 F&E-

Förderlandschaft	O� sterreichs	scheint	es	damit	nicht	zu	geben.	Darüber	hinaus	bestehen	eine	Reihe	

von	Programmen	zur	Förderung	von	Kooperationen	zwischen	Unternehmen	und	Universitäten	bzw.	

Forschungseinrichtungen,	was	als	Förderung	des	Wissenstransfers	positiv	einzuschätzen	ist.	

Aktuelle	Schwerpunktsetzungen	sind	im	Bereich	KMU,	Digitalisierung	und	F&E	Humanressourcen	

auszumachen.	 Im	 Rahmen	 des	 Förderprogramms	 „KMU	 digital“	 finden	 kleine	 und	 mittlere	

Unternehmen	 Unterstützung	 bei	 der	 U� berprüfung	 und	 Adaptierung	 ihrer	 IT-Infrastruktur.	 Das	

Leistungsangebot	ist	ausgelaufen	und	wird	ab	2020	neu	dotiert.	Der	Schwerpunkt	Digitalisierung	der	

Wirtschaft	findet	sich	in	weiteren	Förderprogrammen,	etwa	einer	aktuellen	Ausschreibung	im	FFG	

Programm	 „Produktion	 der	 Zukunft“,	 die	 speziell	 auf	 die	 Ziele	 einer	 effizienten	 Ressourcen-	 und	

Rohstoffnutzung,	 die	 Etablierung	 effizienter	 Produktionstechnologien,	 einer	 flexiblen	 Produktion	

sowie	 auf	 die	 Herstellung	 hochwertiger	 Produkte	 ausgerichtet	 ist.	 Zudem	 ist	 Digitalisierung	 in	

weiteren	Förderprogrammen	abgedeckt,	etwa	„Industrie	4.0“,	 „Blockchain“,	 „Artificial	 Intelligence“,	

„e-Health“	oder	„Digitalisierung	im	Bau“.	Im	Rahmen	des	EUREKA-Netzwerks	läuft	seit	1.	April	2019	

eine	 Ausschreibung	 für	 marktnahe	 Forschungs-	 und	 Entwicklungsprojekte	 im	 Bereich	 „Artificial	

Intelligence	 &	 Quantum	 Computing“.	 In	 den	 themenoffenen	 Programmen	 sind	 entsprechende	

Schwerpunktsetzungen	im	Rahmen	der	Basisprogramme	sowie	im	Rahmen	von	COMET	oder	BRIDGE	

möglich.	 Die	 Förderung	 der	 FTI-relevanten	 Humanressourcen	 in	 Unternehmen	 findet	 etwa	 im	

Rahmen	 des	 FFG-Programms	 Forschungskompetenzen	 für	 die	 Wirtschaft	 statt.	 Hier	 werden	

Unternehmen	 im	 Aufbau	 und	 in	 der	 Höherqualifizierung	 ihres	 vorhandenen	 Forschungs-	 und	

Innovationspersonals	 unterstützt.	 Für	 die	 Unternehmen	 sieht	 das	 Programm	 kostenlose	 und	

hinsichtlich	 des	 konkreten	 Qualifizierungsbedarfs	 maßgeschneiderte	 Aus-	 und	

Weiterbildungsmaßnahmen	für	die	MitarbeiterInnen	vor.	
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4.2.2. Ansatzpunkte	zur	Verbesserung	der	F&E	Förderung	in	Österreich	

O� sterreich	weist	mit	etwa	3,2	Prozent	des	BIP	eine	im	internationalen	Vergleich	hohe	F&E-Quote	auf.	

Dabei	 trägt	 der	 öffentliche	 Sektor31	 jedoch	 nur	 mit	 knapp	 mehr	 als	 einem	 Drittel	 zur	 F&E-

Finanzierung	 bei.	 Der	 heimische	 Unternehmenssektor	 trägt	 mit	 mehr	 als	 50	Prozent	 zur	 F&E-

Finanzierung	 bei.	 Auf	 der	 Finanzierungsseite	 ist	 zudem	 noch	 das	 Ausland	 zu	 berücksichtigen.	

Darunter	 neben	 Rückflüssen	 aus	 EU-Forschungsprogrammen	 (etwa	 Horizon	 2020)	 zum	

überwiegenden	 Teil	 F&E-Mittel,	 die	 von	 ausländischen	 Unternehmen	 bereitgestellt	 werden	 (vgl.	

Statistik	 Austria	 2015,	 S.	 16).	 Statistik	 Austria	 zufolge	 entfielen	 2017	 1,87	 Mrd.	 Euro	 der	

Bruttoinlandsausgaben	für	F&E	auf	das	Ausland,	hiervon	jedoch	nur	206,7	Mio.	Euro	auf	die	EU.	Unter	

Berücksichtigung	 des	 Auslands	 trägt	 der	 Unternehmenssektor	 damit	 etwa	 zwei	 Drittel	 der	

Bruttoinlandsausgaben	 für	 F&E	 in	 O� sterreich.	 Damit	 weist	 O� sterreich	 mit	 F&E-Ausgaben	 des	

öffentlichen	Sektors	von	zwischen	0,9	Prozent	und	1	Prozent	des	BIP	zwar	einen	im	internationalen	

Vergleich	 sehr	 hohen	 Finanzierungsbeitrag	 zu	 F&E	 auf32,	 jedoch	 fallen	 auch	 die	

Unternehmensausgaben	in	diesem	Bereich	sehr	hoch	aus.	

Bei	 im	 internationalen	 Vergleich	 hohen	 F&E-Ausgaben	 erreicht	 O� sterreich	 bei	 internationalen	

Rankings	wie	etwa	dem	European	Scoreboard	 Innovation	oder	beim	Global	 Innovation	 Index	der	

World	 Intellectual	 Property	 Organisation	 (WIPO)	 Platzierungen	 im	 besseren	 Mittelfeld,	 jedoch	

tendenziell	unterhalb	vergleichsrelevanter	Peers,	wie	etwa	Deutschland,	Niederlande,	Schweden	etc.		

Die	 Platzierung	O� sterreichs	 im	 Innovation	 Scoreboard	 (EIS)	 der	 Europäischen	Union	 hat	 sich	 im	

Zeitraum	von	2011	bis	2018	nicht	wesentlich	verändert.	Rangiert	O� sterreich	im	Jahr	2011	auf	Rang	

8	 unter	 den	 EU-Mitgliedstaaten,	 so	 belegt	 O� sterreich	 2018	 nahezu	 unverändert	 Rang	 9	 (vgl.	

Europäische	 Kommission	 2019,	 S.	 7	 und	 S.	 91).	 Betrachtet	 man	 die	 Ergebnisse	 des	 EIS	 nach	

Einzelindikatoren	(vgl.	Europäische	Kommission	2019a)	im	Detail,	so	ergibt	sich	ein	differenzierteres	

Bild:	Dabei	liegt	O� sterreich	im	aktuellen	EIS	2019	etwa	bei	F&E-Ausgaben	im	Unternehmenssektor	

(Europäische	Kommission	2019a,	S.	14)	innerhalb	der	EU	auf	Rang	2.	Bei	KMU	mit	Marketing-	und	

organisatorischen	Innovationen	liegt	O� sterreich	ebenso	auf	Rang	2	und	bei	KMU	mit	Produkt-	und	

Prozessinnovationen	auf	Rang	5.	Bei	öffentlich-privaten	Co-Publikationen	belegt	O� sterreich	Rang	3	

und	 bei	 innovativen	 KMU,	 die	mit	 anderen	 Akteuren	 kooperieren,	 belegt	 O� sterreich	 Rang	 5.	 Die	

																																								 																				 	
31	 Dabei	 werden	 der	 Bund,	 die	 Bundesländer	 sowie	 sonstige	 öffentliche	 Finanzierungsträger	 (Gemeinden,	 Kammer,	
Sozialversicherungsträger)	berücksichtigt.	
32	Der	Finanzierungsbeitrag	des	öffentlichen	Sektors	beträgt	beispielsweise	0,8	Prozent	in	Deutschland	und	in	Finnland	oder	0,6	Prozent	
in	den	Niederlanden.	
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Platzierungen	bei	diesen	Einzelindikatoren	deuten	an,	dass	O� sterreich	in	jenen	Feldern,	bei	denen	

Unternehmen	 mit	 Forschungseinrichtungen	 kooperieren	 und	 in	 Forschungskooperationen	

eingebunden	sind,	gut	platziert	ist.	Die	Unternehmen	und	dabei	insbesondere	KMU	scheinen	gut	in	

das	Innovationssystem	eingebunden	zu	sein.33	Verbesserungspotenziale	ergeben	sich	insbesondere	

beim	 Indikator	der	Breitbanddurchdringung	 (Rang	20	unter	EU-Mitgliedstaaten),	Venture	Capital	

Ausgaben	in	Prozent	des	BIP	(Rang	19)	und	wissensintensiven	Dienstleistungsexporten	(Rang	19).		

In	der	Vergangenheit	haben	nationale	und	internationale	Studien	und	Analysen	die	Effizienz	der	F&E-

Förderungen	bemängelt.	Auf	Bundes-	und	Landesebene	agieren	eine	Vielzahl	von	Förderagenturen	

und	 intermediären	 Trägern	 mit	 unterschiedlichen	 Zielsetzungen,	 Prioritäten	 und	

Professionalisierungsgraden,	und	dies	mit	teils	sehr	kleinvolumigen	und	sehr	regional	fokussierten	

Programmen.	Die	Systemevaluierung	unter	der	Koordination	des	WIFO	hatte	 schon	 im	 Jahr	2009	

aufgezeigt,	dass	im	Bereich	der	direkten	F&E-Förderung	unterschiedliche	Interventionslogiken	und	

Ebenen	 bestehen.	 Diese	 führen	 zu	 einer	 U� berlappung	 von	 Förderangeboten	 bei	 den	 jeweiligen	

Zielgruppen.	Aiginger	et	al.	(2009a)	empfehlen	daher	eine	bessere	und	flexiblere	Abstimmung	der	

Förderangebote	 aufeinander,	 um	 die	 Steuerungswirkung	 der	 direkten	 Forschungsförderung	 zu	

erhöhen.	Betreffend	die	Effizienz	des	Systems	der	Forschungsförderung	und	-finanzierung	kommen	

die	Autoren	der	Systemevaluierung	zu	dem	Ergebnis,	dass	sich	höhere	Innovationsaufwendungen	in	

O� sterreich	 noch	 nicht	 in	 höheren	 Marktanteilen	 und	 Exporten	 im	 höchsten	 Qualitätssegment	

wissensintensiver,	 schnell	 wachsender	 Industrien	 niedergeschlagen	 haben	 und	 dass	 sich	

Forschungsausgaben	 anteilsmäßig	 stark	 auf	 eine	 kleine	 Gruppe	 zumeist	 größerer	 Unternehmen	

konzentrieren	(vgl.	Aiginger	et	al.	2009a).	

Darüber	hinaus	hat	der	Rechnungshof	2016	eine	Prüfung	zum	Thema	 ‚Forschungsfinanzierung	 in	

O� sterreich‘	durchgeführt.	Diese	erstreckt	sich	auf	den	Bund,	die	Länder	sowie	auf	die	intermediären	

Träger	der	Forschungsförderung.	Ziel	ist	die	Schaffung	eines	Gesamtüberblicks	über	das	System	der	

Forschungsfinanzierung	 in	 O� sterreich.	 Der	 Bericht	 identifiziert	 dabei	 institutionell-strukturelle	

Mängel	 im	System	der	Forschungsförderung:	 im	Allgemeinen	 ist	die	Forschungsförderung	sowohl	

administrativ	 als	 auch	 programmatisch	 auf	 verschiedene	 staatliche	 Ebenen	 des	 Bundes	 und	 der	

Länder	zersplittert.	Eine	Vielzahl	unterschiedlicher	und	häufig	gering	dotierter	Programme	besteht	

nebeneinander.	 Die	 Zielsetzungen	 und	 Prioritäten	 zwischen	 den	 unterschiedlichen	 staatlichen	

Stellen	 des	 Bundes	 und	 der	 Länder,	 zwischen	 stärker	 grundlagenorientierten	 und	 stärker	

																																								 																				 	
33	 Bei	 der	 Interpretation	 der	 Indikatoren	 gilt	 die	 Einschränkung,	 dass	 der	 Indikator	 der	 öffentlich-privaten	 Co-Publikation	 nicht	 nur	
Unternehmen,	 sondern	 auch	 den	 privaten,	 nicht-profitorientierten	 Sektor	 mit	 einbezieht.	 Die	 Definition	 des	 Indikators	 gemäß	 EIS	
(Europäische	Kommission	2019b,	S.	8)	lautet:	„Number	of	public-private	co-authored	research	publications.	[…]	Publications	are	assigned	
to	the	country	in	which	the	business	company	or	other	private	sector	organisations	are	located”.	
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anwendungsorientierten	Forschungs-	und	Wissenschaftsbereichen	sowie	zwischen	den	Disziplinen	

sind	demnach	kaum	akkordiert	und	nicht	unmittelbar	in	eine	gesamtstaatliche	Strategie	integriert.	

Hier	werden	Abstimmungs-	und	Konsolidierungspotenziale	verortet.	Zudem	bleibt	die	strategische	

Ausrichtung	der	FTI-Politik	weiterhin	stark	auf	Finanzierungsziele	fokussiert	(vgl.	auch	Hranyai	und	

Janger	2015).	Die	F&E-Quote	soll	bis	2020	auf	3,76	Prozent	des	BIP	gesteigert	werden,	bei	einem	

Finanzierungsanteil	 des	 öffentlichen	 Sektors	 von	 einem	 Drittel.	 Mit	 dem	 Bundeshaushaltsgesetz	

2013	 wurde	 eine	 umfassende	 Wirkungsorientierung	 im	 Haushaltsrecht	 implementiert	 (vgl.	

Budgetdienst	 2014).	 Auf	 dieser	 Grundlage	 sind	 etwa	 für	 die	 FTI-Förderungen	 des	 BMDW	

umfangreiche	 Wirkungsindikatoren	 im	 Bundeshaushalt	 verankert,	 etwa	 die	 Zahl	 der	 F&E	

durchführenden	Unternehmen,	der	Anteil	der	KMU	mit	interner	Innovation	auf	Basis	des	EIS	oder	

Aufstieg	 in	 die	 Gruppe	 der	 führenden	 Innovationsländer	 im	 EIS	 (vgl.	 etwa	 BMF	 2017,	 S.	 22ff).	

Anzumerken	ist	auch,	dass	im	Aktionsbereich	der	größeren	Förderagenturen	wie	etwa	der	FFG	oder	

der	AWS	regelmäßig	Einzelevaluierungen	und	Wirkungsmonitorings	durchgeführt	werden	(vgl.	etwa	

Bührer	 et	 al.	 2017;	 Kaufmann	 und	 Nindl	 2019;	 Kaufmann	 et	 al.	 2018).	 Dennoch	 stellt	 etwa	 der	

Rechnungshof	fest,	dass	ein	systematischer	Ansatz	und	eine	umfassende	Wirkungsorientierung	in	

O� sterreich	weiterhin	fehlen	(RH	2016,	S.	153ff)	und	die	strategische	Ausrichtung	der	FTI-Programme	

der	Ministerien	und	der	Bundesländer	in	weiten	Teilen	nach	wie	vor	auf	Inputsteuerung	beruht.	

Wenngleich	die	Systemevaluierung	rund	ein	Jahrzehnt	zurückliegt,	sind	zahlreiche	ihrer	Ergebnisse	

weiterhin	 gültig.	 Mit	 dem	 Forschungsrahmengesetz	 wurde	 aktuell	 ein	 Gesetzesentwurf	 in	

Begutachtung	 geschickt,	 der	 insbesondere	 auf	 Leistungs-	 und	 Finanzierungsvereinbarungen	

zwischen	 dem	 Bund	 und	 den	 im	 Gesetz	 genannten	 zentralen	 Forschungs-	 und	

Forschungsförderungseinrichtungen	zielt.	Hierzu	zählen	etwa	die	FFG,	die	AWS,	die	Akademie	der	

Wissenschaften	 oder	 die	 Christian	 Doppler	 Forschungsgesellschaft.	 Dabei	 wird	 eine	 stärkere	

Trennung	der	 strategischen	und	operativen	Steuerung	angestrebt.	 In	diesen	Vereinbarungen	 sind	

beispielsweise	 die	 zu	 erreichenden	 Ziele	 und	 Leistungen	 explizit	 zu	 verankern.	 Mit	 dem	

Forschungsrahmengesetz	werden	für	den	im	Gesetz	erfassten	Bereich	einige	der	Forderungen	der	

Systemevaluierung	 aufgenommen,	 die	 zu	 einer	 Verbesserung	 der	 Effizienz	 und	

Wirkungsorientierung	führen	sollen.	Darüber	hinaus	sollte	auch	Augenmerk	auf	weitere	wesentliche	

Schwächen	im	System	der	Forschungsfinanzierung	gelegt	werden.	Dies	gilt	nicht	zuletzt	im	Hinblick	

auf	die	Verfügbarkeit	von	Risikokapital	für	F&E.	
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Effekte	der	Steuerreform	2020-23,	EcoAustria	Policy	Note	No.	32.		

Thomas,	 T.,	 J.	 Berger,	 N.	 Graf	 und	 L.	 Strohner	 (2017).	 Staatsausgaben	 in	 O� sterreich:	
Effizienzpotenziale	nutzen,	Leistungsniveau	erhalten,	EcoAustria	Policy	Note	20.		

Voermans,	W.	(2009).	Gold-plating	and	double	banking:	an	overrated	problem?,	in	Snijders,	H.	und	S.	
Vogenauer	(Hrsg.),	Content	and	Meaning	of	National	Law	in	the	Context	of	Transnational	Law,	
Sellier	European	Law	Publishers,	79-88,	München.		

Weltbank	(2019),	Doing	Business	2019.	

Wolf,	E.	und	M.	Beblo	(2004).	Does	Work	Time	Flexibility	Work?	–	An	Empirical	Assessment	of	the	
Efficiency	Effects	for	German	Firms,	ZEW	Discussion	Paper	No.	04-47.		

World	Economic	Forum	(2017),	The	Global	Competitiveness	Report	2017–2018.	

World	Economic	Forum	(2018),	The	Global	Competitiveness	Report	2018.	
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